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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser, haben Sie sich schon einmal gefragt,
wie politische Entscheidungsträger:innen zu ihren Einschätzungen und
Entscheidungen gelangen? Wie es Politiker:innen gelingt, sich zu kom‐
plexen und dynamischen Themen eine Meinung zu bilden und Ent‐
scheidungen zu fällen? Wie sie dabei vorgehen und wodurch sie in
diesem Prozess beeinflusst werden?

Diese Fragen hat sich Lea Schnackenberg in der vorliegenden Ar‐
beit vorgenommen. Als Fallbeispiel konzentriert sie sich auf politische
Entscheidungen zur Produktion grünen Wasserstoffs in Thüringen.
Hier stehen Landespolitiker:innen vor der Herausforderung einzuord‐
nen, wie ihr Bundesland bei der Produktion grünen Wasserstoffs ver‐
fahren sollte. Diese Entscheidungen geschehen freilich vor dem größe‐
ren Hintergrund eines umfassenderen Transformationsprozesses hin zu
nachhaltigen Energieformen.

Grüner Wasserstoff gilt im Rahmen der Energiewende als ein
Hoffnungsträger und der Ausbau der Wasserstoff-Kapazitäten ist ein
klar formuliertes politisches Vorhaben, das auf unterschiedlichen politi‐
schen Ebenen, von der EU über die Bundesrepublik bis zu den Bundes‐
ländern, in Wasserstoffstrategien artikuliert wird. Auch Thüringen hat
2020 eine Landesstrategie Wasserstoff erarbeiten lassen mit dem Ziel,
eine Thüringer Wasserstoffwirtschaft aufzubauen.

In dieser Gemengelage fällt einzelnen politischen Entscheidungsträ‐
ger:innen in den Bundesländern eine zentrale Rolle zu, da sie maßgeb‐
lich an der Formulierung und Umsetzung landesspezifischer energie‐
politischer Ziele beteiligt sind. Ihre Haltung zu diesem Thema, ihr
Wissen und ihre Prioritätensetzungen können die Art und Weise der
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politischen Umsetzung erheblich beeinflussen. An dieser Forschungslü‐
cke setzt die vorliegende Arbeit an.

Zur Untersuchung ihrer Fragestellung hat sich Lea Schnackenberg
für ein qualitatives Verfahren entschieden, die Grounded-Theory-Me‐
thode. Angesichts der Tatsache, dass die Forschungslage zu dieser Frage
noch dünn ist, bietet dieses induktive Verfahren die Möglichkeit, neue
und unerwartete Erkenntnisse zu gewinnen. Befragt wurden energiepo‐
litische Expert:innen im Thüringer Landtag.

Die Ergebnisse der Arbeit vermitteln einen lebendigen Eindruck,
wie in diesem aufgeheizten Politikfeld rund um die Energiewende die
Debatte um die „richtige“ Energieerzeugungsart von den Befragten
als „politisches Schlachtfeld“ wahrgenommen wird. Es wird deutlich,
welchen Einfluss etwa ideologische Präferenzen, populistische Kam‐
pagnen, unreflektierte Medien oder Lobbygruppen auf die Entschei‐
der:innen haben. Eine zusätzliche Herausforderung ergibt sich durch
die besondere politische Lage Thüringens in der 7. Wahlperiode. Die
Arbeit offenbart überraschende Einblicke, die in der Literatur bislang
nur wenig Beachtung finden.

Die Arbeit demonstriert die Stärke der Grounded-Theory-Methode,
durch die Einsichten in die Beeinflussung politischer Entscheidungen
im Kontext nachhaltiger Transformationsprozesse in der Energiepolitik
möglich werden. Die hochrelevanten Ergebnisse liefern ein Angebot,
über Herausforderungen der Energiewende auch in anderen Bundes‐
ländern nachzudenken und geben Anregungen für neue Forschungs‐
fragen und -foki.

 
Viel Freude bei der Lektüre!
Stefanie Hiß

Vorwort
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1 Einführung

Der kritische Zeitpunkt, an dem Deutschland und Europa die Vorausset‐
zungen für eine Erreichung der Pariser Klimaziele schaffen können, ist
bald verstrichen. Zentraler Hebel für Klimaneutralität ist die Transformati‐
on des Energiesystems und die Bereitstellung von Technologien, die dies
auch weltweit ermöglichen. (Edenhofer et al., 2023, S. 6)

So beginnen die Wissenschaftler:innen1 der Leopoldina-Fokusgruppe
„Klima und Energie“ ihr Diskussionspapier aus dem Jahr 2023. Ihre
zentrale Forderung: das auf fossilen Energieträgern basierende En‐
ergiesystem muss umgebaut werden. Die Klimakrise, vom Weltwirt‐
schaftsforum (WEF) auch als die „[…] größte Bedrohung für die
Menschheit“ (Zeit ONLINE, 2020) bezeichnet, schreitet voran. Wö‐
chentlich kommt es zu neuer Berichterstattung über Extremwetterer‐
eignisse, eine „Jahrhundertflut“ jagt die nächste. Zuletzt machten die
Überschwemmungen unter anderem in Polen, Tschechien und Öster‐
reich im September 2024 deutlich, welch immense Auswirkungen kli‐
matische Veränderungen auf die Art, wie Gesellschaften leben und
wirtschaften, haben. Spätestens seit der Pariser Klimakonferenz 2015 ist
das Thema Klimaschutz in aller Munde – bei der letzten Bundestags‐
wahl 2021 war es sogar das entscheidende Thema für viele Wähler:in‐
nen (Tagesschau, 2021).

Deutschland hat sich in diversen Verträgen dazu verpflichtet, Treib‐
hausgasemissionen zu reduzieren. Das erklärte Ziel der EU ist es,

1 Die vorliegende Arbeit wurde in geschlechtersensibler Sprache verfasst. Der Doppel‐
punkt („:“) wurde verwendet, um alle Geschlechteridentitäten gleichermaßen zu
berücksichtigen und eine inklusive Ausdrucksweise zu gewährleisten.

1
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bis 2050 Klimaneutralität2 zu erreichen. Die Emissionen sollen EU-weit
bis 2030 um 55 Prozent gegenüber 1990 sinken (Dröge & Westphal,
2021, S. 85). Der Übergang zur Klimaneutralität konzentriert sich dabei
auf drei entscheidende Hauptfelder: Energiesysteme, urbane Räume
und Landnutzungssysteme. In diesen zentralen Bereichen müssen Pro‐
duktion, Konsummuster und Lebensstile so verändert werden, dass die
globalen Treibhausgasemissionen in den kommenden Jahrzehnten auf
ein absolutes Minimum reduziert werden (WBGU, 2011, S. 5). Dem
Energiesystem kommt dabei eine besondere Bedeutung zu (WBGU,
2011, S. 3).

In Deutschland verursachten im Jahr 2021 energiebedingte Treib‐
hausgasemissionen etwa 84 Prozent der gesamten Treibhausgasemis‐
sionen. Der Hauptverursacher war die Energiewirtschaft, die 37 Pro‐
zent dieser Emissionen ausmachte. Zu den energiebedingten Emissio‐
nen zählen insbesondere die Strom- und Wärmeerzeugung in Kraft‐
werken sowie die Emissionen aus Raffinerien (Umweltbundesamt,
2024). In modernen Gesellschaften gehört die Energieversorgung
zur grundlegenden Daseinsvorsorge, die der Staat garantieren muss
(Radtke & Drewing, 2020, S. 135). Damit eine ausreichende Reduktion
der Treibhausgasemissionen gelingen kann, ist ein grundlegender tech‐
nologischer Umbau des Energiesystems erforderlich (Löschel et al.,
2024, S.1).

In Deutschland steht dieser Umbau im Rahmen der sogenannten
„Energiewende“ bereits seit einiger Zeit im Fokus der Politik. Als Ziel
der Energiewende wird „[…] die dauerhafte Versorgung von Wirtschaft
und Gesellschaft mit Energie wie Strom und Wärme aus nachhaltig
nutzbaren, erneuerbaren oder regenerativen Quellen“ (Dudenredakti‐
on, o. J.) bezeichnet. Demnach betrifft die Energiewende nicht nur
die technologische Umstellung aus ökologischen Gründen, sondern
umfasst ebenso wirtschaftliche und soziale Dimensionen. Und die Um‐

2 Der Begriff Klimaneutralität bedeutet, „[…] dass menschliches Handeln das Klima
nicht beeinflusst. Eine klimaneutrale Wirtschaft setzt also entweder keine klima‐
schädlichen Treibhausgase frei oder die Emissionen werden vollständig ausgeglichen“
(BMZ, o. J.).

1  Einführung
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stellung gelingt bereits: im ersten Halbjahr 2024 konnten erneuerbare
Energien3 erstmals rund 58 Prozent des Bruttoinlandstromverbrauchs
decken (Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft, 2024).

Für die kommenden Jahrzehnte gilt Wasserstoff als „Hoffnungsträ‐
ger“ (Hirschl & Kern, 2024, S. 14) für die Transformation des Energie‐
systems. Wasserstoff als farb- und geruchsloser Energieträger verbrennt
emissionsfrei und eröffnet die Perspektive auf ein umwelt- und klima‐
freundlicheres Wirtschaftssystem ohne fossile Brennstoffe (Hirschl &
Kern, 2024, S. 14).

Für den langfristigen Erfolg der Energiewende und für den Klimaschutz
brauchen wir Alternativen zu fossilen Energieträgern. Wasserstoff wird da‐
bei als vielfältig einsetzbarer Energieträger eine Schlüsselrolle einnehmen.
(BMWK, 2024, o.S.)

Seine vielseitigen Anwendungsmöglichkeiten – von der Nutzung in
der Industrie über den Transportsektor bis hin zur Stromerzeugung –
machen Wasserstoff zu einem zentralen Element für die Dekarbonisie‐
rung4 verschiedener Sektoren. Wasserstoff großflächig zu integrieren
erfordert jedoch erhebliche Investitionen. Erst im Juli 2024 haben Bund
und Länder zusammen 4,6 Milliarden Euro Fördergeld an 23 Wasser‐
stoffprojekte vergeben. Ein Teil der Fördermittel stammt dabei aus
EU-Geldern. Gemeinsam mit Geld, das Unternehmen wie etwa RWE
selbst investieren, ergibt sich laut Bundeswirtschaftsministerium ein
Investitionsvolumen von etwa 7,9 Milliarden Euro bis 2030 (ZEIT ON‐
LINE, 2024). Laut Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft
(BDEW) und dem Verband kommunaler Unternehmen (VKU) rech‐
net die Energiewirtschaft in Deutschland mit einem Investitionsbedarf
von 1,2 Billionen Euro bis 2030, damit die Energiewende gelingt (Der
Spiegel, 2024). Wasserstoff soll helfen, die im Bundes-Klimaschutzge‐
setz (KSG) festgelegten Treibhausgasminderungsziele (Stand Oktober
2024) zu erreichen. Bis 2030 sollen die Emissionen um mindestens

3 Erneuerbare Energien werden aus Quellen gewonnen, die sich kurzfristig von selbst
erneuern oder deren Nutzung nicht zur Erschöpfung der Quelle beiträgt (BMZ, o. J.).

4 Reduktion der Treibhausgasemission mit dem langfristigen Ziel sektorübergreifend
klimaneutral zu werden.

1  Einführung
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65 Prozent und bis 2040 um mindestens 88 Prozent gegenüber 1990
gesenkt werden. Netto-Treibhausgasneutralität soll bis 2045 erreicht
werden (§ 3 Abs. 1 KSG). Doch schon im Juni 2024 kam die Nachricht:
der Expertenrat für Klimafragen der Bundesregierung sieht die Errei‐
chung der Klimaschutzziele bis 2030 in Gefahr (Tagesschau, 2024).

Diese Umsetzungslücke (implementation gap) wird definiert als,
die „[…] Differenz zwischen dem angestrebten Reduktionspfad eines
Landes und den tatsächlichen und prognostizierten Reduktionen, die
mit den derzeitigen klimapolitischen Instrumenten erreicht wurden
(politisches Ergebnis)“ (Perino et al., 2022, S. 214, Übersetzung L.S.).
Zu verstehen, wie es zu dieser Umsetzungslücke kommt, ist dabei von
hoher Relevanz. Denn: für das Gelingen der Transformation des Ener‐
giesystems können „[…] politische Interventionen zur zielgerichteten
Steuerung von Akteursverhalten zugunsten der Energiesystemtransfor‐
mation“ (Scheer, 2021, S. 319) eine entscheidende Rolle einnehmen.

Nachhaltige Transformationen (sustainability transitions), wie die
Transformation des Energiesystems, betreffen unvermeidlich die Wech‐
selwirkungen zwischen Technologie, Politik und Machtstrukturen,
Wirtschaft und Märkten sowie Kultur, Diskursen und der öffentlichen
Meinung (Geels, 2011, S. 25). Ein Zusammenspiel verschiedenster Ak‐
teur:innen ist notwendig, um Transformationsprozesse zu realisieren.
Lange Zeit herrschte die Überzeugung vor, dass lediglich die wirt‐
schaftlichen und technischen Möglichkeiten ausschlaggebend dafür
sind, ob sich eine Technologie durchsetzen kann. Als in den 1980er Jah‐
ren verschiedene Länder im Globalen Norden, darunter auch Deutsch‐
land, begannen, erste große Windenergieanlagen zu errichten, wurde
man überrascht von den negativen Reaktionen der lokalen Bevölke‐
rung. Dadurch erkannte man, dass sich der Einsatz von Technologien
zur Erzeugung Erneuerbarer Energien auch gesellschaftlich auswirkt
(Batel, 2020, S. 2; Laborgne & Radtke, 2024, S. 869). In den darauffol‐
genden Jahren etablierte sich ein neuer Forschungszweig, die Akzep‐
tanzforschung. Die Frage der Akzeptanz zeigt sich in verschiedenen
Dimensionen: Sie betrifft die gesamtgesellschaftliche Wahrnehmung
der Energiewende, tritt lokal bei der Umsetzung von Anlagen und

1  Einführung
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Infrastrukturen in Erscheinung und spielt auch auf der Marktseite eine
Rolle, insbesondere bei der Einführung neuer Technologien (Dütschke
et al., 2019, S. 213). Mit dem politischen Charakter sozialer Akzeptanz
hat sich bisher nur ein Bruchteil bestehender Forschung befasst. Insbe‐
sondere die politischen Prozesse, die zwischen den an bestimmten Pro‐
jekten oder politischen Debatten beteiligten Akteur:innen stattfinden,
fanden bisher wenig Beachtung (Ellis et al., 2023, S. 1). Hier setzt die
vorliegende Arbeit an.

Aus den geschilderten politischen Zielsetzungen ergibt sich in
Deutschland der politische Wille, das Energiesystem zu transformieren.
Dieser wird in dieser Arbeit als gegeben vorausgesetzt, ohne dabei eine
normative Bewertung vorzunehmen. Festzustellen ist, dass die Politik
im Zuge dieses Prozesses Maßnahmen ergreifen kann und diesen po‐
tenziell eine herausragende Bedeutung zukommt. Gleichzeitig lässt sich
die erwähnte implementation gap beobachten. Vor dem Hintergrund
all dessen beschäftigt sich die Arbeit mit politischen Entscheidungen
in nachhaltigen Transformationsprozessen. Exemplarisch wird hier das
Beispiel der Produktion grünen Wasserstoffes in Thüringen herangezo‐
gen. Die zugrundliegende Forschungsfrage lautet:

Wodurch werden politische Entscheidungen im Kontext nachhaltiger
Transformationsprozesse beeinflusst und wie agieren politische Ent‐
scheidungsträger:innen in diesem Kontext?

Die Bearbeitung der Frage erfolgt in Anlehnung an die Grounded-
Theory-Methodologie nach Strauss und Corbin (1996). Datengrundla‐
ge sind dabei sechs Expert:inneninterviews mit politischen Entschei‐
dungsträger:innen aus Thüringen. Ziel dieser explorativen Studie ist
es, einen Beitrag zu der bestehenden Forschungslücke im Rahmen
der sozialen Akzeptanzforschung zu leisten. Sie trägt so zu einem bes‐
seren Verständnis politischer Entscheidungsprozesse in nachhaltigen
Transformationen bei. Die induktive Vorgehensweise der Grounded-
Theory-Methodologie ermöglicht eine direkte Ableitung theoretischer
Annahmen aus den empirischen Daten. Die gewonnenen Erkenntnisse
können als Grundlage für weiterführende Forschung dienen, indem
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sie erste Ansatzpunkte für die Untersuchung sozialer Akzeptanz in
politischen Kontexten aufzeigen.

Der Aufbau dieser Arbeit unterscheidet sich bewusst von Glie‐
derungen anderer Forschungsarbeiten. Durch eine Orientierung am
Aufbau des Forschungsprozesses der Grounded-Theory-Methodologie
wird die Erarbeitung der Thematik abgebildet. Dies dient zur Steige‐
rung der intersubjektiven Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse. In Kapi‐
tel 2 werden zunächst die anfänglichen Überlegungen zur Themenfin‐
dung erläutert, um das untersuchte Themenfeld genau eingrenzen zu
können. Es folgt eine Einführung zum Thema Wasserstoff inklusive
der Darstellung der politischen Zielsetzungen und Kompetenzen in der
deutschen Energiepolitik. In Kapitel 3 wird das forschungsmethodische
Design erläutert, gefolgt von der Darstellung der Forschungsergebnisse
in Kapitel 4. In der anschließenden Diskussion (Kapitel 5) werden
die Ergebnisse im Kontext aktueller Forschungsansätze interpretiert
und eingeordnet. Abschließend fasst das Fazit (Kapitel 6) die zentralen
Erkenntnisse zusammen und gibt einen Ausblick auf mögliche weitere
Forschung.
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2 Hinführung zur Thematik

Dieses Kapitel soll die Gedanken besser nachvollziehbar machen, ent‐
lang derer sich die untersuchte Thematik schrittweise entwickelt hat.
Nach einer Einführung in die Energiewende wird die Relevanz von
Wasserstoff innerhalb dieses Transformationsprozesses erläutert. Im
Anschluss werden die Grundlagen des Wasserstoffes sowie die spezifi‐
schen politischen Zielstellungen im Hinblick auf dessen Einsatz und
Entwicklung dargelegt. Dies schafft die notwendige Basis, um die Kom‐
petenzverteilung in der Energiepolitik zu verstehen, da unterschiedli‐
che Akteur:innen und deren Einfluss auf die Energiepolitik eine zentra‐
le Rolle im weiteren Verlauf der Arbeit spielen. Schließlich wird die
soziale Akzeptanz thematisiert, da sie entscheidend für die erfolgreiche
Implementierung von Wasserstofftechnologien ist.

2.1 Die Energiewende als nachhaltiger Transformationsprozess

Der deutsche Wohlstand beruht vor allem auf fossilen Energieträgern
(Lauber, 2017, S. 154). Insofern ist es besonders bemerkenswert, dass
Deutschland in Europa mit der „Energiewende“ als Vorreiter gilt. Über
diese wurde bereits ab den 1970er Jahren diskutiert – auch wenn
sich der Begriff erst nach der Nuklearkatastrophe 2011 etablierte (Von
Hirschhausen, 2014, S. 2). Die politische Entscheidung aus der Atom‐
kraft auszusteigen sowie der schrittweise Umstieg auf erneuerbare En‐
ergien werden heute gemeinhin als „Energiewende“ bezeichnet (Von
Hirschhausen, 2014, S.11).

Allgemein orientiert sich Energiepolitik am Zieldreieck von Versor‐
gungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz, wobei in der
Energiewende den ökologischen Kriterien eine besondere Stellung
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zugesprochen wird. Sie wird dezentral in den Bundesländern und
Kommunen umgesetzt (Radtke & Drewing, 2020, S. 123) und ist ein
prägnantes Beispiel für eine „nachhaltige Transformation“. Als „Nach‐
haltige Transformation“ wird der tiefgreifende und langfristige Verän‐
derungsprozess definiert, der auf die Umstellung von fossilen auf
klimaverträgliche ökonomische Systeme abzielt (WBGU, 2011, S. 5).
Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt‐
veränderungen (WBGU) versteht diesen Strukturwandel als Beginn
einer „Großen Transformation“, vergleichbar mit den fundamentalen
historischen Umwälzungen wie der neolithischen Revolution, die die
Erfindung und Verbreitung von Ackerbau und Viehzucht markiert.
Auch die Industrielle Revolution, die Karl Polanyi (1944) als „Great
Transformation“ beschrieb und die den Übergang von der Agrar- zur
Industriegesellschaft darstellt, kann als Vergleich herangezogen werden
(WBGU, 2011, S. 5).

Nachhaltigkeitstransformationen unterscheiden sich von diesen hi‐
storischen Übergängen durch drei zentrale Merkmale. Zunächst orien‐
tieren sie sich am Ziel, anhaltende Umweltprobleme zu bewältigen
(Geels, 2011, S. 25). Private Akteur:innen haben, im Gegensatz zu
öffentlichen Behörden und der Zivilgesellschaft, wenig Anreize sich
mit Nachhaltigkeitsübergängen auseinanderzusetzen, weil das Ziel mit
einem kollektiven Gut verbunden ist (Geels, 2011, S. 25). Langfristig hat
das kollektive Gut auch Auswirkungen auf die privaten Akteur:innen.
In kapitalistisch geprägten Systemen haben jedoch die Akteur:innen,
die ihr Verhalten nicht anpassen, oft einen Vorteil (vgl. Hardin, 1968).
In Bezug auf Preis/Leistung schneiden die meisten nachhaltigen Lö‐
sungen zudem zunächst schlechter ab als etablierte Technologien. Das
führt zu einem zweiten Merkmal: Änderungen der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen (zum Beispiel durch Subventionen oder recht‐
liche Rahmenbedingungen) sind zum Durchsetzen der Transforma‐
tionen erforderlich, was zu politischen Auseinandersetzungen führen
kann (Geels, 2011, S. 25). Ein drittes Merkmal betrifft die Bereiche Ver‐
kehr, Energie und Agrarwirtschaft, in denen große Unternehmen mit
komplementären Vorteilen eine starke Position einnehmen und durch
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ihre Beteiligung an Umweltinnovationen den Übergang zur Nachhal‐
tigkeit beschleunigen könnten, vorausgesetzt, sie passen ihre Strategien
entsprechend an (Geels, 2011, S. 25).

Entscheidend für Transformationen ist, dass „[…] sich die Prozesse
im Lauf der Zeit verdichten und zu grundlegenden unumkehrbaren
Änderungen im vorherrschenden System führen (Paradigmenwechsel)“
(Grießhammer & Brohmann, 2015, S. 6). Dieser Prozess kann unter‐
schiedlich schnell vonstattengehen und einige Jahrzehnte dauern. Eini‐
ge Autor:innen gehen davon aus, dass Transformationen zwar in be‐
stimmte Richtungen beeinflusst und beschleunigt, aber nicht im Detail
gesteuert werden können (Franz, 2023, S. 17).

Die Energiewende als tiefgreifender, langfristiger Wandel von fossi‐
len zu klimafreundlichen Energiesystemen vereint ökologische, ökono‐
mische und soziale Dimensionen. Sie verfolgt das Ziel, eine ressourcen‐
schonende und zukunftsfähige Gesellschaft zu fördern und ist qua De‐
finition eine nachhaltige Transformation. Der schleppende Fortschritt
dieses Wandels lässt sich vor allem darauf zurückführen, dass es trotz
eines breiten gesellschaftlichen Konsenses über die Notwendigkeit, Kli‐
maziele zu erreichen, heftigen Widerstand gegen nahezu alle Maßnah‐
men gibt, die zur Erreichung dieser Ziele beitragen sollen (Luczak,
2024, S. 216). Breite Bevölkerungsschichten fühlen sich durch die Ener‐
giewende beeinträchtigt. Früher war sichtbare Energieinfrastruktur auf
wenige Kraftwerkstandorte verteilt. Heute wird sie durch den Ausbau
der Windenergie und der Stromtrassen, die viele als störend wahrneh‐
men, für einen Großteil der Menschen sichtbar (Luczak, 2024, S. 221–
222). Im Geschäft mit fossilen Energien liegt außerdem auch heute
noch viel Geld: Total, BP, Shell, Exxon und Chevron (auch bekannt als
„Big Oil“) erhöhten im August 2024 ihre Dividenden (Krapp, 2024).

Die Transformation des deutschen Energiesystems findet in einer
Zeit statt, in der weltweit Anstrengungen zur Reduktion von Treibhaus‐
gasen unternommen werden. Auch Deutschland hat sich in internatio‐
nalen Verträgen und nationalen Gesetzen dazu verpflichtet Treibhaus‐
gasemissionen zu senken und das Energiesystem entsprechend anzu‐
passen. Der Einsatz von Wasserstoff scheint dabei nahezu alternativlos.

2.1  Die Energiewende als nachhaltiger Transformationsprozess
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Wasserstoff ist ein bedeutender Baustein der Transformation hin zur Kli‐
maneutralität. Der Einsatz von Wasserstoff oder Wasserstoffderivaten ist
[…] aus heutiger Sicht die einzige großskalig verfügbare Option zur Trans‐
formation in Richtung Klimaneutralität. (Löschel et al., 2024, S. 15)

Wasserstoff soll als Substitut für fossile Energieträger wie Erdgas helfen,
eine signifikante Reduktion der Treibhausgasemissionen zu erreichen.
Im folgenden Abschnitt werden die wichtigsten Informationen und
Grundlagen kurz zusammengefasst.

2.1.1 Wasserstoff – Grundlagen

Wasserstoff kann aus verschiedenen Energiequellen – sowohl basierend
auf fossilen Energieträgern als auch strombasiert – hergestellt werden
(siehe Tabelle 1). Grüner Wasserstoff wird in einem strombasierten
Verfahren aus erneuerbaren Energien produziert, indem Wasser durch
Elektrolyse gespalten wird. Da der benötigte Strom aus Quellen wie
Sonne und Wind stammt, ist das eine besonders umweltfreundliche
Form von Wasserstoff.

Derzeit wird Wasserstoff fast ausschließlich aus fossilen Quellen
hergestellt, was wiederum in Treibhausgasemissionen resultiert. Um
die bereits erwähnte Treibhausgasemissionsreduzierung zu erreichen,
ist es notwendig, auf alternative Produktionsverfahren zurückzugreifen.
Wasserelektrolyse ist hier das bevorzugte Verfahren, da es langfristig
Wind- und Solarenergie als primäre Energiequellen vorsieht. Kurzfris‐
tig könnte auch die Methanpyrolyse5 zur Herstellung türkisen Wasser‐
stoffs eine wichtige Rolle spielen (Hebling et al., 2019, S. 8).

 

5 Thermische Spaltung von Erdgas oder Biomethan ohne Sauerstoffzufuhr in einem
Hochtemperaturreaktor, Nebenprodukt ist vorrangig fester Kohlenstoff.
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Bezeichnung Herstellungsverfahren

Auf fossilen Energieträgern basierende Verfahren

Grauer Wasserstoff Ohne Maßnahmen zur Vermeidung von Treib-
hausgasemissionen.

Blauer Wasserstoff CO2 wird zu (sehr) großen Teilen abgetrennt
und in geologischen Formationen eingelagert.

Türkiser Wasserstoff Fester Kohlenstoff fällt an und wird weiterver-
wendet oder eingelagert, ohne C02 Emissio-
nen.

Strombasierte Verfahren

Grüner Wasserstoff Aus erneuerbarem Strom.

Rosa/roter/violetter Wasserstoff Aus nuklearer Energie.

Gelber Wasserstoff Aus Energiemix oder Atomstrom.

Weißer Wasserstoff Neben- oder Abfallprodukt chemischer
Prozesse.

Übersicht der Herstellungsverfahren für verschiedene Wasserstoffar-
ten, Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Synwoldt & Novak
(2022, S. 74–80) und Nationaler Wasserstoffrat (2022)

Grüner Wasserstoff hat das Potenzial, sowohl in der Industrie als auch
im Verkehrssektor und bei der Gebäudeenergieversorgung eine zentrale
Rolle bei der Umsetzung der Energiewende zu spielen (Frey et al., 2023,
S. 205; Linnemann & Peltzer, 2022, S. 2). Elektrolyseure, die Wasserstoff
erzeugen, können leicht im Verteilnetz gesteuert werden und Wasser‐
stoff kann in großen Mengen kostengünstig gespeichert werden. Der
Einsatz von Wasserstoff in Brennstoffzellen, Gasturbinen und Verbren‐
nungsmotoren ermöglicht auch die umweltfreundliche Bereitstellung
von Energie in Form von Strom und Wärme, ohne schädliche Emissio‐
nen (Hebling et al., 2019, S. 6).

Die Klimaneutralität Deutschlands wird jedoch ohne Wasserstoff‐
importe nur schwer umsetzbar sein, da die inländischen Erzeugungs‐
kapazitäten den prognostizierten Bedarf nicht decken können. Die
bis 2030 geplanten Elektrolyseanlagen reichen so voraussichtlich nur
für den industriellen Bedarf. Zudem wird der Anteil erneuerbarer En‐
ergien in Deutschland voraussichtlich nicht ausreichen, um den natio‐

Tabelle 1:
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nalen Wasserstoffbedarf zu decken, weshalb umfangreiche Importe von
grünem Wasserstoff notwendig sein werden (Linnemann & Peltzer,
2022, S. 2–3). Der Transport von Wasserstoff über weite Strecken wie‐
derum, insbesondere per Pipeline, ist eine große Herausforderung und
mit erheblichen Kosten verbunden. Verschiedene Transportmethoden
und Träger führen zu deutlichen Energie- und Kostensteigerungen für
Industrie und Haushalte. Je nach Analyse und Interessenlage können
die Transportkosten bis zum Dreifachen variieren (Frey et al., 2023,
S. 208). Zum jetzigen Zeitpunkt (Oktober 2024) ist noch nicht abseh‐
bar, wie die Wasserstoff-Preise sich in den kommenden Jahren entwi‐
ckeln werden.

Die Entwicklung einer Wasserstoffwirtschaft in Deutschland und
der Europäischen Union ist eng mit dem Ziel verknüpft, die europä‐
ischen Klimaziele zu erreichen. Wasserstoff wird daher als Schlüssel‐
technologie zur Verringerung der Treibhausgasemissionen betrachtet,
insbesondere durch den Ersatz fossiler Energieträger wie Erdgas. Im
folgenden Kapitel werden die politischen Zielsetzungen dargestellt.

2.1.2 Wasserstoff – politische Zielsetzungen

Im Juli 2020 veröffentlichte die Europäische Kommission die „Wasser‐
stoffstrategie für ein klimaneutrales Europa“. Darin enthalten ist die
Zielsetzung die Produktion von sauberem Wasserstoff zu fördern und
ein Wasserstoff-Ökosystem aufzubauen. Diese Strategie umfasst einen
Fahrplan, der bis 2024 die Installation von Elektrolyseuren mit einer
Leistung von mindestens 6 GW und die Produktion von bis zu einer
Million Tonnen Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen vorsieht. Ziel ist
es, bis 2030 die Kapazität auf 40 GW und die Produktion auf 10 Millio‐
nen Tonnen zu erhöhen und Wasserstoff großflächig in emissionsinten‐
siven Sektoren einzusetzen (Europäische Kommission, 2020, S. 3).

Im Koalitionsvertrag (KoaVer) der Regierungsparteien der
20. Wahlperiode auf Bundesebene (SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
FDP) aus dem Jahr 2021 wurde eine Verdopplung des nationalen Aus‐
bauziels der Elektrolyseleistung von 5 GW auf mindestens 10 GW
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bis 2030 festgelegt (SPD et al., 2021, S. 47). Im Februar 2024 lag sie
bei etwa 66 MW (Löschel et al., 2024, S. 15). Bis 2030 soll Deutschland
außerdem Leitmarkt für Wasserstofftechnologien werden. Der Bedarf
an klimafreundlichem Wasserstoff liegt 2030 nach Schätzungen bei 55
bis 92 TWh, und bis 2045 bei 423 bis 1.364 TWh (Löschel et al., 2024,
S. 15).

Eine nationale Wasserstoffstrategie zur Umsetzung der Wasserstoff‐
ziele existiert bereits seit Juli 2020, eine Fortschreibung seit 2023. Hier
wird das Ziel gesetzt, einen Teil des Wasserstoffbedarfs in Deutschland
durch erneuerbare Energien zu decken. Das Elektrolyseziel bis 2030
wird, in Einklang mit dem KoaVer, auf 10 GW erhöht, während der
Großteil des Bedarfs durch Importe aus der EU und internationalen
Partnerländern, insbesondere über Pipelines und Schiffstransporte von
Wasserstoffderivaten, abgedeckt werden soll (Bundesministerium für
Wirtschaft und Klimaschutz, 2023, S. 5).

Auch einzelne Bundesländer haben eigene Wasserstoffstrategien
entwickelt und so existiert beispielsweise eine Norddeutsche Wasser‐
stoffstrategie aus dem November 2019 (siehe Wirtschafts- und Ver‐
kehrsministerien der norddeutschen Küstenländer, 2019). Sie bündelt
die Interessen von Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein. Im Mai 2020 hat auch Bayern
eine eigene Wasserstoffstrategie beschlossen, die im Juli 2024 überar‐
beitet wurde (siehe StMWi, 2024). Aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg kommt ein gemeinsames Eckpunktepapier zur Thematik
(siehe SMEKUL, o. J.).

Die Landesstrategie Wasserstoff Thüringen basiert auf einem Gut‐
achten der Bauhaus-Universität Weimar mit dem Titel „Wasserstoff in
Thüringen – Ausgangslage, Potentiale und Handlungsoptionen“, das
im Jahr 2020 erstellt wurde. Die Thüringer Landesstrategie mit Stand
vom 22. Juni 2021 betont den politischen Willen, eine Thüringer Was‐
serstoffwirtschaft aufzubauen. Während kurzfristig blauer beziehungs‐
weise türkiser Wasserstoff zur Anwendung kommen soll, um einen
schnellen Markthochlauf zu gewährleisten, soll mittelfristig der Fokus
auf grünem Wasserstoff liegen. Die Strategie beruht auf der Prämisse
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eines verstärkten Ausbaus der erneuerbaren Energien in Thüringen
(ThEGA, 2021, S. 5).

Auch das Thüringer Klimagesetz (ThürKlimaG) verfolgt das Ziel
eines verstärkten Ausbaus erneuerbarer Energien. Das Land Thüringen
soll sich bis zum Jahr 2040 bilanziell selbstständig durch die Nutzung
erneuerbarer Energien versorgen.

Ziel ist es, den Energiebedarf in Thüringen ab dem Jahr 2040 bilanziell
durch einen Mix aus erneuerbaren Energien aus eigenen Quellen decken
zu können. Dies erfordert Maßnahmen zur Energieeinsparung, zur Steige‐
rung der Energieeffizienz und den Ausbau der erneuerbaren Energien in
den Sektoren Elektrizität, Wärme, Kälte und Mobilität, zur Nutzung von
Flexibilisierungsoptionen und zur Sektorenkopplung. Diese Maßnahmen
sollen nach den Kriterien der Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit
und Umweltverträglichkeit ausgeführt werden. (§4 Abs. 1 ThürKlimaG)

Im Rahmen der Sektorenkopplung6 wird angestrebt, den Energiebedarf
in den Bereichen Wärme und Transport/Verkehr verstärkt durch Strom
aus Erneuerbare-Energien-Anlagen zu decken, insbesondere durch die
Herstellung von grünem Wasserstoff. Um dieses Ziel zu erreichen,
ist eine beschleunigte Erweiterung des erneuerbaren Energieausbaus
erforderlich. Eine wesentliche Herausforderung liegt darin, dass in den
kommenden Jahren in Thüringen eine steigende Anzahl von Erzeu‐
gungsanlagen für erneuerbare Energien nach Ablauf ihrer 20-jährigen
EEG-Förderung außer Betrieb genommen werden muss. Dabei besteht
die Möglichkeit, dass einige dieser Anlagen aufgrund wirtschaftlicher
Unrentabilität nicht weiterbetrieben werden können (ThEGA, 2021,
S. 19).

Die Etablierung einer Wasserstoffwirtschaft in Thüringen wird als
Chance für neue wirtschaftliche Möglichkeiten, die Schaffung neuer
Arbeitsplätze und die Förderung eines ressourcenschonenden und kli‐
maneutralen Wirtschaftskreislaufs angesehen (ThEGA, 2021, S. I). Der‐
zeit gibt es noch keine großtechnischen Wasserstoff-Erzeugeranlagen in
Thüringen. Durch die Produktion grünen Wasserstoffs in Thüringen

6 Als Sektorenkopplung beschrieben wird die Verbindung von Strom, Wärme und
Verkehr durch Energieträger wie Wasserstoff, um Synergien zu nutzen und die Ener‐
gieeffizienz zu steigern.
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wird jedoch „[…] ein deutlicher Zuwachs in der Wertschöpfung […]“
(ThEGA, 2021, S. 2) erwartet. Bedarf an grünem Wasserstoff besteht
vor allem in energieintensiven Industrien wie in der Glasindustrie
(ThEGA, 2021, S. 17).

Im folgenden Unterkapitel wird die Kompetenzverteilung in der
deutschen Energiepolitik analysiert, um die politischen und adminis‐
trativen Strukturen zu beleuchten, die entscheidend für die Etablierung
einer Wasserstoffwirtschaft in Thüringen sind.

2.2 Kompetenzen in der deutschen Energiepolitik

Als Teil der Europäischen Union ist die deutsche Energiepolitik7 einge‐
bunden in den europäischen Kontext. Das bedeutet, dass durch euro‐
päische Gesetzgebung auf die nationale Ebene eingewirkt wird. Gesetz‐
geberische Maßnahmen der EU geben zum Beispiel Zielmarken für
den Ausbau der erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz vor.
Diese müssen dann von den Mitgliedsstaaten in Nationalen Energie-
und Klimaplänen (NECPs) umgesetzt werden (Knodt & Kemmerzell,
2022, o.S.). Eine Kompetenz für den Eingriff in den Energiemix der
Mitgliedstaaten hat die EU jedoch nicht (Knodt & Kemmerzell, 2022,
o.S.). Das bedeutet, dass die Mitgliedstaaten weiterhin die souveräne
Entscheidungsgewalt darüber behalten, wie sie ihre Energieproduktion
strukturieren.

Im föderalen System Deutschlands ist Gesetzgebung grundsätzlich
Ländersache (Art. 70, 30 GG). Ausnahmen bilden etwaige ausschließli‐
che und konkurrierende Zuständigkeiten des Bundes (Art. 71 f. GG).
Art. 74 I Nr. 11 GG legt eine konkurrierende Gesetzgebungszuständig‐
keit für das Recht der Wirtschaft, und insbesondere für Industrie, Berg‐
bau und das Energiewesen fest. Im Rahmen der konkurrierenden Ge‐
setzgebungszuständigkeit dürfen die Länder nur dann gesetzgeberisch
tätig werden, insofern der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit

7 Energiepolitik umfasst politische Initiativen und gesetzgeberische Maßnahmen, die
darauf abzielen, die Produktion, Verteilung und den Verbrauch von Energie zu beein‐
flussen und zu steuern (vgl. Schubert et al., 2000, S. 74)
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keinen Gebrauch gemacht hat. Der Bundestag ist somit zuständig für
die Gesetzgebung auf Bundesebene.

Allerdings fallen etwa 55 Prozent aller Gesetzentwürfe in die Kate‐
gorie der Zustimmungsgesetze (Knodt & Kemmerzell, 2022, o.S.) Das
heißt, die im Bundesrat vertretenen Landesregierungen müssen mehr‐
heitlich zustimmen (Art. 77 Abs. 2a, Art. 52 Abs. 3 S. 1 GG). Dadurch
sind Landesregierungen an vielen Gesetzgebungsverfahren beteiligt.
Im Rahmen dieser Beteiligung haben sie die Möglichkeit, an der
Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes sowie in Angelegenheiten
der Europäischen Union mitzuwirken (Art. 50 GG). Kurzum können
sie auf diese Weise ihre Interessen gegenüber dem Bundestag und
der Bundesregierung vertreten. Wahrgenommen wird diese Interessen‐
vertretung durch von den Landesregierungen entsandte Mitglieder
eben jener Landesregierungen (Art. 51 I GG). Thüringen wurde in
der 7. Wahlperiode von vier Bundesratsmitgliedern repräsentiert. Die
jeweilige Anzahl der Vertreter:innen ergibt sich aus den Einwohnerzah‐
len der Länder (Leunig, 2010, S. 90). In der 7. Legislaturperiode des
Thüringer Landtages sitzen zwei Vertreter der Partei Die Linke (der
Ministerpräsident sowie der Chef der Staatskanzlei), ein Vertreter der
SPD (Innenminister) und ein Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen
(Minister für Umwelt, Energie und Naturschutz) im Bundesrat. Sie
vertreten somit die drei regierungstragenden Fraktionen. Ihre Stellver‐
treter:innen sind die weiteren Thüringer Minister:innen.

Die Bundesländer haben die Kompetenzen der Ausführung und
Verwaltung inne, was ihnen eine wesentliche Rolle bei der praktischen
Umsetzung energiepolitischer Maßnahmen und Vorgaben auf regiona‐
ler Ebene zuschreibt (Art. 83 f. GG; vgl. Knodt & Kemmerzell, 2022).
Sie haben jedoch auch eigenständige Regulierungsbereiche, dies betrifft
vor allem Fragen der regionalen Wirtschafts-, Energietechnologie- und
Innovationsförderung sowie das kommunale Wegerecht (Wurster &
Köhler, 2016, S. 286–287). Die Länder haben die Möglichkeit, im Rah‐
men eigener Energiegesetze landesspezifische energiepolitische Ziele
zu formulieren und deren Umsetzung durch Planungs- und Genehmi‐
gungsrechte sowie durch die Landesplanung und Raumordnung auf
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Landesebene zu steuern (Wurster & Köhler, 2016, S. 286–287). Die
Raumordnung zählt zur konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes
mit Abweichungsrecht der Länder (Art. 72 III 1 Nr. 4 GG). Das bedeu‐
tet: auch wenn der Bund etwas regelt, dürfen die Länder andere Rege‐
lungen treffen und diese gelten.

Vor diesem Hintergrund kommt den einzelnen politischen Ent‐
scheidungsträger:innen in den Bundesländern eine zentrale Rolle zu.
Da sie maßgeblich an der Formulierung und Umsetzung landesspezifi‐
scher energiepolitischer Ziele beteiligt sind, haben ihre Entscheidungen
einen direkten Einfluss auf den Erfolg der Energiewende. Ihre indivi‐
duelle Haltung, Expertise und Prioritäten können die Richtung und
das Tempo der Umsetzung erheblich beeinflussen. Daher ist es von
besonderer Bedeutung, die Faktoren zu verstehen, die ihre Entschei‐
dungsprozesse leiten und prägen. Dies trifft insbesondere auf kleinere
Parlamente zu. In Thüringen beispielsweise bestand der Landtag in
der 7. Wahlperiode aus 90 Mitgliedern. In diesem Kontext gewinnt
die Untersuchung der sozialen Akzeptanz an Bedeutung, da sie ein we‐
sentliches Element für das Verständnis der politischen Entscheidungs‐
findung und deren Auswirkungen auf die Umsetzung nachhaltiger En‐
ergieprojekte darstellt. Im folgenden Kapitel wird daher die soziale
Akzeptanzforschung näher erläutert.

2.3 Soziale Akzeptanz

Für die Erforschung der Energiewende beziehungsweise Erneuerbarer-
Energien-Technologien definieren Upham et al. (2015) Akzeptanz als

[…] a favourable or positive response (including attitude, intention, beha‐
viour and – where appropriate – use) relating to a proposed or in situ
technology or socio-technical system, by members of a given social unit
(country or region, community or town and household, organization).
(Upham et al., 2015, S. 103)

Diese Definition hebt die Unterschiedlichkeit verschiedener Akzep‐
tanzobjekte hervor (vorgeschlagen oder vorhanden) und beschreibt
Akzeptanz als eine günstige oder positive Reaktion eines Subjekts ge‐
genüber einem bestimmten Objekt (Upham et al. 2015, S. 103). Das
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Subjekt kann dabei aus verschiedenen sozialen Einheiten, wie Mitglie‐
dern eines Haushalts oder einer Region bestehen (Upham et al. 2015,
S. 103). Die Unterscheidung zwischen Akzeptanzobjekt (zum Beispiel
Wasserstoff, Windräder) und Akzeptanzsubjekt (zum Beispiel Anwoh‐
ner:innen) erfolgt in Anlehnung an Lucke (1995) (Lucke, 1995, S. 89).

Soziale Akzeptanz ist zunächst ein soziales Werturteil (Bewertungs‐
dimension), das sich in der Folge in konkreten Handlungen (Hand‐
lungsdimension) ausdrücken kann, aber nicht muss (Zöllner et al.,
2008, S. 32). Im Kontext der Transformation des Energiesystems ist
es hilfreich, zwischen verschiedenen kontextspezifischen Arten von
Akzeptanz zu unterscheiden. Ein grundlegendes Verständnis hierfür
bietet ein Konzept, das von Wüstenhagen et al. (2007, S. 2884–2686)
entwickelt wurde. Demnach bezieht sich (i) die sozio-politische Akzep‐
tanz auf die breiteste, allgemeinste Ebene der sozialen Akzeptanz und
betrifft das gesellschaftliche Klima im Hinblick auf das Akzeptanzob‐
jekt. Dieses wird in besonderer Weise geprägt von Meinungsführer:in‐
nen wie politischen Entscheidungsträger:innen oder zentralen Stake‐
holdern. Die (ii) lokale Akzeptanz bezieht sich auf die Zustimmung zu
Standortentscheidungen und Projekten durch lokale Akteur:innen wie
insbesondere Anwohner:innen und lokale Behörden. Die (iii) Markt‐
akzeptanz umfasst den Prozess der Markteinführung einer Innovation.
Dabei sind nicht nur Verbraucher:innen, sondern auch Investor:innen
von Bedeutung. Akzeptanz kann sowohl auf individueller als auch auf
kollektiver Ebene betrachtet werden (Dütschke et al., 2019, S. 217).

Soziale Akzeptanz wird zunehmend als einer von vielen Aspekten
betrachtet, die für die erfolgreiche Umsetzung neuer Entwicklungen
und Maßnahmen entscheidend sind. In gewisser Weise ist sie zu einem
der politisch relevantesten sozialwissenschaftlichen Konzepte im Be‐
reich der Energietechnologien geworden (Upham et al., 2015, S. 101). Es
verwundert daher, dass sich ein Großteil der Forschung nicht mit dem
politischen Charakter sozialer Akzeptanz befasst, insbesondere nicht
mit den dynamischen Prozessen, die zwischen den an bestimmten Pro‐
jekten oder politischen Debatten beteiligten Akteur:innen stattfinden
(Ellis et al., 2023, S. 1).
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Erste Studien zu Politiker:innen, beziehungsweise politischen Ent‐
scheidungsträger:innen als Akteursgruppe, zeigen relevante Hindernis‐
se für das Gelingen der Transformation auf der Individualebene auf.
Eine Studie von Gössling et al. (2016, S. 90–91) auf Europäischer Ebe‐
ne legt nahe, dass den angestrebten Veränderungen in der Verkehrs‐
politik nicht nur strukturelle, sondern auch individuelle Barrieren
entgegenstehen. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass das persönli‐
che Verhalten der Interviewten (Entscheidungsträger:innen aus drei
Generaldirektionen) einen maßgeblichen Einfluss auf die politische
Meinungsbildung haben kann. Die Studie verdeutlicht außerdem er‐
hebliche Uneinigkeiten unter den politischen Entscheidungsträger:in‐
nen hinsichtlich der Dekarbonisierungsziele im Verkehrssektor, insbe‐
sondere bezüglich des Umfangs, des Zeitrahmens und der Verantwort‐
lichkeiten. Wirtschaftliche Prioritäten scheinen häufig die Klimaziele
zu überlagern. Begünstigt wird dies durch den starken Einfluss der
Industrie auf die politische Gestaltung durch Personal, welches vorher
in der Industrie tätig war. Ein Mangel an verlässlichen Daten und Pro‐
gnosetools erschwert zudem die Bewertung von Emissionstrends und
politischen Maßnahmen. Trotz großer Hoffnungen auf technologische
Innovationen sind die erwarteten Durchbrüche bislang ausgeblieben
(Gössling et al., 2016, S. 91–92).

Die vorangegangenen Kapitel haben die zentrale Bedeutung des
Wasserstoffs für die Energiewende als nachhaltigen Transformations‐
prozess hervorgehoben. Auch in Thüringen besteht die Hoffnung eine
eigene Wasserstoffwirtschaft auf Basis von grünem Wasserstoff zu eta‐
blieren. In diesem Kontext spielen politische Entscheidungsträger:in‐
nen eine Schlüsselrolle, da sie maßgeblichen Einfluss auf die Energie‐
politik ausüben können. Die soziale Akzeptanzforschung untersucht
verschiedene Dimensionen der Akzeptanz und beleuchtet, welche Bar‐
rieren nachhaltigen Transformationen entgegenstehen können. Aller‐
dings gibt es im Bereich der politischen Akteur:innen bislang nur
begrenzte Forschung. Diese Forschungslücke soll durch diese Arbeit
bearbeitet werden.
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3 Forschungsmethodisches Design

Diese Forschungsarbeit widmet sich der beschriebenen Forschungslü‐
cke auf explorative Weise. Die Vorgehensweise wird im Folgenden
Kapitel beschrieben. Nach einer erneuten Erläuterung des Erkennt‐
nisinteresses (Kapitel 3.1) folgt darauf aufbauend die Beschreibung
der Methodenauswahl (Kapitel 3.2). Daran anschließend wird die Me‐
thodik (Kapitel 3.3) umfassend dargelegt. Kapitel 3.4 beschreibt die
Datenerhebung und die Datenauswertung. Das Kapitel schließt mit
einer Diskussion der Gütekriterien der Grounded-Theory-Methodolo‐
gie (Kapitel 3.5).

3.1 Erkenntnisinteresse

Angesichts der Klimakrise, die tiefgreifende Veränderungen in unse‐
rer Lebensweise erfordert, und der Notwendigkeit, Treibhausgasemis‐
sionen zu reduzieren, wird die nachhaltige Transformation des Ener‐
giesystems als entscheidend angesehen. Grüner Wasserstoff wird in
diesem Kontext als Schlüsseltechnologie betrachtet, um fossile Energie‐
träger wie Erdgas zu ersetzen.

Die bisherigen Erfahrungen im Rahmen der Energiewende haben
gezeigt, dass das Vorhandensein ressourcenschonender Technologien
nicht zwangsläufig zu deren erfolgreicher Implementierung führt. Häu‐
fig liegt das Scheitern dieser Technologien nicht an ihrer technischen
Machbarkeit, sondern an einem Mangel an Akzeptanz auf verschiede‐
nen gesellschaftlichen Ebenen. Dies zeigt sich sowohl in der soziopoli‐
tischen Dimension, in der politische Akteur:innen und gesellschaftliche
Gruppen gegensätzliche Interessen vertreten, als auch auf marktwirt‐
schaftlicher Ebene. Hier stößt der Übergang zu erneuerbaren Technolo‐
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gien oft auf Widerstände und Unsicherheiten. Auch auf lokaler Ebene
begegnen neue Projekte oft Vorbehalten und Widerständen in der Be‐
völkerung.

Vor dem Hintergrund der sogenannten implementation gap, also
der Lücke zwischen politisch definierten Zielen und ihrer tatsächlichen
Umsetzung, erscheint es umso bemerkenswerter, dass die Einstellungen
und Überzeugungen von politischen Entscheidungsträger:innen – die
letztlich maßgeblich über den Erfolg oder Misserfolg solcher Transfor‐
mationsprozesse entscheiden – bisher kaum systematisch untersucht
wurden. Diese Forschungslücke erstmals zu bearbeiten ist das zentrale
Anliegen der vorliegenden Arbeit. Durch eine erste explorative Analyse
soll besser nachvollziehbar werden, was die politischen Entscheidun‐
gen im Kontext nachhaltiger Transformationsprozesse beeinflusst. Die
zentrale Frage, die dabei beantwortet werden soll, lautet:

Wodurch werden politische Entscheidungen im Kontext nachhaltiger
Transformationsprozesse beeinflusst und wie agieren politische Ent‐
scheidungsträger:innen in diesem Kontext?

3.2 Die Auswahl der Methode

Die Wahl der Methode trägt maßgeblich zum Erfolg einer Studie bei.
Für diese Arbeit fiel die Wahl auf ein qualitatives Verfahren. Qualitative
Methoden beschäftigen sich mit dem Verstehen sozialer Wirklichkeit
durch das Herausfiltern von Intentionen, Zielen, Motiven oder Zwe‐
cken menschlichen Handelns. Wissenschaftliche Aussagen sind in die‐
sem Kontext demnach nicht Abbild der Realität, sondern Beschreibung
der Konstitutionsprozesse dieser Wirklichkeit (Heiser, 2024, S. 4–5).

Die qualitative Forschung fokussiert vier unterschiedliche analyti‐
sche Ebenen: die subjektive Sinndimension, die interaktiven Prozesse,
deutungs- und handlungsorientierende Strukturen und übergreifende
Sinnhorizonte beziehungsweise Legitimationssysteme (Reichertz 2007,
zit. n. Knoblauch, 2013, S. 262). Da diese Arbeit das Ziel verfolgt, die
zugrunde liegenden Motive der Akteur:innen zu verstehen und ihre
Handlungen nachzuvollziehen, erweisen sich qualitative Methoden als
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besonders geeignet. Diese ermöglichen es, die komplexen, subjektiven
Bedeutungen und sozialen Dynamiken zu erfassen, die das Handeln
der Akteur:innen prägen.

Zu Beginn der Bearbeitung der vorliegenden Thematik war das
Forschungsinteresse weit gefasst und konzentrierte sich auf die (sozio‐
politische) Akzeptanz von politischen Entscheidungsträger:innen im
Kontext nachhaltiger Transformationsprozesse am Beispiel von grü‐
nem Wasserstoff. Die begrenzte Menge an einschlägiger Literatur in
diesem Bereich deutet darauf hin, dass das Forschungsfeld noch weitge‐
hend unbearbeitet ist. Ein explorativer Ansatz, der darauf abzielt, neue
Erkenntnisse zu erschließen, war notwendig. Aus diesem Grund hat
die Forschende sich für die Anwendung der Grounded-Theory-Metho‐
dologie (GTM) entschieden. Zum Start einer Grounded Theory For‐
schung ist es nicht notwendig, eine konkret ausformulierte Forschungs‐
frage vorliegen zu haben. Im Gegenteil: in Grounded-Theory-Studien
wird versucht, eine Frage zu entwickeln, die es ermöglicht, Antworten
auf Fragen zu finden, die noch nicht gestellt wurden (Strauss & Corbin,
1996, S. 23). Erst im Forschungsverlauf wird so die Forschungsfrage be‐
ziehungsweise das Forschungsinteresse enger gefasst (siehe Kapitel 3.1).

3.3 Die Grounded-Theory-Methodologie (GTM)

Das folgende Kapitel dient der Einführung in die verwendete Metho‐
dologie, die sogenannte Grounded-Theory-Methodologie (GTM), oft‐
mals auch synonym bezeichnet als „Grounded Theory“. Hier ist eine
begriffliche Abgrenzung jedoch nötig, denn der Begriff „Grounded
Theory“ bezieht sich sowohl auf die Methodologie der Forschung als
auch auf das Ergebnis, nämlich den für einen spezifischen Inhaltsbe‐
reich entwickelten Theorieentwurf. Der Ausdruck „Grounded-Theory-
Methodologie“ hingegen bezieht sich speziell auf den Forschungsstil.
Eben jener wird im Folgenden näher beschrieben.

Das Verfahren der GTM wurde erstmals 1967 von den US-ameri‐
kanischen Soziologen Anselm Strauss und Barney Glaser in ihrem
Werk „The Discovery of Grounded Theory“ vorgestellt. Strauss und
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Glaser entwickelten die Methodologie im Rahmen von Feldforschungs‐
projekten zur Organisation im Krankenhaus. Ihr Ziel war es, eine
Forschungskonzeption zu entwickeln, die auf die Erarbeitung einer
Theorie mittlerer Reichweite8 abzielte (Breuer et al., 2019, S. 7).

Die Grounded-Theory-Methodologie sollte bewusst ein Gegenbei‐
spiel zum vorherrschenden Trend der 1960er Jahre sein, der durch
abstrakte Großtheorien, den Einsatz umfangreicher quantitativer Daten
und statistischer Verfahren sowie die Prüfung von Theorien in ver‐
schiedenen Anwendungsbereichen gekennzeichnet war (Breuer et al.,
2019, S. 16; Fielding, 2005, o.S.). Eine Verzahnung von empirischer
Forschung und Theoriebildung war das Ziel. Die Theorie sollte in der
Forschung begründet sein (Corbin & Strauss, 2015) „Die Theorien
sollen […] aus den Daten emergieren, und die Theorie soll in den
Daten gegründet bzw. durch die Daten begründet sein“ (Breuer et al.,
2019, S. 17, Hervh. i. O.). Bei der GTM finden Datenerhebung und
Theoriebildung gleichzeitig statt. Die GTM ist somit optimal geeignet,
neue Forschungsfelder zu erschließen, denn tiefgehendes Vorwissen ist
nicht notwendig (Strauss & Corbin, 1996, S. 18).

Glaser und Strauss (1967) nennen vier Schlüsselkomponenten für
die Entwicklung einer Grounded Theory: Theoretische Sensibilität,
Theoretisches Sampling, den ständigen Vergleich und die Theoretische
Sättigung.

Der Begriff der Theoretischen Sensibilität bezieht sich sowohl auf
die Person des Forschenden als auch auf den Analyseprozess. Er be‐
schreibt die Fähigkeit, Einsichten aus den Daten zu gewinnen, ihnen
Bedeutung zu verleihen und zwischen relevanten und irrelevanten As‐
pekten zu unterscheiden (Truschkat et al., 2005, o.S.). Theoretische
Sensibilität bildet die Grundlage für das Theoretische Sampling. Theo‐
retisches Sampling ist ein iterativer Ansatz, bei dem die Datensamm‐
lung und -analyse kontinuierlich an der Entwicklung und Verfeinerung

8 Konzept von Robert Merton, das zwischen spezifischen empirischen Hypothesen
und umfassenden, abstrakten Theorien vermittelt. Eine Theorie mittlerer Reichweite
ordnet empirische Forschung in einen größeren theoretischen Rahmen ein, ohne
alles erklären zu wollen (Scott & Marshall, 2009, S. 470).
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von Konzepten und Kategorien ausgerichtet sind. Zu Beginn werden
breite Kategorien untersucht, später konzentriert sich das Sampling auf
spezifische Bereiche, um Dichte und Sättigung zu erreichen. Flexibilität
ist dabei entscheidend, um auf neue Erkenntnisse zu reagieren und
die theoretische Tiefe der Studie zu erweitern (Strauss & Corbin, 1996,
S. 150). Der ständige Vergleich meint den „[…] Prozess des ständigen
Vergleichs von Daten, die in einer Kategorie gekennzeichnet sind,
mit anderen Daten, die für diese Kategorie gekennzeichnet sind“ (Ur‐
quhart, 2012, S. 17, Übersetzung L.S.). Der ständige Vergleich führt so
zur kontinuierlichen Verfeinerung von Konzepten und Kategorien und
ermöglicht die induktive Entwicklung von Theorien. Dadurch wird
die Validität der Forschungsergebnisse durch die systematische Analyse
und Anpassung an neue Daten erhöht. Theoretische Sättigung zu errei‐
chen ist das Ziel einer jeden Grounded Theory-Studie: es ist der Punkt,
an dem alle wesentlichen Kategorien vollständig kontextualisiert und
differenziert sind, um das emergente theoretische Konstrukt umfassend
zu erklären (Foley et al., 2021, S. 2).

In der vorliegenden Arbeit konnte das theoretische Sampling nicht
in der umfassenden Weise umgesetzt werden, die für eine vollständige
Grounded Theory-Studie erforderlich wäre. Die Interviewpartner:in‐
nen wurden beispielsweise bereits zu Beginn der Untersuchung festge‐
legt, was die Flexibilität zur gezielten Auswahl neuer Datenquellen, die
sich aus der fortlaufenden Analyse ergeben hätten, einschränkte. Diese
Einschränkung beeinflusste auch die Möglichkeit, die theoretische Sät‐
tigung vollständig zu erreichen, da eine umfassendere und dynamische‐
re Datensammlung nötig gewesen wäre, um alle relevanten Kategorien
und Konzepte vollständig zu entwickeln und zu kontextualisieren. Auf‐
grund des begrenzten Zeitrahmens und der verfügbaren Ressourcen
wird daher im Rahmen dieser Arbeit lediglich von einer „Anlehnung
an die GTM“ gesprochen.

Aktuell ist die GTM kein einheitlicher Forschungsstil mehr, sondern
vielmehr existiert ein breites Spektrum an Varianten der Methodolo‐
gie. Diese Vielfalt resultiert einerseits aus den Auseinandersetzungen
der beiden Urheber Strauss und Glaser und andererseits aus Weiterent‐
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wicklungen, die durch neue Generationen von Forscher:innen einge‐
führt wurden (Breuer et al., 2019, S. 25). Die vorliegende Arbeit orien‐
tiert sich an den Ausführungen von Strauss, die er gemeinsam mit Juliet
Corbin erarbeitet hat. Hauptbezugspunkt ist das gemeinsame Werk von
1996. Die Schriften von Strauss und Corbin bewegen sich in Richtung
Pragmatismus9.

3.4 Forschungsdesign der Studie

Im Folgenden Unterkapitel wird das Vorgehen bei der Datenerhebung,
die Auswahl der Interviewpartner:innen sowie die Methodik der Da‐
tenauswertung erläutert.

3.4.1 Datenerhebung mittels Expert:inneninterviews

Interviews gelten als das am Häufigsten verwendete Instrument in
der Datenerhebung der qualitativen Forschung. Auch in dieser Arbeit
erfolgte die Erhebung der Daten durch Interviews, genauer durch Ex‐
pert:inneninterviews.

Experten lassen sich als Personen verstehen, die sich – ausgehend von
einem spezifischen Praxis – oder Erfahrungswissen, das sich auf einen klar
begrenzbaren Problemkreis bezieht – die Möglichkeit geschaffen haben,
mit ihren Deutungen das konkrete Handlungsfeld sinnhaft und handlungs‐
leitend für Andere zu strukturieren. (Bogner et al., 2014, S.13)

Dieses Verständnis von Expert:innen hebt die Bedeutung ihrer inter‐
pretativen Fähigkeiten hervor, die es ihnen ermöglichen, komplexe
Sachverhalte nicht nur zu durchdringen, sondern auch für andere
Akteur:innen im jeweiligen Feld greifbar und richtungsweisend zu
machen. Vor diesem Hintergrund wurden die energiepolitischen Ex‐
pert:innen der 2024 im Thüringer Landtag vertretenen Parteien sowie

9 Der Pragmatismus glaubt an eine äußere, objektive Realität, berücksichtigt aber
sowohl objektive Fakten als auch subjektive Erfahrungen, um Wissen zu gewinnen
(Priya, 2016, S. 55). Zu den Kernelementen der pragmatistischen Grundlagen der
GTM von Strauss u. Corbin siehe auch Priya (2016).

3  Forschungsmethodisches Design

26

https://doi.org/10.5771/9783689003319 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783689003319
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


in den Thüringer Ministerien tätige energiepolitischen Expert:innen
mit Handlungsmacht identifiziert. Diese Personen verfügen nicht nur
über vertieftes Wissen im relevanten Themenbereich, sondern sind
auch in der Lage, politische Entscheidungen zu prägen und öffentliche
Diskurse maßgeblich zu beeinflussen. Sie sind die zentralen Akteur:in‐
nen in der Gestaltung und Umsetzung energiepolitischer Maßnahmen
und Strategien (siehe Kapitel 2), weshalb sie für diese Untersuchung
von besonderem Interesse sind.

Bogner und Menz (2002, S. 37) differenzieren drei Formen des Ex‐
pert:inneninterviews: explorativ, systematisierend und theoriegenerie‐
rend. Das explorative Expert:inneninterview gilt der Erkundung bisher
unerforschter Forschungsfelder, der thematischen Strukturierung des
Untersuchungsgebiet und der Hypothesenbildung. Im Mittelpunkt des
systematisierenden Expert:inneninterviews steht das praxisnahe Hand‐
lungs- und Erfahrungswissen, wobei der Experte als Ratgeber dient,
der objektive Fakten erklärt und seine fachkundige Sichtweise zu einem
spezifischen Thema vermittelt. Im theoriegenerierenden Expert:innen‐
interview wird der:die Interviewte nicht nur als Informationsquelle
genutzt, sondern es wird darauf abgezielt, die subjektiven Handlungs‐
orientierungen und impliziten Entscheidungsmaximen des Expert:in‐
nenwissens zu erschließen und analytisch zu rekonstruieren. Daraus
soll eine theoretische Konzeptualisierung von Wissensbeständen und
Routinen entwickelt werden, die für das Funktionieren sozialer Syste‐
me konstitutiv sind (Bogner & Menz, 2002, S. 37–39).

Die Forschende entschied sich für die Bearbeitung der Thematik
für die theoriegenerierende Variante. Diese passt am besten zum Er‐
kenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit, das auf das tiefere Verständ‐
nis politischer Entscheidungen abzielt. Die Erfassung und Analyse sub‐
jektiver Handlungsorientierungen der Expert:innen ermöglicht es, ein
Verständnis für die Dynamiken politischer Entscheidungsfindung zu
entwickeln.

In den theoriegenerierenden Experteninterviews wird der Experte in der
Regel als Vertreter einer bestimmten Gruppe angesprochen und somit
nicht als „ganze Person“, z. B. als Funktionsträger, etwa als Mitglied der
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Universitätsverwaltung, als Manager, als Arzt usw. (Bogner et al., 2014,
S.25)

Die Aussagen der Expert:innen werden in theoriegenerierenden Ex‐
pert:inneninterviews nicht als Sachinformation oder Fakt verstanden,
sondern als Deutungswissen. Das macht diese Expert:inneninterviews
zu Teilen der rekonstruktiven Sozialforschung (Bogner et al., 2014,
S. 76). Das Deutungswissen „[…] beinhaltet die subjektiven Relevanzen,
Sichtweisen, Interpretationen, Deutungen, Sinnentwürfe und Erklä‐
rungsmuster der Expertinnen. Das Deutungswissen umfasst zugleich
auch die normativen Dispositionen: Zielsetzungen, Bewertungen usw.,
es ist nicht nur ‚sachliches‘ Wissen“ (Bogner et al., 2014, S. 18f.).

Die Interviewten wurden demnach nicht als individuelle Personen,
sondern primär als Vertreter:innen einer bestimmten Rolle angespro‐
chen – der Rolle der politischen Entscheidungsträger:innen. In diesem
Kontext ist es wichtig zu beachten, dass in dieser Studie parteipoliti‐
sche Unterschiede nicht im Vordergrund standen, die Interviewten
wurden als Entscheidungsträger:innen befragt. An Stellen, in denen
es in der Analyse besonders naheliegend war, Äußerungen einer partei‐
politischen Perspektive zuzuordnen, wurde dies jedoch entsprechend
berücksichtigt.

Interviews, die im Stil der Grounded-Theory-Methodologie geführt
werden, können nicht standardisiert werden, da die in den Daten auf‐
tauchenden Konzepte die Richtung der Forschung bestimmen (Foley
et al., 2021, S. 2; Strauss & Corbin, 1996, S. 152). Die Forschung funk‐
tioniert als iterativer Prozess, bei dem Datenerhebung und -analyse
sich abwechseln, und neu gewonnene Erkenntnisse die folgenden In‐
terviews strukturieren (können). Unstrukturierte Interviews sind geeig‐
net, wenn wenig über das zu untersuchende Phänomen bekannt ist und
die forschende Person sich maximale Offenheit dem Datenmaterial ge‐
genüber bewahren möchte. Halbstrukturierte Interviews bieten sich an,
wenn vorläufig bereits Bereiche identifiziert wurden, die die Grundlage
der Untersuchung bilden. In diesem Fall kann die forschende Person
spezifische Themen ansprechen, die dann durch die Interviews weiter
untersucht und vertieft werden (Foley et al., 2021, S. 2). Für die vorlie‐
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gende Arbeit wurden halbstrukturierte Interviews gewählt, da das über‐
geordnete Forschungsinteresse bereits zu Beginn der Studie definiert
war.

Der Interviewleitfaden wurde in verschiedene Themenblöcke ge‐
gliedert. Nach einer einleitenden Frage zum beruflichen Hintergrund
als Erzählstimulus folgten allgemeine Fragen zur Wasserstoffprodukti‐
on, etwa zur Bedeutung dieser für das Bundesland Thüringen. Im
dritten Themenblock zielten die Fragen auf den Kenntnisstand zum
Wasserstoff und die Informationsquellen im Entscheidungsprozess, be‐
vor im vierten Block die (wahrgenommenen) Einflussfaktoren und
Entscheidungsprozesse beleuchtet wurden. Im vierten und fünften
Block kreisten die Fragen um die politischen Rahmenbedingungen und
Herausforderungen sowie Handlungsempfehlungen für die kommende
Zeit. Das Gespräch schloss thematisch mit einem kurzen Block zu er‐
neuerbaren Energien. Die skizzierten Themenblöcke bilden den Stand
im letzten geführten Interview (Interview 6) ab.

Während der Datenerhebung wurde der Fragebogen mehrfach an‐
gepasst, um potenziell relevante Aspekte, die die Forscherin in der
frühen Analyse identifizierte, zu berücksichtigen. Zudem wurde der
Interviewleitfaden durch die begrenzt vorhandene Literatur zum For‐
schungsgebiet beeinflusst, jedoch nicht in deduktiver Weise.

3.4.2 Ablauf der Datenerhebung

Die Interviewpartner:innen wurden per E-Mail mit der Bitte um ihre
Teilnahme an der Forschung angeschrieben. Von zehn kontaktierten
Personen sagten sechs energiepolitische Expert:innen der Teilnahme
an einem Interview zu (siehe Tabelle 2). Die Interviews wurden 2024
entweder persönlich face-to-face oder per Zoom-Videocall durchge‐
führt und dauerten zwischen 22 Minuten und etwa einer Stunde10.

10 Aus Gründen der Anonymisierung wird die Parteizugehörigkeit der Interviewpart‐
ner:innen nicht angegeben. Die Gruppe der energiepolitischen Expert:innen um‐
fasst sowohl in Ministerien tätige Personen als auch Politiker:innen der 2024 im
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Interview Interviewte(r) Länge Durchführung

Interview 1 Energiepolitische:r Expert:in 56min Online

Interview 2 Energiepolitische:r Expert:in 52min Persönlich

Interview 3 Energiepolitische:r Expert:in 22min Persönlich

Interview 4 Energiepolitische:r Expert:in 36min Persönlich

Interview 5 Energiepolitische:r Expert:in 52min Persönlich

Interview 6 Energiepolitische:r Expert:in 23min Online

Geführte Interviews, Quelle: eigene Darstellung

Der Erhebungszeitraum wurde einerseits durch den zu dem Zeitpunkt
bevorstehenden Landtagswahlkampf in Thüringen bedingt, der abseh‐
bar die zeitliche Verfügbarkeit der politischen Entscheidungsträger:in‐
nen stark einschränken würde. Andererseits wurde dieser Zeitraum
gewählt, um zu verhindern, dass sich politische Diskurse zu schnell
verändern. Im dynamischen und intensiv diskutierten Bereich der Was‐
serstoffwirtschaft hätte ein längerer Erhebungszeitraum möglicherwei‐
se zu einer Divergenz der Ausgangsbedingungen unter den Befragten
geführt, was die Vergleichbarkeit der Daten hätte beeinträchtigen kön‐
nen.

Im Anschluss wurden die Interviews mithilfe der Software f4 tran‐
skribiert. Die Interviews wurden für die Analyse geglättet. Dabei wur‐
den Füllwörter wie „äh“ oder ähnliche sprachliche Eigenheiten, die
keine inhaltliche Relevanz für die Forschung hatten, nicht in die Tran‐
skripte aufgenommen. Informationen, die Rückschlüsse auf die Identi‐
tät der befragten Personen zulassen, wurden entfernt. Entsprechende
Stellen im Text sind mit „[Information entfernt]“ gekennzeichnet. Ge‐
genstand der Analyse waren somit die Expert:inneninterviews in tran‐
skribierter Form und damit textförmige Daten. Eines der Interviews
wurde im Nachgang durch die Presseabteilung eines Ministeriums redi‐
giert und freigegeben. Als einzige Änderung musste die Frage nach den
persönlichen medialen Informationsquellen entfernt werden.

Tabelle 2:

Landtag vertretenen Parteien. Gespräche wurden mit Vertreter:innen von CDU,
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke geführt.
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Da sich im Analyseprozess herausstellte, dass die Software MAXQ‐
DA nur bedingt in der Lage ist, den Forschungsprozess der GTM
adäquat abzubilden, wechselte die Forschende nach einigen Versuchen
die Software. Mit Hilfe von Microsoft Excel wurde das Material dann in
einer eigens erstellten Tabelle kodiert.

3.4.3 Datenauswertung mittels des Kodierverfahrens
der Grounded Theory

Die Daten der vorliegenden Untersuchung politischer Entscheidungen
im Kontext nachhaltiger Transformationsprozesse wurden nach dem
Kodierverfahren nach Strauss & Corbin (1996) kodiert. Dieses wird im
Folgenden kurz beschrieben.

Strauss und Corbin beschreiben zwei grundlegende Verfahren für
das Kodieren: Vergleichen und Fragen-stellen (Strauss & Corbin, 1996,
S. 41). „Kodieren“ meint den Prozess der Entwicklung von Konzepten
am empirischen Material (Strübing, 2021, S. 16). Dies gelingt durch
das ständige Vergleichen der Daten miteinander und dem Stellen von
Fragen an das Material. Am Ende des Auswertungsprozesses steht das
Ziel der Generierung einer Kategorie. „‚Kategorie‘ steht hier für das
theoretische Konzept, dessen strukturelle Eigenschaften sich erst aus
der vergleichenden Analyse der durch dieses Konzept repräsentierten
empirischen Phänomene ergeben“ (Strübing 2021, S. 15). Um dieses
Ziel zu erreichen, sind verschiedene Analyseschritte erforderlich. Nach
Strauss und Corbin (1996) umfasst der Kodierungsprozess drei Phasen:
das offene Kodieren, das axiale Kodieren und das selektive Kodieren.

Phase 1: Offenes Kodieren

Beim offenen Kodieren geht es um das ‚Aufbrechen‘ des Materials. Es
beinhaltet das Zerlegen der Daten in kleinste Einheiten und das genaue
Betrachten jedes einzelnen Elements. In einem posthum erschienenen
Aufsatz bezeichnet Strauss selbst das Vorgehen als „[…] microscopic
examination“ (Strauss, 2004, S. 170).
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Mit Aufbrechen und Konzeptualisieren meinen wir das Herausgreifen
einer Beobachtung, eines Satzes, eines Abschnitts und das Vergeben von
Namen für jeden einzelnen darin enthaltenen Vorfall, jede Idee oder jedes
Ereignis – für etwas, das für ein Phänomen steht oder es repräsentiert.
(Strauss & Corbin, 1996, S. 45)

Strauss empfiehlt sogar eine Wort-für-Wort- oder Zeile-für-Zeile-Inter‐
pretation, um sicherzustellen, dass kein Detail übersehen wird (Strauss,
2004, S. 171). Durch die kleinteilige Betrachtung des Materials soll es
dem Forschenden möglich werden, eine gewisse Fremde dem vorhan‐
denen Material gegenüber zu entwickeln. Es ist jedoch auch möglich,
in Sätzen, Abschnitten oder auch ganzen Dokumenten zu kodieren
(Strauss & Corbin, 1996, S. 54).

Die durch diesen Schritt erarbeiteten Konzeptualisierungen werden
in einem nächsten Schritt um die identifizierten Phänomene gruppiert
(„Kategorisieren“) (Strauss & Corbin, 1996, S. 47). Die Kategorien fas‐
sen Konzepte zusammen, bieten also das „Oberkonzept“, unter dem
sich andere Konzepte subsumieren lassen (Strauss & Corbin, 1996,
S. 47). Die Namen der Kategorien werden selbst entwickelt oder direkt
aus dem Material übernommen, das bezeichnet man dann als „In-vivo-
Kodes“. In-vivo-Kodes sind Worte oder Äußerungen, die so prägnant
sind, dass sie direkt übernommen werden (Strauss & Corbin, 1996,
S. 49f.).

Das für diese Arbeit vorliegende Datenmaterial wurde abschnitts‐
weise offen kodiert. Dabei ergaben sich die einzelnen Analyseeinheiten
aus den Wortmeldungen der Befragten. Bei besonders umfangreichen
Beiträgen wurden diese in kleinere Segmente unterteilt, um eine detail‐
liertere Analyse zu ermöglichen. In einem zweiten Schritt wurden die
als relevant erachteten Passagen feiner kodiert und systematisch in
Tabellenform festgehalten.

Nach Strauss und Corbin folgt als nächster Schritt die Identifizie‐
rung der Eigenschaften der Kategorien, um diese dann in verschiede‐
nen Dimensionen weiter auszuarbeiten und zu differenzieren. Eigen‐
schaften sind dabei „[…] die Charakteristika oder Kennzeichen einer
Kategorie […] und […] Dimensionen [beschreiben, L.S] die Anordnung
einer Eigenschaft auf einem Kontinuum“ (Strauss & Corbin, 1996, S. 51,
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Hervh. i. O.). Sie dienen dazu, im weiteren Verlauf der Forschung als
Grundlage, um Beziehungen zwischen Kategorien und Subkategorien
herauszuarbeiten.

Jedes Auftreten einer Kategorie besitzt danach ein einzigartiges dimensio‐
nales Profil. Mehrere dieser Profile können zu einem Muster gruppiert wer‐
den. Das dimensionale Profil repräsentiert die spezifischen Eigenschaften
eines Phänomens unter einem gegebenen Satz von Bedingungen. (Strauss
& Corbin, 1996, S. 51, Hvh. i. O.)

Auf diesen Schritt hat die Forschende verzichtet. Die Dimensiona‐
lisierung der Kategorien erschien im spezifischen Forschungszusam‐
menhang nicht sinnvoll, denn Meinungen oder Beschreibungen sind
nur bedingt dimensionalisierbar. Stattdessen legte die Forschende den
Schwerpunkt darauf, die zentralen Kategorien und deren grundlegende
Eigenschaften zu identifizieren und zu analysieren, um ein klareres und
kohärenteres Verständnis des untersuchten Phänomens zu entwickeln.

Auch das Schreiben von Memos spielt eine entscheidende Rolle
im Kodierprozess. Forschungsmemos dokumentieren die Ergebnisse
der Kodierungen, sammeln Gedanken und Hypothesen, verknüpfen
sie mit vorherigen Analysen und formulieren neue Fragen, die anhand
des Materials untersucht werden sollen (Strauss & Corbin, 1996, S. 169–
171). Die Forschende hat diese Memos über den gesamten Analysepro‐
zess hinweg verfasst und immer wieder verfeinert beziehungsweise
angepasst.

Phase 2: Axiales Kodieren

Axiales Kodieren ist der zweite Schritt im Analyseprozess und meint
das „[…] Erarbeiten eines phänomenbezogenen Zusammenhangsmo‐
dells, d. h. es werden qualifizierte Beziehungen zwischen Konzepten
am Material erarbeitet und im Wege kontinuierlichen Vergleichens
geprüft“ (Strübing, 2021, S. 17). Nach dem Aufbrechen der Daten, wäh‐
rend des offenen Kodierens, werden sie hier auf eine neue Art und
Weise wieder zusammengefügt, „[…] indem Verbindungen zwischen
einer Kategorie und ihren Subkategorien ermittelt werden“ (Strauss &
Corbin, 1996, S. 76, Hevh. i. O.). Dabei werden nicht alle identifizierten
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Phänomene berücksichtigt, sondern nur diejenigen, die nach aktuellem
Stand voraussichtlich zur Klärung der Forschungsfrage beitragen. Auf
diese Weise werden implizit Hypothesen formuliert, indem angenom‐
men wird, dass bestimmte Phänomene relevant sein werden, während
andere als weniger wichtig erachtet werden.

Das Ziel dieses Analyseschrittes ist es, einer Kategorie durch das
Erstellen von Subkategorien Präzision zu verleihen – es entsteht das
paradigmatische Modell (siehe Abbildung 1). Das paradigmatische Mo‐
dell spezifiziert die Kategorie in Bezug auf: ursächliche Bedingungen,
Kontext, intervenierende Bedingungen, Handlungs- und interaktiona‐
le Strategien sowie Konsequenzen der Strategien (Strauss & Corbin,
1996, S. 78). Die Verwendung des paradigmatischen Modells ist nicht
zwingend notwendig. In ihrem Werk von 2008 beschreiben Strauss
und Corbin das Paradigma als eines von vielen Werkzeugen, das im
Analyseprozess genutzt werden kann (Corbin & Strauss, 2008, S. 89).
Charmaz (2006, S. 61) warnt sogar davor, sich durch die strikte Anwen‐
dung des Paradigmas zu sehr einzuschränken. In der vorliegenden
Arbeit wurde das Paradigma als Grundlage verwendet. Es kam jedoch
in einem Fall zu einer Abweichung, da das Modell die gewonnenen
Erkenntnisse nicht hinreichend darstellte. Das paradigmatische Modell
konnte zudem nicht in allen Fällen vollständig auf die Phänomene
angewendet werden. Die entwickelten axialen Kodierparadigmen sind
in Kapitel 4 abgebildet.
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Das Axiale Kodierparadigma, Quelle: eigene Darstellung in
Anlehnung an Mühlmeyer-Mentzel & Schürmann (2011, o.S.)

Das Phänomen ist „[…] die zentrale Idee, das Ereignis, Geschehnis,
auf das eine Reihe von Handlungen/Interaktionen gerichtet sind, um
es zu bewältigen oder damit umzugehen oder auf das sich die Reihe be‐
zieht“ (Strauss & Corbin, 1996, S. 79). Es ist das zentrale Ereignis oder
der zentrale Prozess, den die Interviewten adressieren. Ursächliche
Bedingungen sind die Ereignisse oder Vorfälle, die das Auftreten oder
die Entwicklung eines Phänomens verursachen. Nur in den seltensten
Fällen ist eine einzige ursächliche Bedingung für ein Phänomen beob‐
achtbar (Strauss & Corbin, 1996, S. 79–80.). Der Kontext beschreibt
die Bedingungen, innerhalb derer Handlungsstrategien stattfinden, um
das Phänomen zu bearbeiten beziehungsweise zu bewältigen (Strauss &
Corbin, 1996, S. 80–81.) Als intervenierende Bedingungen werden die
breiten Konditionen eines Phänomens beschrieben. Diese beinhalten
„[…] Zeit, Raum, Kultur, sozialökonomischer Status, technologischer

Abbildung 1:
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Status, Karriere, Geschichte und individuelle Biographie“ (Strauss &
Corbin, 1996, S. 82). Intervenierende Bedingungen wirken entweder
fördernd oder einengend auf die Handlungs- und interaktionalen Stra‐
tegien (Strauss & Corbin, 1996, S. 75). Diese beziehen sich auf Verhal‐
tensweisen, die Individuen einsetzen, um Phänomene zu bewältigen
oder zu beeinflussen. Diese Strategien sind prozessual und entwickeln
sich über die Zeit, was bedeutet, dass sie hinsichtlich ihrer Abfolgen,
Bewegungen und Veränderungen analysiert werden können. Sie sind
oft bewusst gewählt und damit zweckorientiert. Dennoch können
Handlungen und Interaktionen gelegentlich unbeabsichtigt sein und
trotzdem Auswirkungen auf das untersuchte Phänomen haben. Es ist
in der Analyse ebenso wichtig, die Abwesenheit von Handlungen zu
berücksichtigen, um zu verstehen, warum bestimmte erwartete oder
übliche Verhaltensweisen unterbleiben (Strauss & Corbin, 1996, S. 83).
Konsequenzen sind die Auswirkungen der Handlungen – oder des
Ausbleibens einer Handlung, sie können sowohl beabsichtigt als auch
unbeabsichtigt sein. Konsequenzen können zu ursächlichen Bedingun‐
gen eines anderen Phänomens werden (Strauss & Corbin, 1996, S. 85).
Im Forschungsprozess wechseln Forschende zwischen offenem und
axialem Kodieren hin- und her (Strübing, 2021, S. 110).

Phase 3: Selektives Kodieren

Das selektive Kodieren verfolgt das Ziel, die bisher erarbeiteten theo‐
retischen Konzepte in Bezug auf spezifische „Kernkategorien" zu inte‐
grieren. Der Prozess beinhaltet die Auswahl der Kernkategorie, das
systematische Verknüpfen dieser Kernkategorie mit anderen Kategori‐
en, die Überprüfung und Bestätigung dieser Verbindungen sowie das
Ausarbeiten und Verfeinern von Kategorien, die noch weiterentwickelt
werden müssen. Es soll die „Geschichte“ des Untersuchungsbereichs
identifiziert werden (Strauss & Corbin, 1996, S. 94). Dieser Analyse‐
schritt unterscheidet sich nicht sehr vom axialen Kodieren, findet je‐
doch auf einer deutlich abstrakteren Ebene statt.
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Die vorliegende Arbeit durchlief alle drei Phasen des Kodierens
und präsentiert ein eigenes Theoriefragment auf Grundlage der in den
Daten identifizierten Paradigmen (vgl. Kapitel 4).

3.5 Gütekriterien sozialwissenschaftlicher Forschung

Seit vielen Jahren wird diskutiert, wie die Güte qualitativer Sozialfor‐
schung bestimmt werden kann. Heutiger Konsens ist, dass die in der
quantitativen Forschung angewendeten Kriterien (Reliabilität, Validität
und Objektivität) sich nicht eins zu eins auf Besonderheiten qualitativer
Forschung anwenden lassen (Flick, 2014, S. 412). Dies liegt darin be‐
gründet, dass quantitative und qualitative Sozialforschung unterschied‐
lichen Konzeptualisierungen von Realität und Erkenntnis folgen.

Nach Strübing lassen sich die Verlässlichkeit und Leistungsfähigkeit
eines Verfahrens wie der GTM nicht an den Gütekriterien ablesen,
sondern „[…] vor allem die Betrachtung der in den Prozess implemen‐
tierten qualitätssichernden Maßnahmen“ (Strübing, 2002, S. 339). Er
spricht sich dagegen aus, Gütekriterien aus nomologisch-deduktiven
Methodologien auf die GTM zu übertragen. Dies begründet er mit
einer unterschiedlichen Auffassung der sozialen Wirklichkeit und des
Verhältnisses von Forschendem und Forschungsobjekt in der GTM
(Strübing, 2002, S. 339).

Strauss und Corbin (1996) äußern sich wie folgt: „Eine gut kon‐
struierte Grounded Theory muß [sic!] vier zentrale Kriterien zur Beur‐
teilung ihrer Anwendbarkeit auf ein Phänomen erfüllen: Übereinstim‐
mung, Verständlichkeit, Allgemeingültigkeit und Kontrolle“ (Strauss &
Corbin, 1996, S. 8). Strauss und Corbin (1996) benennen jeweils sieben
Kriterien zur Bewertung der Angemessenheit des Forschungsprozesses
und der Verankerung der Ergebnisse. Der Forschungsprozess sollte so
gestaltet werden, dass die einzelnen Komponenten intersubjektiv nach‐
vollziehbar sind. Um dies zu gewährleisten braucht es: die gezielte und
begründete Auswahl der (Ausgangs-)Stichprobe, die Benennung der
Hauptkategorie, die Begründung der Hauptkategorien durch Ereignisse
oder Phänomene, die Kriterien des theoretischen Samplings und deren

3.5  Gütekriterien sozialwissenschaftlicher Forschung

37

https://doi.org/10.5771/9783689003319 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783689003319
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Nutzen, die Hypothesen zu konzeptuellen Beziehungen und deren Be‐
gründung, Beispiele für Diskrepanzen zwischen Hypothesen und tat‐
sächlichen Ergebnissen sowie deren Auswirkungen, und schließlich die
Auswahl und Begründung der Kernkategorie (Strauss & Corbin, 1996,
S. 217). Zur Beurteilung der empirischen Verankerung relevant sind:
die Generierung von Konzepten, das Vorhandensein systematischer
Beziehungen der Konzepte, die konzeptuellen Verknüpfungen und
Dichte der Kategorien, Variation in der Theorie, Einbindung der brei‐
ten Randbedingungen, Berücksichtigung des Prozessaspekts und die
Beurteilung der Bedeutsamkeit der theoretischen Ergebnisse (Strauss &
Corbin, 1996, S. 218–221).
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4 Ergebnisse

Aus den sechs geführten Expert:inneninterviews wurde durch die
einzelnen Analyseschritte induktiv ein eigenes Theoriefragment ent‐
wickelt. Das folgende Kapitel dient der Darstellung dieses Theorie‐
fragments, welches der Beantwortung der Forschungsfrage dient. Zur
Steigerung der intersubjektiven Nachvollziehbarkeit wird das jeweils
identifizierte axiale Kodierparadigma zur Erläuterung der einzelnen
Theoriefragmente herangezogen. Nach einer kurzen überblickhaften
Darstellung der entwickelten Theorie beziehungsweise des Theorie‐
fragments folgt im Anschluss die ausführliche Darstellung der einzel‐
nen Theoriebausteine.

4.1 Die Theorie

Politische Entscheidungen im Kontext nachhaltiger Transformations‐
prozesse oder auch, wie im speziell vorliegenden Fall, über die Produk‐
tion grünen Wasserstoffs bewegen sich in Thüringen in einem beson‐
ders aufgeheizten Politikfeld. Die Befragten betrachten das Feld als
„durch-polarisiert“ (Interview 4, Pos. 59); das ist ein Hinweis auf die
ausgeprägten und teils antagonistischen Debatten, die geführt werden.
Besonders die Frage nach der vermeintlich „richtigen“ Energieerzeu‐
gungsart erhitzt dabei die Gemüter

[…] weil die Energieerzeugungsart mittlerweile ein politisches Schlachtfeld
geworden ist. (Interview 3, Pos. 18)

Die Aussage einer befragten Person bringt zum Ausdruck, wie um‐
stritten und komplex die Debatte ist. Die „Energieerzeugungsart als
politisches Schlachtfeld“ ist das Hauptphänomen, die „Haupt- oder
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Schlüsselkategorie“ nach der GTM, die im Datenmaterial ausgemacht
wurde. Sie beschreibt, wie die Debatte in Thüringen von den befragten
politischen Entscheidungsträger:innen wahrgenommen wird.

Es wurden fünf zentrale Hauptkategorien identifiziert, die als beein‐
flussende Aspekte für dessen Wahrnehmung und Ausgestaltung durch
die politischen Entscheidungsträger:innen fungieren. Sie wurden von
der Forschenden benannt als: „ideopolitische Energiepräferenzen“, „Po‐
pulismuskapitulation“, „unkritische Medien“, „lobbyorchestrierter Ener‐
giediskurs“ sowie „Sonderweg Thüringen“. Eine genaue Erläuterung der
Aspekte erfolgt in den folgenden Unterkapiteln. Das Hauptphänomen
„Energieerzeugungsart als politisches Schlachtfeld“ kann als ihre Kon‐
sequenz betrachtet werden.

Des Weiteren zeigt die Analyse auf, dass die Akteur:innen im Um‐
gang mit dem Hauptphänomen auf zwei distinkte Reaktionsmuster zu‐
rückgreifen. Diese Reaktionsmuster bilden einen zentralen Bestandteil
der Theorie und sind entscheidend für das Verständnis der Handlungs‐
logiken innerhalb des untersuchten Kontexts. Die Forschende bezeich‐
net diese Reaktionsmuster als „Reaktiv“ und „Transformativ“. Dem Mo‐
dell liegen die spezifischen Befunde zum Wasserstoff, beziehungsweise
zur Produktion grünen Wasserstoffs in Thüringen, zu Grunde: das
„Henne-Ei-Problem“ und die „Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz“. Das
Theoriemodell kann in Abbildung 2 nachvollzogen werden.

Theoriemodell, Quelle: eigene DarstellungAbbildung 2:
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Die Phänomene des „Henne-Ei-Problems“ und der „Wunsch-Machbar‐
keits-Diskrepanz“ sind zentrale Elemente, die den spezifischen Kon‐
text der Wasserstoffproduktion in Thüringen prägen und somit für
den Untersuchungsgegenstand von grundlegender Bedeutung sind. Die
identifizierten beeinflussenden Aspekte, die Schlüsselkategorie sowie
die Reaktionsmuster können jedoch auch unabhängig vom konkreten
Kontext der Wasserstoffproduktion betrachtet werden. Diese Elemente
sind somit generalisierbar und bieten einen erweiterten Bezugsrahmen,
der es ermöglicht, die zugrunde liegenden Dynamiken und Konflikte
in politischen Entscheidungsprozessen der Energiepolitik in Thüringen
allgemein zu erfassen und zu analysieren.

Die folgenden Unterkapitel widmen sich zunächst der Darstellung
der „Basis“, das heißt der spezifischen Ausgangsbedingungen des Un‐
tersuchungsgegenstandes grüner Wasserstoff. Daraufhin werden die
beeinflussenden Aspekte des zentralen Phänomens detailliert erläu‐
tert. Abschließend erfolgt eine Beschreibung der beiden identifizierten
Handlungsstrategien.

4.2 Die Basis

Das folgende Unterkapitel beschreibt die Basis (oder: das Fundament)
auf dem das restliche entwickelte Theoriefragment im Kontext der
Arbeit verstanden werden muss. Während die Entscheidungsprozesse
im Hinblick auf die Thüringer Energiepolitik im Gesamten beleuchtet
wurden, schafft dieses Kapitel den Bezug zur Produktion grünen Was‐
serstoffs. In den Interviews wurden zwei Phänomene identifiziert, die
Aufschluss über die Ausgangsbedingungen der Wasserstoffwirtschaft
in Thüringen geben: das „Henne-Ei-Problem“ und die „Wunsch-Mach‐
barkeits-Diskrepanz“.

4.2.1 Das Henne-Ei-Problem

Grundlegend für die Betrachtung der Thematik ist das von den Inter‐
viewten identifizierte „Henne-Ei-Problem“ (In-Vivo-Kode, Interview 2,
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Pos. 28, siehe Abbildung 3). Dieser „Teufelskreis“ (In-vivo-Kode; Inter‐
view 6, Pos. 8) wird von einem Interviewten wie folgt beschrieben:

[…] das ist das große Rätsel. Wie finanzieren wir diese Infrastruktur, wo
ja noch nichts durchgeleitet wird? […] Wenn nicht genug Wasserstoff da
ist, nicht genug grüner, wird es keine Umstellung und später auch keinen
Verbrauch geben. Also rechnen sich die Netze nicht. Also wird in die Netze
nicht investiert. (Interview 6, Pos. 8)

Das „Henne-Ei-Problem“ beschreibt die Schwierigkeit, dass die Investi‐
tion in die notwendige Wasserstoffinfrastruktur aufgrund der fehlenden
Nachfrage und Produktionsmengen als unrentabel erscheint, während
ohne diese Infrastruktur weder eine ausreichende Nachfrage noch eine
Produktion entstehen können.

Henne-Ei-Problem, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Ursächlich für das Henne-Ei-Problem ist
nach Datenlage die wechselseitige Abhängigkeit zwischen der Etablie‐
rung einer umfassenden Infrastruktur für Wasserstoff und der Entwick‐
lung ausreichender Nachfrage. Einerseits sind erhebliche Investitionen
in die Produktion, den Transport, die Speicherung und die Vertei‐
lung von Wasserstoff erforderlich. Diese werden jedoch nur getätigt,

Abbildung 3:
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wenn eine entsprechende Nachfrage besteht. Andererseits sind Ver‐
braucher:innen und Industrien zögerlich beim Umstieg auf Wasserstoff,
solange die notwendige Infrastruktur nicht in ausreichendem Maße
vorhanden ist. Es können demnach zwei Ursachen für das Phänomen
„Henne-Ei-Problem“ ausgemacht werden: Infrastrukturdefizite (Inter‐
view 1, Pos. 6; Interview 3, Pos. 8) und Nachfragedefizite (Interview 6,
Pos. 8).

Kontext. Das Phänomen ist sowohl in den europäischen als auch
in den deutschen Kontext eingebettet („Europäisch-Deutsche Einbet‐
tung“) (Interview 3, Pos. 14; Interview 4, Pos. 20; Interview 2, Pos. 32).
Das heißt, die Entscheidungen über die Entwicklung der Wasserstoffin‐
frastruktur und die Förderung der Wasserstoffnachfrage werden gemäß
dem föderalen und europäischen System nicht nur auf der Ebene ein‐
zelner Länder getroffen, sondern erfordern koordinierte Maßnahmen
und Strategien sowohl auf europäischer Ebene als auch auf Bundesebe‐
ne. Bevor ein Gesetz entsteht, durchläuft es viele Phasen der Beratung
und Abstimmung. In diesen Konsultationen können unterschiedliche
Akteur:innen ihre Meinungen und Anliegen einbringen. Ein relevantes
Gremium in diesem Prozess ist der Bundesrat, der insbesondere im
Kontext von Flächenausweisungen für zum Beispiel Windkraft- und
Photovoltaikanlagen eine wichtige Rolle spielt (Interview 5, Pos. 14).
Die Länder sind verpflichtet, die verabschiedeten Gesetze und Richtli‐
nien umzusetzen (Interview 5, Pos. 16; siehe auch Kapitel 2).

Die Bundesländer verfügen demnach lediglich über ein einge‐
schränktes Mitspracherecht im Gesetzgebungsprozess, das sich primär
– wie schon in Kapitel 2 dargelegt – auf das Planungsrecht bezieht.
Gleichwohl sind die Länder verpflichtet, die verabschiedeten Gesetze
umzusetzen, auch wenn Akteur:innen auf Landesebene Vorbehalte äu‐
ßern sollten.

Handlungsstrategien. Die Interviewten sehen die Politik, und damit
sich selbst als maßgebliche politische Entscheidungsträger:innen, in
der Verantwortung, einen Wasserstoffmarkt zu initiieren.

Und das ist tatsächlich die Aufgabe, die wir leisten müssen, dass wir die
Rahmenbedingungen politisch so gestalten, dass es ein Hochlaufen der […]
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Wasserstoffwirtschaft geben kann, also dass erstmal ein Markt entsteht.
(Interview 1, Pos. 4; ähnlich: Interview 3, Pos. 10)

Das Erreichen von Planungssicherheit für Marktteilnehmende steht
dabei im Vordergrund, sodass notwendige Investitionen in die Wasser‐
stoffinfrastruktur getätigt werden (Interview 6, Pos. 8 & 14).

Um einen Wasserstoffmarkt zu etablieren, nennen die Interviewten
verschiedene Maßnahmen, die sich in zwei unterschiedliche Herange‐
hensweisen unterteilen lassen: Interventionismus und Marktliberalis‐
mus. An dieser Stelle lassen sich die besprochenen Handlungsstrategien
in Hinblick auf die Parteizugehörigkeit in besonderem Maße voneinan‐
der abgrenzen, weshalb hier auch die Parteizugehörigkeit der jeweils
interviewten Person genannt wird11.

Ersterer Ansatz wird von der Vertretung der Links-Partei unter‐
stützt. Diese zieht einen kontrollierten staatlichen Eingriff in Betracht,
um gezielt den Markt zu steuern (Interview x, Pos. 18) und notwen‐
dige Rahmenbedingungen für die Etablierung des Wasserstoffmark‐
tes zu schaffen. Die Forschende bezeichnet diese Herangehensweise
als „Transformationskompass“. Die CDU-Vertretung hingegen vertritt
einen eher marktliberalen Ansatz, indem gefordert wird auf markt‐
wirtschaftliche Mechanismen zu setzen, die durch Wettbewerb und
wirtschaftliche Anreize die Entwicklung und Verbreitung von Wasser‐
stofftechnologien fördern sollen (Interview x, Pos. 6). Zentral für die‐
sen Ansatz ist der Wunsch, die „Technologieoffenheit“ zu bewahren.
Festlegungen (staatlicher Seite) auf bestimmte Technologien (wie zum
Beispiel auf grünen Wasserstoff ) werden explizit nicht gewünscht. Dies
impliziert eine Reduzierung staatlicher Regulierung und Interventio‐
nen und kann als Verantwortungsverlagerung auf „den Markt“ verstan‐
den werden. Die Forschende bezeichnet dies als „wasserstoffliberales
Paradigma“. Diese Bezeichnung bildet die Überzeugung ab, dass der
Markt besser auf die vorherrschenden Gegebenheiten reagieren kann
als der Staat. Durch eine verstärkte Marktliberalisierung können nach

11 Um die Anonymität der Interviewpartner:innen zu gewährleisten wurden in die‐
sem Unterkapitel keine direkten Interviewverweise hinterlegt. Die Autorin verfügt
jedoch über eine vollständige Dokumentation der Interviews.
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dieser Überzeugung Innovationen und der Wettbewerb gefördert wer‐
den, was langfristig zu einer Entwicklung des Wasserstoffsektors führt.

Zu der von der CDU-Vertretung vorgeschlagenen Maßnahmen ge‐
hört außerdem, sich zunächst von der strikten Fokussierung auf grü‐
nen Wasserstoff zu lösen und stattdessen auch andere Formen des
Wasserstoffs, wie zum Beispiel blauen Wasserstoff, zu berücksichtigen
(Interview x, Pos. 4, 6, 8). Dies ist auch für die Vertretung von Bündnis
90/Die Grünen eine vertretbare Möglichkeit (Interview x, Pos. 16). Die
Forschende beschreibt dies als „Zwischenlösungspragmatik“. Der Be‐
griff verdeutlicht, dass das langfristig festgeschriebene Ziel die Verwen‐
dung grünen Wasserstoffs ist. Nicht-grüne Wasserstoffarten werden
von den Interviewten hier als eine Art Katalysatoren verstanden, die
den Wasserstoffmarkt ankurbeln sollen.

Eine weitere von der die CDU vertretenden Person und eines ener‐
giepolitischen Experten aus einem Ministerium genannte Maßnahme
ist die Anbindung des Thüringer Wasserstoffnetzes an das überregio‐
nale Wasserstoffnetz, was die Möglichkeit für Wasserstoffimporte eröff‐
nen und somit die Versorgungssicherheit erhöhen würde (Interview x,
Pos. 4, 10; Interview x, Pos. 4). Die Versorgungssicherheit als Teil des
Zieldreieckes der Energiewende ist in Deutschland in Hinblick auf
Wasserstoff insoweit unsicher, als Deutschland selbst nicht in der Lage
sein wird, den eigenen Wasserstoffbedarf zu decken (vgl. Kapitel 2).
Wasserstoffimporte werden demnach auch langfristig notwendig sein.
Darüber hinaus wird von der Vertretung von Bündnis 90/Die Grünen
vorgeschlagen, die Nachfrage nach Wasserstoff zu steigern, indem Men‐
schen an den Profiten der Energieerzeugung über erneuerbare Energi‐
en teilhaben („Profitbeteiligung“) (Interview x, Pos. 12; Interview x,
Pos. 16). In der Kausalität wird davon ausgegangen, dass erneuerbare
Energien eher akzeptiert werden, wenn die Bevölkerung an den Pro‐
fiten teilhat. Dadurch könnten Widerstände in der Bevölkerung abge‐
baut werden. In der Folge kann es möglich sein, dass erneuerbare Ener‐
gie durch einen erhöhten Ausbau preiswerter wird, was die Produktion
von grünem Wasserstoff vergünstigt und die Nachfrage steigert.
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Intervenierende Bedingungen. Als intervenierende Bedingungen
nennen die Interviewten die „Preisentwicklung“ (Interview 2, Pos. 12;
Interview 3, Pos. 12). Diese kann fundamental vor allem auf das
„wasserstoffliberale Paradigma“ einwirken. So können volatile Preise
Unsicherheit erzeugen und damit potenzielle Investitionen (durch
Investor:innen/Produzent:innen, aber auch durch Konsument:innen)
hemmen. Hohe Preise können Betriebskosten steigen lassen und die
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen beeinträchtigen. Umgekehrt
können niedrige Preise Investitionen anziehen und die Wirtschaftlich‐
keit beeinflussen. Das Besondere am Wasserstoff zum jetzigen Zeit‐
punkt ist, dass externe Faktoren, wie die globalen Rohstoffpreise und
internationale Handelsabkommen die Preisentwicklung massiv beein‐
flussen – denn der in Deutschland (grün) produzierte Strom reicht, wie
in Kapitel 2 beschrieben, nicht aus, um die großen Bedarfe zu decken.
Die Preisentwicklung hat damit sowohl das Potenzial, die Wasserstoff‐
wirtschaft anzukurbeln als auch enorm abzuschwächen, wenn nicht
sogar zum Erliegen zu bringen.

Eine weitere intervenierende Bedingung ist die potenzielle „Ertüch‐
tigung bereits bestehender Infrastruktur“, die die Infrastrukturkosten
erheblich senken und die Umsetzung von Wasserstofftechnologien be‐
schleunigen könnte. Durch Thüringen verläuft die einzige Ost-West-
Leitung in Deutschland (Interview 5, Pos. 12), was potenziell eine
bedeutende Rolle bei der Verteilung von Wasserstoff spielen kann.
Die Leitung kann dazu beitragen, verschiedene regionale Märkte zu
integrieren und die Flexibilität im Wasserstoffnetz zu erhöhen und hat
so potenziell Einfluss auf beide identifizierten Handlungsstrategien.

Konsequenzen. Die von den Interviewten angestrebte Konsequenz
ihrer Handlungsstrategien ist die Schaffung eines Wasserstoffmarktes
und damit das Lösen des Henne-Ei-Problems (Interview 1, Pos. 4;
Interview 3, Pos. 10). In der Realität ist dies bisher allerdings noch nicht
zu beobachten.
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4.2.2 Die Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz

Wasserstoff ist, wie in Kapitel 1 und 2 beschrieben, großer Hoffnungs‐
träger der Dekarbonisierungsbestrebungen des Energiesystems. Die In‐
terviewten sind jedoch ambivalent zu diesen Hoffnungen eingestellt.

Und deswegen würde ich sagen, hat das ein großes Bedeutungsgefälle zwi‐
schen Ja, Wasserstoff wäre sozusagen die sinnvolle Alternative zu dem, wie
wir jetzt sozusagen Energie in die Industrie kriegen oder an den Arbeits‐
platz und den tatsächlichen, ist es dann überhaupt tatsächlich möglich,
sozusagen. (Interview 3, Pos. 4)

Die „Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz“ beschreibt das Spannungsfeld
zwischen der theoretischen Befürwortung für Wasserstoff als alterna‐
tive Energiequelle und den praktischen Herausforderungen, die bei
seiner Etablierung auftreten (siehe Abbildung 4). In den Interviews
(wie im vorangestellten Zitat) wird deutlich, dass Wasserstoff allgemein
und insbesondere für industrielle Anwendungen als vielversprechende
Alternative zu bestehenden Energiequellen angesehen wird. Während
Wasserstoff als zukunftsweisend und innovativ gilt, zeigen die ersten
praktischen Erfahrungen, dass es in der Umsetzung zu Herausforde‐
rungen kommt.
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Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Die Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz ergibt
sich aus mehreren, miteinander verflochtenen Ursachen, die sowohl
soziale, technische als auch wirtschaftliche Dimensionen umfassen.
Der Wunsch, vor allem Erdgas durch Wasserstoff zu ersetzen ent‐
stammt nach Ansicht zweier Interviewter der Ähnlichkeit der beiden
Energieträger (Interview 3, Pos. 4; Interview 5, Pos. 10). Die „psycho‐
logische Bedeutung“ besteht demnach, „[…] weil man sich über Ver‐
brennungsprozesse am ehesten vorstellen kann, die jetzigen Technolo‐
gien weiterzuführen“ (Interview 3, Pos. 4). Neben der Verbrennung
gestaltet sich auch der Transport ähnlich (Interview 5, Pos. 10). So‐
wohl Erdgas als auch Wasserstoff sind gasförmige Brennstoffe, die in
vergleichbaren Verbrennungsprozessen eingesetzt werden können. Die
technische Kompatibilität beider Gase ermöglicht es, bestehende Ver‐
brennungstechnologien mit Anpassungen auch für Wasserstoff nutzbar
zu machen. Darüber hinaus teilen Erdgas und Wasserstoff ähnliche
Transportinfrastrukturen, wie zum Beispiel Pipelines, die theoretisch
mit geringen Anpassungen für den Wasserstofftransport verwendet

Abbildung 4:
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werden könnten. Diese Ähnlichkeit beeinflusst laut Interviewten die
Bereitschaft, Wasserstoff als praktikable Alternative zu akzeptieren.

Ein:e Interviewte:r beschreibt zudem, dass bestimmte politische
Akteur:innen die ohnehin bestehende Wahrnehmung der Ähnlichkeit
zwischen Wasserstoff und Erdgas weiter verstärkt haben. Sie vermittel‐
ten den Eindruck, Wasserstoff könne problemlos als Ersatz für Erdgas
eingesetzt werden. Diese Darstellung verfestige bestehende Annahmen,
sei jedoch irreführend, da die begrenzte Verfügbarkeit von Wasserstoff
diese Substitution in der Praxis nicht zulassen werde (Interview 5,
Pos. 10). Die Forschende beschreibt dies als „Wasserstoff Fata Morgana“.

Hinzu kommt, dass Wasserstoff nach Ansicht der Interviewten in
einigen Kreisen als Energieträger gehandelt wird, der eine Ausflucht
aus der Notwendigkeit der Umstellung auf Erneuerbare Energien bie‐
tet (Interview 4, Pos. 16 & 18). Die Forschende bezeichnet dies als
„Wasserstoffflucht“. Nach der Farbenlehre des Wasserstoffs (siehe Tabel‐
le 1) sehen einige Akteur:innen insbesondere in grauem oder blauem
Wasserstoff eine Möglichkeit, die Dekarbonisierung voranzutreiben,
ohne vollständig auf erneuerbare Energien umzusteigen. Dies bietet
eine scheinbare „Ausflucht“ aus der Notwendigkeit einer umfassenden
Energiewende. Auch das identifizierte Phänomen „Rückstandsangst“
kann als ursächlich für den Wunsch, Wasserstoff einzusetzen, betrach‐
tet werden. So beschreiben zwei Interviewte die tragende Rolle von
Wasserstoff für die Zukunft der Thüringer Wirtschaft und die Angst,
abgehängt zu werden, sollte der Umstieg auf Wasserstoff nicht gelin‐
gen (Interview 1, Pos. 51). Besonders für Industrieansiedlungen spielt
die Verfügbarkeit von Wasserstoff demnach eine wichtige Rolle (Inter‐
view 5, Pos. 12).

Der Wunsch, Wasserstoff flächendeckend als Substitut für bestehen‐
de Energietechnologien einzusetzen, sieht sich einer Reihe erheblicher
Herausforderungen gegenüber. Zu den größten Hürden zählen laut
Interviewten die enormen Kosten, die mit der Produktion, Speicherung
und dem Transport von Wasserstoff verbunden sind („Hohe Kosten“)
(Interview 3, Pos. 4). Diese finanziellen Anforderungen stellen eine
beträchtliche Belastung dar, die bislang nur schwer zu bewältigen
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und für die Zukunft einzuschätzen ist. Sie ist in einem weiteren ent‐
wickelten Phänomen, der „Technorealitätslücke“ erfasst. Dieser Begriff
beschreibt die Kluft zwischen dem technologisch möglichen und den
wirtschaftlich rentablen Möglichkeiten (Interview 3, Pos. 8). Obwohl
die Wasserstofftechnologie theoretisch viele Vorteile bietet, ist sie oft
noch nicht wirtschaftlich tragfähig im Vergleich zu bestehenden Tech‐
nologien (siehe Kapitel 2).

Ein weiterer wesentlicher Faktor ist das Fehlen ausreichender Kapa‐
zitäten im Bereich der erneuerbaren Energien, die notwendig sind, um
grünen Wasserstoff zu produzieren („Skalierungsengpass“). Derzeit rei‐
chen die in Thüringen bestehenden Kapazitäten nicht aus, um den Be‐
darf an erneuerbarer Energie für die Wasserstoffproduktion zu decken
(Interview 3, Pos. 8). Dies beeinflusst die „Machbarkeit“ erheblich.

Kontext. Kontextfaktor für die Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz
ist zunächst die „Dekarbonisierungsnotwendigkeit“. Wie in Kapitel 1
und 2 beschrieben, wird Wasserstoff als Hoffnungsträger der Dekarbo‐
nisierungsbestrebungen im Energiesystem gesehen. In verschiedenen
Strategien hat Deutschland und auch Thüringen sich dazu bekannt,
bestimmte Ziele im Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft zu verfolgen
(Interview 3, Pos. 6). Außerdem kann die energetische Abhängigkeit
von Russland als Kontextfaktor betrachtet werden. Diese Abhängigkeit
von fossilen Energieträgern wie Erdgas, die im Lichte des russischen
Angriffskrieges auf die Ukraine deutlich geworden ist, hat die Notwen‐
digkeit verstärkt, auf alternative Energiequellen zu setzen. So sollen
Energiesicherheit gewährleistet und geopolitische Risiken minimiert
werden. Die Herstellung von Wasserstoff vor Ort ist somit ein Faktor
zur Unabhängigkeit, sowohl geopolitisch als auch ökonomisch (Inter‐
view 2, Pos. 8). Auch die „Entscheidungs-Zentralisierung auf Bundes‐
ebene“ wirkt insofern als Kontext, als dass sie die handelnden Ak‐
teur:innen in ihrer Handlungsmacht einschränkt (Interview 3, Pos. 14;
Interview 4, Pos. 20).

Handlungsstrategien. Die Akteur:innen nennen zwei wesentliche
Strategien, um mit dem Phänomen umzugehen. Die eine ist die aus‐
schließliche Nutzung des vorhandenen Wasserstoffs für energieintensi‐
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ve Industrien (Interview 6, Pos. 4; Interview 3, Pos. 4). Diese haben
einen besonders hohen Energiebedarf und alternative Technologien
zur Elektrifizierung sind entweder nicht verfügbar oder ineffizient. Für
diese Sektoren, in Thüringen beispielsweise die Glas- und Porzellan‐
industrie, ist Wasserstoff demnach besonders interessant. In den Inter‐
views wird jedoch auch deutlich, dass die Interviewten eine direkte
Elektrifizierung in anderen Bereichen für wesentlich sinnvoller halten
als den Einsatz von Wasserstoff („E-Priorität“) (Interview 4, Pos. 8;
Interview 4, Pos. 12; Interview 5, Pos. 10). Diese Priorisierung beruht
darauf, dass bei der Umwandlung elektrischer Energie in Wasserstoff
und dessen Rückwandlung in Strom erhebliche Energieverluste auftre‐
ten (Interview 1, Pos. 12). Diese Verluste könnten vermieden werden,
wenn erneuerbare Energiequellen direkt zur Elektrifizierung genutzt
würden, ohne den „Umweg“ über die Wasserstoffproduktion zu gehen.

Intervenierende Bedingungen. Als intervenierende Bedingung wirkt
auch in diesem Fall die Preisentwicklung. Zum jetzigen Stand kann
niemand einschätzen, welches Preisniveau Wasserstoff potenziell errei‐
chen wird (Interview 2, Pos. 12, 30; Interview 3, Pos. 12). Sollte der
Preis sich auf niedrigem Niveau einpendeln, so ist es möglich, dass sich
die „Machbarkeit“ wahrnehmbar verbessert. Wasserstoff wäre dann als
Massenmedium nutzbar und damit eine ernstzunehmende Konkurrenz
zur Elektrifizierung, weil er erschwinglich ist. Sollte der Preis jedoch
stark steigen, so kann es sein, dass auch die energieintensiven Indus‐
trien auf dessen Nutzung verzichten, um wirtschaftlich rentabel zu
bleiben.

Auch „techno-sozio-ökologische Spannungsfelder“ beeinflussen die
Wahl und Umsetzung der Handlungsstrategien (Interview 1, Pos. 28).
Hierbei handelt es sich um Konflikte, die aus den Wechselwirkungen
zwischen der Erzeugung erneuerbarer Energien und Mensch und Na‐
tur entstehen. So kommt es beispielsweise zu Konflikten mit der Natur
– begründet etwa durch Vogelschlag bei Windkraftanlagen – sowie
sozialen Konflikten, die durch die Lautstärke und den Schattenwurf
solcher Anlagen entstehen. Diese Herausforderungen führen oft zu
Widerstand seitens der Bevölkerung, insbesondere dann, wenn erneu‐
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erbare Energieprojekte in direkter Nachbarschaft geplant sind. Der
Widerstand der Bürger:innen gegen solche Projekte, bekannt als das
„Not in My Backyard“-Phänomen (NIMBY12), kann die Umsetzung
von Ausbauplänen der Erneuerbaren Energien und somit auch Elektri‐
fizierungsbestrebungen erheblich verzögern (Interview 4, Pos. 14).

Konsequenzen. Was folgt ist, dass Wasserstoff aller Voraussicht
nach nur selektiv nutzbar und nützlich sein wird – in den energie‐
intensiven Industrien („Selektiver Wasserstoffnutzen“) (Interview 2,
Pos. 8, Pos. 18; Interview 5, Pos. 10). Es bleibt eine „Elite-Option“,
also eine Wahlmöglichkeit für finanziell gut aufgestellte Akteur:innen
(Interview 2, Pos. 48). Dies verdeutlicht die „entzauberten Wasserstoff‐
träume“, bei denen die ursprünglichen Erwartungen und Visionen be‐
züglich der Rolle von Wasserstoff oft nicht vollständig erfüllt werden.
So beschreibt eine:r der Akteur:innen sich selbst als weit davon ent‐
fernt, wie vor zehn oder 15 Jahren daran zu glauben, dass Thüringen
Wasserstoff-Pionierland wird (Interview 3, Pos. 6). Besonders deutlich
wird das in der Aussage: „Ja, Wasserstoff ist einer der Energieträger, die
wir brauchen für die Energiewende. Aber es ist nicht der Heilsbringer“
(Interview 4, Pos. 8).

4.3 Die beeinflussenden Aspekte

Energiepolitik in Thüringen stellt sich als ein besonders komplexes
und umstrittenes Politikfeld dar, wie das Datenmaterial zeigt. Das zen‐
trale Phänomen, das sich aus den Interviews herauskristallisiert hat,
wurde als „Energiepolitik als politisches Schlachtfeld“ (In-Vivo-Kode,
Interview 3, Pos. 18) charakterisiert. Im folgenden Kapitel werden die
relevanten Aspekte erläutert, die laut den Interviewpartner:innen zur
Wahrnehmung der Energiepolitik als solches Schlachtfeld beitragen.

12 Der Ausdruck bezieht sich auf „[…] eine Art politischer Aktivität, die als Reaktion
auf die Planung und Ansiedlung bestimmter Einrichtungen […] entsteht, die von
den in den betreffenden Gebieten lebenden Bürgern oder Gemeinden in der Regel
nicht gewünscht werden. Solche Einrichtungen fallen unter die allgemeine Bezeich‐
nung LULUs („lokal unerwünschte Landnutzungen“) (Bitonti, 2022, S.916).
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Diese Aspekte bilden die Grundlage für das Verständnis der Dynami‐
ken und Konflikte, die das politische Handeln im Bereich der Energie‐
politik in Thüringen prägen. Nicht in allen Fällen wurde ein vollständi‐
ges Modell nach Vorbild des axialen Kodierparadigmas entwickelt. Als
Konsequenz kann bei jedem beeinflussenden Aspekt das Hauptphäno‐
men, die „Energieerzeugungsart als politisches Schlachtfeld“ betrachtet
werden.

4.3.1 Ideopolitische Energiepräferenzen

Das erste identifizierte Phänomen, das als beeinflussend für die Wahr‐
nehmung der Interviewpartner:innen als politisches Schlachtfeld be‐
trachtet werden kann, betitelt die Forschende als „ideopolitische Ener‐
giepräferenzen“ (siehe Abbildung 5).

Bei Energiefragen ist es so, dass es eine eigenartige Verknüpfung gibt
zwischen politischer Einstellung und der Energieform, die man positiv
bewertet. (Interview 1, Pos. 34)

„Ideopolitische Energiepräferenzen“ beschreibt die Annahme, dass es
einen Zusammenhang zwischen den politischen Überzeugungen und
ideologischen Standpunkten einer Person und der Bewertung und
Wahl von Energiequellen gibt. Statt rationaler oder technischer Er‐
wägungen stehen hier die wertebasierten Überzeugungen im Vorder‐
grund, die maßgeblich beeinflussen, welche Energiequellen bevorzugt
oder abgelehnt werden. Ein Beispiel, das eine interviewte Person an‐
führt, verdeutlicht diese Verknüpfung: dieser Ansicht nach erachten
konservative CDU-Wähler:innen Atomkraft als sinnvoll, während die
Wählerschaft der Grünen diese strikt ablehnt. Ähnlich verhält es sich
bei den erneuerbaren Energien: In konservativ-bürgerlichen Kreisen
würde Windkraft tendenziell negativ beurteilt, während Photovoltaik,
Biomasse und Geothermie als positiv angesehen würden. Umgekehrt
bewertete die Wählerschaft der Grünen Windkraft positiv, während
Photovoltaik, Biomasse und Geothermie eher negativ beurteilt werden
(Interview 1, Pos. 34). Bei gleicher vorliegender Faktenlage kommen
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so verschiedene Menschen zu unterschiedlichen Auffassungen – wegen
unterschiedlicher politischer Ansätze (Interview 4, Pos. 34).

Die Annahme der Existenz ideopolitischer Energiepräferenzen
kann als ein Erklärungsfaktor dienen, warum es innerhalb der poli‐
tischen Landschaft und der thüringischen Gesellschaft große Unter‐
schiede in den Präferenzen für verschiedene Energieerzeugungsarten
gibt (Interview 4, Pos. 38; Interview 5, Pos. 38). Interviewte:r 2 betont,
dass es weniger auf das Parteibuch, als vielmehr auf die einzelne Person
und ihre Offenheit gegenüber neuen Energietechnologien ankommt
(Interview 2, Pos. 42). Während Interviewte:r 1 über die Organisati‐
onsebene spricht, bezieht sich Interviewte:r 2 auf die Mikro- bzw. In‐
dividualebene. Insofern widersprechen die beiden Aussagen sich nach
Ansicht der Forschenden nicht, sondern können als komplementär
gesehen werden.

IDEOPOLITISCHE
ENERGIEPRÄFERENZENführen zu erfordert

spezialisieren

spezialisieren
beeinflussen
erm

öglichen
behindern

ve
rä

nd
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Steuerungsphilosophie

Zwei Realitäten

Transformationswiderstand 
Rechtspopulismus

Verfolgung mehrheitsfähiger Themen
Konfliktvermeidung

Mehrheits-Imperativ

Ideopolitische Energiepräferenzen, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Im Datenmaterial lassen sich nur bedingt
Aussagen finden, die auf konkrete Ursachen für das Phänomen hindeu‐
ten („?“). Eine Ursache kann die „politische Steuerungsphilosophie“
(Interview 4, Pos. 34) sein. Diese Bezeichnung bezieht sich auf die
grundlegende Haltung eines:einer politischen Akteur:in gegenüber
dem Zusammenspiel von Marktmechanismen und staatlichen Eingrif‐

Abbildung 5:
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fen. Die politische Steuerungsphilosophie beschreibt, inwieweit der:die
Akteur:in der Ansicht ist, dass staatliche Maßnahmen zur Regulierung
des Marktes erforderlich sind, oder ob allein marktwirtschaftliche Me‐
chanismen existieren sollten. Wie in Kapitel 1 beschrieben, besteht in
der Energiewirtschaft bis 2030 ein Investitionsbedarf von 1,2 Billionen
Euro, die zu großen Teilen vom Staat getragen werden sollen. Die „po‐
litische Steuerungsphilosophie“ kann gegebenenfalls erklären, warum
unterschiedliche politische Gruppen unterschiedliche Energieträger be‐
vorzugen beziehungsweise warum Menschen, die staatliche Eingriffe
eher befürworten, auch Erneuerbare Energien unterstützen.

Kontext. Das Phänomen ist in einen Kontext eingebettet, den die
Forschende als „zwei Realitäten“ beschreibt (Interview 1, Pos. 40).
Die erste Realität betont die Notwendigkeit des Klimaschutzes und
der Transformation. Hier wird die Dringlichkeit unterstrichen, dass
umfassende Maßnahmen zum Schutz des Klimas und zur Umstellung
auf nachhaltigere Energien und Wirtschaftsweisen notwendig sind.
Im Gegensatz dazu steht die zweite Realität, die den Widerstand ge‐
gen Eingriffe in persönliche Entscheidungen beschreibt. Viele Men‐
schen empfinden Klimaschutzmaßnahmen als bevormundend oder
einschränkend und lehnen sie deshalb ab. Die Betroffenen fühlen
sich durch solche Maßnahmen in ihrer Autonomie eingeschränkt und
betrachten sie als unangemessen oder unzulässig. Die Dichotomie ver‐
deutlicht einen Spannungsbereich, in dem die Dringlichkeit des Klima‐
schutzes auf den Widerstand gegen Eingriffe in persönliche Freiheiten
trifft. Dieser spezifische Kontext hat vor allem Auswirkungen auf die
Handlungsstrategien.

Handlungsstrategien. Im Datenmaterial konnte eine Handlungsstra‐
tegie ausgemacht werden, mit der einer der Befragten auf ideopolitische
Energiepräferenzen reagiert: Verfolgung mehrheitsfähiger Ideen und
Konfliktvermeidung. Interviewte:r 1 skizziert eine Vorgehensweise, bei
der Themen zunächst probeweise in den Diskurs eingebracht werden,
um deren Resonanz innerhalb der breiten Öffentlichkeit oder spezifi‐
scher Interessengruppen zu evaluieren (Interview 1, Pos. 38). Dieser
Prozess dient dazu, die Mehrheitsfähigkeit eines Themas zu testen
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und zu beurteilen, ob es ausreichend Unterstützung erhält. Wenn sich
herausstellt, dass ein Thema mehrheitsfähig ist, wird es konsequent
weiterverfolgt und in den politischen oder gesellschaftlichen Diskurs
eingebracht (Interview 1, Pos. 38). Dies erfolgt selbst dann, wenn die
betreffende Person das Thema als „irrational“ empfindet oder persönli‐
che Zweifel an dessen Sinnhaftigkeit hat.

Ich bin halt jemand, der eher fachlich im Detail drinsteckt und das deswe‐
gen irrational findet. Und deswegen, sage ich mal, habe ich vielleicht ein
anderes Mindset als der Rest quasi der konservativ bürgerlichen Wähler.
(Interview 1, Pos. 38)

Die beschriebene Handlungsstrategie legt somit einen besonderen
Schwerpunkt auf die Umsetzung und den politischen Erfolg eines The‐
mas. Die rationale oder inhaltliche Validität spielen eine untergeordnete
Rolle. Stattdessen steht die Ermittlung der (positiven) Resonanz und
Akzeptanz des Themas im Vordergrund, um dessen Erfolgsaussichten
zu maximieren.

Intervenierende Bedingungen. Als intervenierende Bedingung wir‐
ken insbesondere gesellschaftliche Kräfte, die gegen die Transformati‐
onsprozesse arbeiten, hier als „Transformationswiderstand“ bezeichnet
(Interview 1, Pos. 40). Dieser Widerstand manifestiert sich in verschie‐
denen Formen (zum Beispiel im Austausch in Telegram-Chats, Bürger‐
initiativen) und durch unterschiedliche Akteur:innen, die sich gegen
die Implementierung von Maßnahmen stellen. Zudem verstärken so‐
genannte „Wahrnehmungsblasen“, in denen sich die betroffenen Perso‐
nen primär mit Gleichgesinnten austauschen, das wahrgenommene
Problem. In solchen Echo-Kammern, wie denen in Telegram-Chats,
werden bestehende Überzeugungen verstärkt und der Zugang zu wi‐
dersprechenden Informationen oder Perspektiven erschwert, was die
politische Polarisierung weiter verschärfen kann (Interview 1, Pos. 40).
Politische Entscheidungsträger:innen, die diese Äußerungen wahrneh‐
men, können dazu neigen, auch Maßnahmen zu verfolgen, die ihnen
selbst möglicherweise irrational erscheinen. Dies geschieht aufgrund
der Überzeugung, dass sie in der Lage sind, diese Maßnahmen erfolg‐
reich durchzusetzen. Die Aussicht auf politischen Erfolg kann dazu
führen, dass rationale Überlegungen in den Hintergrund rücken und
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stattdessen weniger fundierte Ideen weiterverfolgt werden, da sie mehr‐
heitsfähig und damit realisierbar erscheinen.

Ein besonders bedeutender Faktor in diesem Zusammenhang ist
das Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien. In Thü‐
ringen zeigt sich dies konkret durch die zunehmende politische Be‐
deutung der Alternative für Deutschland (AfD). Die rechtsextreme
AfD spielt demnach eine zentrale Rolle beim Widerstand gegen die
notwendigen Transformationen (Interview 1, Pos. 42). Durch die ableh‐
nende Haltung gegenüber Klimaschutzmaßnahmen und erneuerbaren
Energien, beziehungsweise die Leugnung der Klimakrise wird dazu
beigetragen, dass Technologien, die die Reduzierung von Treibhausgas‐
emissionen fördern sollen, in ihrem politischen Lagern negativ bewer‐
tet werden (Interview 1, Pos. 42). Gleichzeitig fördert die AfD die
Akzeptanz von fossilen Brennstoffen und Kernkraft als vermeintlich
stabile und sichere Energiequellen. Diese intervenierende Bedingung
übt einen ähnlichen Einfluss auf die Handlungsstrategien aus wie der
oben beschriebene „Transformationswiderstand“.

Konsequenzen. Die Forschende erkennt als Konsequenz den „Mehr‐
heits-Imperativ“. Damit ist gemeint, dass politische Entscheidungsträ‐
ger:innen unter Umständen dazu neigen können, Entscheidungen zu
treffen, die der wahrgenommenen Mehrheitsmeinung entsprechen.
Selbst dann, wenn diese nicht immer rational oder wissenschaftlich
fundiert sind. Der Druck, mehrheitsfähig zu handeln oder zu entschei‐
den, kann dazu führen, dass politische Entscheidungen stark von der
Notwendigkeit beeinflusst werden, breite Unterstützung zu gewinnen.
Fundierte Analysen können dabei in den Hintergrund rücken. Dies
trägt weiterhin zur Wahrnehmung der Energieerzeugungsart als politi‐
sches Schlachtfeld bei, denn Meinungen aus der Bevölkerung können
von politischen Entscheidungstragenden aufgegriffen und als Stand‐
punkte weiterverfolgt werden, was wiederum von anderen Akteur:in‐
nen als nicht nachvollziehbar, oder auch überraschend wahrgenommen
werden kann. In diesem Zusammenhang zeigt sich das Spannungs‐
verhältnis der politischen Verantwortung. Politische Entscheidungsträ‐
ger:innen als Vertreter:innen des Volkes sollen die vielfältigen Meinun‐
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gen der Bevölkerung widerspiegeln. Dies kann jedoch zu Konflikten
führen, wenn verschiedene Akteur:innen unterschiedliche Interessen
haben.

4.3.2 Populismuskapitulation

Wie bereits im vorherigen Unterkapitel angedeutet, spielt auch Populis‐
mus nach Wahrnehmung der Befragten in Thüringen eine Rolle. Auf
die Frage „Welche Faktoren beeinflussen politische Entscheidungen,
wenn wir über Energie- oder Umweltpolitik sprechen?“ antwortete
Interviewte:r 4:

Na Populismus vor Ort. Also man muss ja auch wiedergewählt werden. Das
heißt, so eine Stimmung ist halt entscheidend. (Interview 4, Pos. 24)

Populismus im lokalen Kontext hat demnach entscheidenden Einfluss
auf politische Entscheidungen, da die politische Zukunft der Entschei‐
dungsträger:innen maßgeblich von den Stimmungen in ihren jeweili‐
gen Wahlkreisen abhängt. Die Kapitulation zeigt sich darin, dass po‐
litische Entscheidungsträger:innen eigenes Verhalten ändern, um der
öffentlichen Meinung vor Ort gerecht zu werden und sich politische
Unterstützung zu sichern (siehe Abbildung 6).

POPULISMUS
KAPITULATIONführen zu erfordert

spezialisieren

beeinflussen
erm

öglichen
behindern

 
Machterhalt 

Bürgerinitiativen/ NIMBY
Rechtsruck

Energieakzeptanzbarriere
Unkritische Medien

Populismusanfälligkeit

Taktischer Rückzug
Prinzipientreue 

beeinflusst

Populismuskapitulation, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Die zugrundeliegende Ursache liefert der:die
Interviewte gleich mit: das Interesse der Politiker:innen, wiedergewählt
zu werden, das Streben nach „Machterhalt“ (Interview 4, Po. 24).

Abbildung 6:
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Und wenn hier in dem Wahlkreis, wo wir jetzt hier sind, die Bürgerinitia‐
tiven gegen Windkraft sehr, sehr stark sind, dann neigen natürlich viele
dazu, zu sagen Dann sind wir natürlich gegen Windkraft (Interview 4,
Pos. 24)

Das Bestreben, politisch erfolgreich zu bleiben, kann demnach dazu
führen, sich an populistischen Forderungen zu orientieren. Diese wer‐
den häufig durch lokale Initiativen artikuliert, welche ihre Forderun‐
gen an die Politik herantragen. Die Tendenz zur Anpassung an das
am lautesten artikulierte Meinungsbild ist jedoch nach Meinung der
Interviewten keine inhärente Eigenschaft jedes:jeder Politiker:in. Im
Gegenteil, unterschiedliche Parteien und Politiker:innen werden als in
unterschiedlichem Maße anfällig für Populismus beschrieben. Diese
„Populismusanfälligkeit“, also das Ausrichten der eigenen Positionen
an den unmittelbar geäußerten Bedürfnissen der Bevölkerung, ist nach
Ansicht von Befragte:r 2 in unterschiedlichem Maße zu finden (Inter‐
view 2, Pos. 22).

Also dass man hier halt viel Angst hat vor diesen lautstarken Windkraft‐
gegnern zum Beispiel, die dann eben massiv den politischen Diskurs mit
beeinflussen und das aber mit Blick auf die CDU dann auch wieder, glau‐
be ich, so eine Art Spiegeleffekt ist, weil die CDU auch aktiv dann den
Frust auf Windräder antreibt, anstatt dem entgegenzusetzen. (Interview 2,
Pos. 22)

Die Ergebnisse zeigen, dass die politischen Entscheidungsträger:innen
mit Furcht auf die Windkraftgegner:innen reagieren, weil sie einen gro‐
ßen Einfluss auf den politischen Diskurs haben. Vor allem Mitglieder
der CDU scheinen den Widerstand aktiv zu verstärken, anstatt ihm
entgegenzuwirken (Interview 2, Pos. 22). Dies führt zu einem „Spie‐
geleffekt“, bei dem die ablehnende Haltung in der Bevölkerung und
die politische Position der Partei sich gegenseitig verstärken. Dadurch
wird der Widerstand gegen Windkraft ausgebaut, was wiederum den
Fortschritt im Bereich der erneuerbaren Energien verzögern kann.

Ein hohes Maß an Populismusanfälligkeit kann einhergehen mit
dem Fehlen von langfristigen Überlegungen. Dies kann dazu führen,
dass Entscheidungen vereinfacht oder irrational getroffen oder auf
emotional aufgeladene Themen reduziert werden, um Wählerstimmen
zu mobilisieren. Die Populismusanfälligkeit beeinflusst damit das Stre‐
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ben nach Machterhalt und damit auch die Ausprägung des Phänomens
„Populismuskapitulation“. Im axialen Kodierparadigma ist es daher ge‐
sondert aufgeführt.

Kontext. Der Kontext, in dem politische Entscheidungsträger:innen
mit Populismus umgehen müssen, ist gekennzeichnet durch viele loka‐
le Bürgerinitiativen und eine NIMBY- Stimmung (Interview 4, Pos. 14).
Bürger:innen sprechen sich zwar häufig grundsätzlich für bestimmte
Maßnahmen oder Projekte aus, lehnen jedoch deren Umsetzung in
ihrer unmittelbaren Umgebung ab. Zusätzlich beeinflusst die Verschie‐
bung politischer und gesellschaftlicher Diskurse nach rechts das po‐
litische Klima und die Entscheidungsfindung (Interview 1, Pos. 42;
Interview 4, Pos. 45). Dieser Trend verstärkt den Druck auf politische
Entscheidungsträger:innen, populistische Forderungen und lokale In‐
teressen zu berücksichtigen, selbst wenn dies nicht immer den langfris‐
tigen politischen Zielen entspricht.

Handlungsstrategien. Im Datenmaterial lassen sich zwei Strategien
finden, wie auf den Populismus reagiert wird: Taktischer Rückzug und
Prinzipientreue. „Taktischer Rückzug“ beschreibt die Strategie, die eige‐
ne Position an die Stimmung vor Ort anzupassen und kann daher auch
als opportun bezeichnet werden. Opportun meint hier, die eigenen
Ansichten und Überzeugungen derart zu modifizieren, dass sie mit
populistischen Forderungen übereinstimmen. Unmittelbare politische
Vorteile zu erzielen, ist das Ziel dieser Strategie. Diese Art der Anpas‐
sung kann langfristig zum Stillstand führen, wenn die populistischen
Ansätze nicht zur Problemlösung beitragen. Die Forschende bezeichnet
dies daher als „taktischer Rückzug“. Der taktische Rückzug zielt darauf
ab kurzfristige Konflikte zu vermeiden, adressiert jedoch die zugrunde
liegenden Problemstellungen nicht (ausreichend) (Interview 4, Pos. 14).

Im Gegensatz dazu beschreibt Interviewte:r 4 die „Prinzipientreue“
als weitere Herangehensweise. Hier wird versucht, die gesellschaftliche
Stimmung aktiv zu verändern, um die Bevölkerung bei der Energie‐
wende mitzunehmen. Diese Strategie bleibt unbeeinflusst von populis‐
tischen Trends. Prinzipientreue bedeutet in diesem Kontext also, sich
nicht nur an den momentanen Meinungsartikulationen zu orientieren,
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sondern eine langfristige Vision zu verfolgen und die Bevölkerung auf
Grundlage fundierter Argumente und materieller Anreize für das eige‐
ne Ziel zu gewinnen (Interview 4, Pos. 14; Interview 5, Pos. 16).

Intervenierende Bedingungen. Als intervenierende Bedingungen
wirken die „Energieakzeptanzbarriere“ sowie „unkritische Medien“. Als
Energieakzeptanzbarriere beschreibt die Forschende die Ablehnung
der Bevölkerung gegenüber der Erzeugung Erneuerbarer Energien (In‐
terview 1, Pos. 26). Diese wiederum hat einen Einfluss auf die Her‐
stellung von grünem Wasserstoff: „Und da können wir uns schöne
Konzepte machen, auch Wasserstoffstrategien. Aber am Ende muss
der Wasserstoff ja irgendwo herkommen“ (Interview 4, Pos. 14). Die‐
se Bedingung beeinflusst beide genannten Handlungsstrategien. Der
„taktische Rückzug“ kann durch die „Energieakzeptanzbarriere“ in sei‐
ner zeitlichen Abfolge und seiner inhaltlichen Ausrichtung beeinflusst
werden. Politische Akteur:innen können schneller auf Populismus re‐
agieren und sich weiter in das Spiegeln der Meinungen flüchten, in
dem sie auf die vermeintliche Nicht-Akzeptanz der Bevölkerung ver‐
weisen. Die Energieakzeptanzbarriere kann die Prinzipientreue in der
Art beeinflussen, dass sie die Effektivität dieser Strategie beeinflusst.
Das Gewinnen von Akzeptanz und breiter Unterstützung innerhalb
der Bevölkerung für die notwendigen Veränderungen kann erschwert
werden.

Auch die „unkritischen Medien“, beziehungsweise das Monopol
der Funke-Mediengruppe in Thüringen haben einen Einfluss auf die
Handlungsstrategien. In dem keine journalistische Einordnung erfolgt,
kann es dazu führen, dass Einzelmeinungen sehr viel Raum bekom‐
men und als gleichwertig neben anderen, faktenbasierten Argumenten
aufgeführt werden. Interviewte:r 4 beschreibt so, dass es „[…] im Re‐
gionalteil […] am schlimmsten“ sei (Interview 4, Pos. 49–51). Für Politi‐
ker:innen, die in ihren Wahlkreisen wiedergewählt werden wollen, ist
es besonders wichtig, ihre Positionen in diesen Regionalteilen vertreten
zu sehen. Das verstärkt den Druck, populären oder populistischen, je‐
doch nicht immer faktenbasierten Meinungen nachzugeben. Dies kann
zur weiteren Politisierung und Verhärtung der Debatte beitragen.
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4.3.3 Unkritische Medien

Wie im vorherigen Kapitel angedeutet, nehmen die Medien in Thü‐
ringen eine zentrale und einflussreiche Rolle bei der Gestaltung poli‐
tischer Entscheidungen ein. Diese Rolle wird von den Befragten als
„gigantisch“ und „entscheidend“ beschrieben (Interview 6, Pos. 27).
Das deutet darauf hin, dass die „unkritischen Medien“ (siehe Abbil‐
dung 7) nicht nur als Informationsquelle, sondern als aktiver Akteur
im politischen Prozess wahrgenommen werden. Der Einfluss der Me‐
dien auf die öffentliche Debatte ist dabei so groß, dass er die politi‐
sche Meinungsbildung in erheblichem Maße prägt und möglicherwei‐
se sogar politische Prioritäten beeinflusst (Interview 2, Pos. 26). Die
Interviewten beschreiben den Eindruck, dass es eine zunehmende
Gleichbehandlung von unterschiedlich gewichtigen Argumenten gibt
(Interview 5, Pos. 24).

Wenn jemand sagt, von Windkraft bekommt man Krebs, wofür es keinerlei
Anhaltspunkte gibt, dann kann das nicht eins zu eins stehen mit dem, dass
es keinen Krebs gibt. Aber das wird immer mehr so gemacht. (Interview 5,
Pos. 24)

Durch diese unkritische, unreflektierte Gleichbehandlung scheint es,
als wären alle Argumente und Meinungen, faktenbasiert oder nicht,
gleichwertig. Von den Personen, die Medien konsumieren, erfordert
das eine enorme Eigenleistung in der Einordnung und Kontextualisie‐
rung der Aussagen. Auch Interviewte:r 6 betont, dass häufig keine klare
Trennung zwischen Sachinformationen oder Fakten und persönlichen
Meinungen erfolgt (Interview 6, Pos. 29). Zudem wird in den Inter‐
views die Besorgnis geäußert, dass falsche Informationen zunehmend
an Einfluss gewinnen (Interview 6, Pos. 27).
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Unkritische Medien, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Zwei Ursachen für das Phänomen können in
den Daten ausgemacht werden: „mangelnde Expertise“ und „Aufmerk‐
samkeitsökonomie“. Ein zentrales Problem wird in der mangelnden
fachlichen Expertise innerhalb der Redaktionen gesehen („mangelnde
Expertise“). Insbesondere im Bereich der Energiepolitik fehle es häufig
an spezialisierten Fachredakteur:innen, was dazu führt, dass eine tief‐
gehende und fundierte Einordnung der komplexen Themenfelder oft
ausbleibt (Interview 2, Pos. 26). Eine fehlende fachliche Expertise kann
den Lesenden die Einordnung erschweren.

Ein weiterer wesentlicher Faktor ist die starke Fokussierung auf
Aufmerksamkeit und Klicks („Aufmerksamkeitsökonomie“). Die Inter‐
viewten weisen darauf hin, dass Überschriften und Artikel zunehmend
so gestaltet werden, dass sie vor allem dazu dienen, möglichst viel
Aufmerksamkeit zu generieren, anstatt sachlich zu informieren (Inter‐
view 5, Pos. 24; Interview 6, Pos. 29). „[…] das höchste Gut in unserer
Gesellschaft ist nicht etwa Wasserstoff, sondern ist die Aufmerksamkeit
und die zu kriegen wird immer schwerer“ (Interview 6, Pos. 30). Diese
Fixierung auf Aufmerksamkeit als knappe Ressource in der Medien‐
landschaft führt dazu, dass Inhalte häufig vereinfacht oder zugespitzt
werden, um das Interesse der Lesenden zu wecken.

Abbildung 7:
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Kontext. Als Kontext spielt die Dominanz der Funke-Mediengruppe
in Thüringen eine entscheidende Rolle. Die Interviewten weisen darauf
hin, dass Berichterstattungen häufig aus den immer gleichen Quellen
stammen, was zu einer starken Homogenisierung der Medieninhalte
führt. Diese Konzentration wird metaphorisch als „[…] alles eine Soße"
(Interview 6, Pos. 29), beschrieben. Das Monopol der Funke-Medien‐
gruppe führt zu einer Einschränkung der medialen Vielfalt und kann
zur Folge haben, dass die Konsument:innen des Medienangebots kaum
Zugang zu alternativen oder divergierenden Ansichten erhalten.

Handlungsstrategien. Im Rahmen der Interviews wurde deutlich,
dass eine zentrale Strategie der Politik darin besteht, als Vermittler:in
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu agieren („Wissenschaftskommuni‐
kation“) (Interview 6, Pos. 16). Ein:e Interviewte:r hebt hervor, dass
er:sie es als Aufgabe der Politik betrachtet, einen wesentlichen Bei‐
trag zur Wissenschaftlichkeit in der öffentlichen Debatte zu leisten.
Dies wird zugleich als eine zwingende Notwendigkeit angesehen (In‐
terview 5, Pos. 48). Diese Rolle als „Wissenschaftskommunikator“ er‐
fordert, dass politische Akteur:innen wissenschaftliche Erkenntnisse
nicht nur verständlich vermitteln, sondern auch aktiv dazu beitragen,
dass wissenschaftlich fundierte Argumente in den politischen Diskurs
einfließen und dort berücksichtigt werden.

Darüber hinaus betonte Interviewte:r 5, dass insbesondere Minis‐
terien eine Schlüsselrolle in der Verstärkung dieser Wissenschaftskom‐
munikation übernehmen sollten. Sie sind gefordert, wissenschaftliche
Erkenntnisse kontinuierlich zu kommunizieren und ihre Strategien
entsprechend anzupassen, wenn sich die wissenschaftliche Studienlage
verändert (Interview 5, Pos. 48). Dies bedeutet, dass die Politik flexibel
auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse reagieren und ihre Maßnah‐
men entsprechend anpassen muss, um sicherzustellen, dass politische
Entscheidungen stets auf dem aktuellen Stand der Wissenschaft basie‐
ren.

Eine weitere Strategie ist die „Positiv-Emotionalisierung“. Diese Me‐
thode legt den Schwerpunkt darauf, durch gezielte emotionale Anspra‐
che wissenschaftliche Inhalte zu transportieren. Durch das Auslösen
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positiver Gefühle soll die Unterstützung und Akzeptanz der Zielgruppe
gewonnen werden.

Die Gefühle sind der entscheidende Faktor für alles. Also das nenne ich
aber dann, das würde ich dann Kommunikation nennen. Das heißt, ich
muss, ich muss es so erzählen, dass es gute Gefühle auslöst. (Interview 5,
Pos. 48)

Der Ansatz basiert auf der Erkenntnis, dass emotionale Reaktionen ent‐
scheidend für die Wahrnehmung und Bewertung von Informationen
sind. Daher wird die Kommunikation so gestaltet, dass sie positive
Emotionen auslöst, um Personen von eigenen Standpunkten zu über‐
zeugen (Interview 5, Pos. 48).

Intervenierende Bedingungen. Der „Medienwandel“ als Übergang
von klassischen Medienformaten hin zu einer zunehmenden Relevanz
sozialer Medien, stellt eine intervenierende Bedingung dar (Interview 1,
Pos. 40). Wissenschaftskommunikation muss in anderen als den „klas‐
sischen“ Medien stattfinden und sich an die jeweilige Art der Kommu‐
nikation und Zielgruppe anpassen.

Konsequenz. In den Interviews wurde hervorgehoben, dass die po‐
litische Kommunikation zunehmend darauf ausgerichtet ist, positive
Emotionen bei der Zielgruppe zu wecken. Dabei wird betont, dass
die Grundlage dieser Kommunikation wissenschaftlich fundiert sein
muss und sich am Gedanken der Aufklärung orientieren sollte (Inter‐
view 5, Pos. 48). Eine auf positive Gefühle ausgerichtete Art der Kom‐
munikation könnte nach Ansicht der Forschenden dazu führen, dass
komplexe oder unangenehme wissenschaftliche Fakten möglicherweise
vereinfacht oder weniger betont werden, um eine positive öffentliche
Resonanz zu gewährleisten („Faktenkomprimierung“).

Darüber hinaus zeigt sich, dass die Medien eine erhebliche Macht
besitzen, politische Entscheidungen zu beeinflussen. Es wird darauf
hingewiesen, dass Entscheidungen, die eigentlich durchsetzbar wären,
aufgrund des medialen Drucks verändert oder zurückgenommen wer‐
den („Entscheidungs-Revision“) (Interview 6, Pos. 27). Dies verdeut‐
licht nicht nur die enorme Einflusskraft der Journalist:innen, sondern
auch die Spannungen, die entstehen können, wenn politisch Verant‐
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wortliche sich gezwungen sehen, sich trotz fachlicher Einigkeit von
bestimmten Positionen öffentlich zu distanzieren.

4.3.4 Lobbyorchestrierter Energiediskurs

Interviewte:r 3 beschreibt, dass sowohl die Debatte um E-Fuels als auch
um Wasserstoff maßgeblich von Lobbyinteressen beeinflusst wird (In‐
terview 3, Pos. 18, siehe Abbildung 8). Welche Energieträger als mögli‐
che Option gedacht werden, hängt nach Ansicht des:der Interviewten
maßgeblich vom Lobbyismus und der jeweiligen Empfänglichkeit der
einzelnen Parteien ab („Lobbyorchestrierter Energiediskurs“).

Und da würde ich schon sagen, dass diese Debatte […] um Wasserstoff
als Energieträger am Ende schon auch ein Stück weit eine Lobby-Frage ist
also, wer macht mit welchem Interesse sozusagen Lobby für so einen für
den jeweiligen Energieträger. (Interview 3, Pos. 18)

Die entscheidende Frage dabei sei, bei welchen Akteur:innen oder
politischen Entscheidungsträger:innen diese Lobbyarbeit am ehesten
verfängt und Wirkung zeigt (Interview 3, Pos. 22).

Lobbyorchestrierter Energiediskurs, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Die Frage nach der Energieerzeugungsart
beschreibt Interviewte:r 3 als lukratives Geschäftsmodell (Pos. 18). Die
Energieerzeugung ist ein Feld, welches stark von wirtschaftlichen Inter‐
essen geprägt ist. Die Entscheidung für bestimmte Technologien wird

Abbildung 8:
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so nicht nur durch ihre Umweltfreundlichkeit, sondern auch durch
die Rentabilität und die damit verbundenen finanziellen Investitionen
entschieden („Energiegold“).

Der Einfluss der Lobbyarbeit auf die Gestaltung des Energiedis‐
kurses zeigt sich darin, wie bestimmte Technologien und Geschäfts‐
modelle in den Vordergrund gerückt und andere möglicherweise
vernachlässigt werden. Die Verflechtung zwischen Lobby und Partei
bedingt so zum Beispiel, welche Expertisen rezipiert und berücksich‐
tigt werden und hat demnach einen Einfluss auf die Informationsbe‐
schaffung („Lobby-Parteienverflechtung“) (Interview 3, Pos. 22). Der
Wettstreit verschiedener lobbyistischer Akteur:innen beeinflusst maß‐
geblich, welche Perspektiven und Lösungsansätze in der politischen
Entscheidungsfindung Gewicht erhalten und welche Ansätze von den
politischen Entscheidungsträger:innen wahrgenommen werden („Lob‐
by-Deutungskrieg“) (Interview 3, Pos. 22).

Kontext. Das Energiegeschäft ist, wie in Kapitel 2 beschrieben, sehr
profitabel („Energiekapital“) (Interview 2, Pos. 10). Diese hohe Renta‐
bilität resultiert insbesondere aus den Erträgen, die mit der Nutzung
fossiler Brennstoffe erzielt werden. Für die Akteur:innen in diesem
Bereich, die mit fossilen Brennstoffen hohe Erträge erzielen, stellt der
Übergang zu Erneuerbaren Energien ein erhebliches Geschäftsrisiko
dar. Der Wandel hin zu nachhaltigen Energiequellen könnte etablierte
Einnahmequellen gefährden. Um den Übergang zu verzögern oder zu
stoppen, setzen diese Akteur:innen auf Lobbyarbeit, um den Einfluss
und die Marktanteile ihrer bestehenden Geschäftsmodelle zu sichern
und den Prozess der Energiewende zu verlangsamen.

4.3.5 Sonderweg Thüringen

Thüringen stellt in der politischen Landschaft Deutschlands häufig
einen Sonderfall dar – so zuletzt bei den Landtagswahlen am 1. Sep‐
tember 2024, bei denen die AfD erstmalig die Sperrminorität erreichen
konnte. Die Interviewten beschreiben einen „Sonderweg Thüringen“,
der aus Sicht der Vertreter:innen der Minderheitsregierung der 7. Wahl‐
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periode ursächlich mit einer, im Vergleich zu den anderen Ländern,
anderen Ausrichtung der CDU zu tun hat (siehe Abbildung 9).

Also das wirklich spannende ist ja mit Blick auf Thüringen, dass gerade in
Bezug auf Energiepolitik, also wenn man sich zum Beispiel die CDU mal
anschaut, dass die meisten anderen CDU-Landesverbände komplett anders
aufgestellt sind. (Interview 2, Pos. 22)

Diese andere Ausrichtung der CDU lässt sich demnach vor allem in
Hinblick auf die Energiepolitik beobachten.

Sonderweg Thüringen, Quelle: eigene Darstellung

Ursächliche Bedingungen. Die Ergebnisse legen eine Differenzierung in
der Ausrichtung konservativer (CDU, FDP) und progressiver (Die Lin‐
ke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) Parteien im Hinblick auf die Ener‐
giewende nahe (Interview 1, Pos. 50). Wie in Interview 2, Pos. 22 be‐
schrieben, spiegelt die CDU oft die Haltung der Windkraftgegner wi‐
der und verstärkt deren Frust, anstatt diesem entgegenzuwirken. Dies
wird von der Forschenden als „Spiegelpolitik“ bezeichnet, bei der Ent‐
scheidungsträger:innen der Partei lokal artikulierte Stimmungsbilder
aufgreifen, um sich politisch zu profilieren. Diese „Ausrichtung konser‐
vativ-liberaler Kräfte“ zeigt sich auch darin, dass bestimmte progressi‐
ve Begriffe wie „Freiheitsenergie“, die von der FDP auf Bundesebene

Abbildung 9:
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unterstützt werden, auf Landesebene in Thüringen nicht aufgegriffen
werden (Interview 2, Pos. 22).

Zudem zeigt sich eine Spaltung innerhalb der Parteien selbst. Der
so benannte „Solisten-Takt“ beschreibt diesen Bruch zwischen einzel‐
nen Personen und ihrer Fraktion. Die Offenheit gegenüber erneuerba‐
ren Energien hängt damit oft von individuellen Überzeugungen und
weniger vom Parteibuch ab (Interview 2, Pos. 42).

Die „Emotionalisierung der Energiewende“ spielt ebenfalls eine
zentrale Rolle. Interview 5 beschreibt, wie Windkraftanlagen von Geg‐
nern nahezu als personifiziertes „Böses“ dargestellt werden, was zu
irrationalen Reaktionen führt (Interview 5, Pos. 16). Diese Emotiona‐
lisierung wird durch historische Erfahrungen verstärkt, etwa durch
das Gefühl der Fremdbestimmtheit, das auf die DDR-Vergangenheit
zurückgeführt wird (Interview 5, Pos. 20).

Handlungsstrategien. Der Umgang der:des Interviewten 5 mit der
spezifischen Thüringer Situation lässt sich als „pragmatische Geduld“
beschreiben.

Wir müssen einfach feststellen, dass die Widerstände enorm groß sind.
Und deshalb wähle ich lauter einfache Schritte, die, wo ich sagen kann, da
gehen die mit oder da können die auch mitgehen. Dass das zu wenig ist,
weiß ich. (Interview 5, Pos. 32)

„Pragmatische Geduld“ meint, ein langfristig verfolgtes Ziel durch klei‐
ne Maßnahmen erreichen zu wollen, um große Widerstände in der
Bevölkerung zu vermeiden.

Intervenierende Bedingung. Eine wesentliche intervenierende Bedin‐
gung, die in den Interviews beschrieben wird, ist die „Minderheiten-
Paralyse“. Diese bezieht sich auf die politische Situation einer Minder‐
heitsregierung, die für ihre Entscheidungen auf die Unterstützung der
Opposition angewiesen ist. Dies führt dazu, dass progressive Vorhaben
zur sozial-ökologischen Energiewende nur schwer durchgesetzt werden
können. Wie in Interview 2 (Pos. 20) deutlich wird:

Also, und man muss in der Energiepolitik deutlich sagen, der Bund ist
da gerade die treibende Kraft, und wir im Landtag sind froh, wenn es
hier nicht verhindert werden kann, weil ja eigentlich bei allen irgendwie
progressiven Entscheidungen pro, ich sag mal sozusagen ökologisch-sozia‐
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le Energiewende, man eben eine Opposition hat, die dann meistens auch
geschlossen dagegen stimmt.

Diese politische Abhängigkeit führt dazu, dass zentrale Entscheidun‐
gen der Regierungsparteien oft blockiert oder verzögert werden.

Konsequenz. Die Konsequenz dieser politischen Abhängigkeit, wie
sie durch die Minderheitsregierung und die starke Opposition entsteht,
bezeichnet die Forschende als „(gefühlter) Stillstand“ in der Energiepo‐
litik.

4.4 Die Reaktionsmuster

Der Umgang mit der Schlüsselkategorie „Energieerzeugungsart als po‐
litisches Schlachtfeld“ lässt sich in zwei voneinander abgrenzbare Reak‐
tionsmuster unterteilen: reaktiv und transformativ. Alle interviewten
politischen Entscheidungsträger:innen betonen dabei, wissenschafts‐
orientiert zu entscheiden und zu handeln. Diese Selbsteinschätzung
zeigt, dass die Entscheidungsträger:innen ihre politischen Positionen
und Entscheidungen auf Basis von wissenschaftlichen Erkenntnissen
und Daten stützen möchten (Interview 1, Pos. 44; Interview 2, Pos. 18;
Interview 3, Pos. 16; Interview 4, Pos. 32; Interview 5, Pos. 44, 45;
Interview 6, Pos. 12). Trotz dieser gemeinsamen Basis gibt es jedoch
wesentliche Unterschiede in der Art und Weise, wie diese wissenschaft‐
liche Orientierung in die politische Praxis umgesetzt wird. Diese Strate‐
gien gliedern sich nicht wie die anderen Phänomene in axiale Kodier‐
paradigmen, sondern werden losgelöst davon beschrieben. Die beiden
Reaktionsmuster werden im Folgenden erläutert.

4.4.1 Reaktiv

Das erste Reaktionsmuster, das hier als „reaktiv“ bezeichnet wird, be‐
schreibt ein Vorgehen, bei dem politische Entscheidungsträger:innen
bewusst Konflikte vermeiden und ihre Positionen an der öffentlichen
Meinung ausrichten. Diese Strategie zielt darauf ab, politische Risi‐
ken zu minimieren und eine möglichst breite Zustimmung in der
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Bevölkerung zu sichern. Sie lässt sich durch drei wesentliche Aspekte
charakterisieren: Technologieagnostizismus, Konfliktvermeidung und
taktischen Rückzug. Ein Beispiel für eine:n Entscheidungsträger:in,
die:der diese Strategie anwendet, ist Interviewte:r 1.

Und deswegen ist das Thema Wasserstoff eben auch eins, was eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz hat, und schon deswegen sollte man daraufset‐
zen, das entsprechend einzubringen. Ich bin halt jemand, der eher fach‐
lich im Detail drinsteckt und das deswegen irrational findet. (Interview 1,
Pos. 38)

Erstens zeigt sich der „Technologieagnostizismus“ darin, dass politische
Akteur:innen keine klare Präferenz für bestimmte Technologien oder
Lösungsansätze der Energiewende äußern (Interview 1, Pos. 18). Statt
sich eindeutig für bestimmte Technologien zu entscheiden, bleiben
sie neutral, beziehungsweise „technologieoffen“ (Interview 1, Pos. 18).
Diese Haltung kann dazu dienen, sich nicht gegenüber möglichen
Gegner:innen oder Unterstützer:innen bestimmter Technologien zu
exponieren und somit flexibel zu bleiben. Auf diese Art werden Risiken
und mögliche Konflikte vermieden. Denkbar sind jedoch auch Argu‐
mente, die unabhängig von deren Hauptzielsetzung sind und eher die
Rahmenbedingungen oder Nebenfolgen betreffen. Die Bewertung von
Möglichkeiten kann zwar eine Konfliktvermeidungsstrategie sein, muss
es aber nicht zwangsläufig. Es könnte auch darauf beruhen, dass die
Entscheidungsträger:innen eine andere Priorisierung innerhalb ihres
Wirkungskreises vornehmen und dadurch eine abweichende Haltung
entwickeln.

Zweitens ist die „Konfliktvermeidung“ ein zentraler Bestandteil die‐
ser Strategie (Interview 1, Pos. 40). Politische Entscheidungsträger:in‐
nen, die diese Strategie verfolgen, vermeiden bewusst die Konfronta‐
tion. Durch das Streben nach Konsenslösungen wird versucht, eine
politische Stabilität zu wahren und die Zustimmung der Wählerschaft
zu sichern. Diese Strategie fördert Harmonie und vermeidet offene
Konflikte, um nicht in der Kritik zu stehen.

Drittens umfasst die reaktive Strategie den taktischen Rückzug, bei
dem sich Akteur:innen gezielt aus strittigen Debatten zurückziehen
(Interview 1, Pos. 40). Dieser Rückzug dient dem Schutz der eigenen
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Position und dem Vermeiden politischer Risiken. Indem sie sich aus
schwierigen Themen zurückziehen oder diese auf andere politische
Akteur:innen verlagern, verhindern sie, sich selbst in der öffentlichen
Diskussion zu gefährden.

Vertreter:innen der reaktiven Strategie argumentieren, dass andere
Reaktionsmuster die tatsächlichen Lebensrealitäten der Bevölkerung
ignorieren. Sie sehen alternative Ansätze oft als „Vorbeiregieren an
den Lebensrealitäten“ und halten diese für „[…] auf jeden Fall total
falsch“ (Interview 1, Pos. 40). Diese Sichtweise unterstreicht ihre Über‐
zeugung, dass ein konfliktfreier Ansatz notwendig ist, um der den
aus der Bevölkerung artikulierten Wünschen gerecht zu werden. Die
reaktive Strategie ist aus dieser Sicht die angemessene Antwort auf die
komplexe politische Situation, um die Unterstützung der Bevölkerung
zu erhalten und politische Stabilität zu gewährleisten. Das reaktive
Reaktionsmuster wird stark von der öffentlichen Meinung und der
Vermeidung von Risiken geprägt. Der Ansatz zielt darauf ab, möglichst
wenig Widerstand zu erzeugen und politische Zustimmung zu maxi‐
mieren.

4.4.2 Transformativ

Das zweite Reaktionsmuster kann als „transformativ“ bezeichnet wer‐
den. Politische Entscheidungsträger:innen, die danach handeln, ver‐
suchen die Bevölkerung von ihren Vorstellungen zu überzeugen. Mit
diesem Reaktionsmuster ist eine positive Beurteilung Erneuerbarer En‐
ergien verbunden. Das Reaktionsmuster zielt darauf ab, durch innova‐
tive Maßnahmen eine umfassende und dezentrale Energiewende zu
fördern, die dem Nutzen einer breiten Bevölkerung dient. Gleichzeitig
ist die sie bereit, politische Risiken bis zu einem gewissen Grad in
Kauf zu nehmen, um langfristige und signifikante Veränderungen zu
erreichen. Zentral für diese Strategie ist die Einstellung, eine dezentrale
Energiewende zum Vorteil vieler Menschen schaffen zu wollen (Inter‐
view 2, Pos. 10). Ein Beispiel für Entscheidungsträger:innen, die diese
Strategie anwenden, sind die Interviewten 2, 4 und 5.
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Die Interviewten, bei denen sich Ansätze dieser Strategie finden
lassen, sind der Ansicht, dass die Politik die Menschen bisher zu wenig
an den Profiten der Erzeugung Erneuerbarer Energien beteiligt hat
(Interview 5, Pos. 16). Der Mangel an Beteiligung und Teilhabe ist für
sie das zentrale Problem, das die Akzeptanz in der Bevölkerung für
die Energiewende erschwert. Die Energiewende wird dabei als Chance
gesehen.

Ich meine, das ist ja eine Jahrhundertchance, das hatten wir ja noch nicht.
Also außer ganz früher, nämlich dass man sagt: Ich mache meinen Strom,
meine Energie selber. (Interview 5, Pos. 20)

Die transformative Strategie zielt darauf ab, Wohlstand für eine breite
Bevölkerung zu schaffen, was als Gegenentwurf zum Lobbyismus ver‐
standen werden kann. Dieser vertritt oft nur die Partikularinteressen
einzelner Gruppen. Die Strategie betont die Bedeutung der monetären
Beteiligung, um die Akzeptanz und Unterstützung der Bevölkerung
für erneuerbare Energien zu erhöhen (Interview 4, Pos. 14). Durch
eine umfassende Teilhabe am wirtschaftlichen Nutzen soll ein großes
Teilhabepotenzial geschaffen werden. Dieses soll es den Bürger:innen
ermöglichen, sich mit den Projekten zu identifizieren und sich an de‐
ren Erfolg zu beteiligen. Ein anschauliches Beispiel dafür ist die positi‐
ve Wahrnehmung von Bergbauunternehmen, die, wie Interviewte:r 5
beschreibt, durch ihre wirtschaftlichen Beiträge in den betroffenen Re‐
gionen Wohlstand gebracht und damit eine starke lokale Identifikation
gefördert haben (Interview 5, Pos. 16).

Die transformative Strategie steht im Spannungsfeld politischer Ri‐
siken. Es besteht die Befürchtung, dass Thüringen den Anschluss an
die Entwicklungen im Bereich erneuerbarer Energien verlieren könnte
und zunehmend als feindlich gegenüber erneuerbaren Energien wahr‐
genommen wird (Interview 2, Pos. 4, 42). Dies verdeutlicht die Heraus‐
forderung, die mit der Umsetzung langfristiger und innovativer Maß‐
nahmen verbunden ist, da politische Entscheidungsträger:innen die
Balance zwischen der Förderung neuer Ansätze und der Vermeidung
negativer Wahrnehmungen oder Risiken finden müssen. Die transfor‐
mative Strategie strebt danach, durch klare Visionen Fortschritte zu
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erzielen. Gleichzeitig nimmt sie die damit verbundenen politischen
Risiken (durch das durch-polarisierte Politikfeld) in Kauf, um eine
nachhaltige und breit akzeptierte Energiewende zu ermöglichen.

4.5 Die Konsequenzen

Die vorliegende Ergebnisdarstellung hat gezeigt, dass die politischen
Entscheidungsträger:innen in Thüringen sich im Bereich der Ener‐
giepolitik in einem sehr komplexen Feld bewegen. Dieses wird von
verschiedenen beeinflussenden Aspekten geprägt. Politische Entschei‐
dungsträger:innen als Volksvertreter:innen werden dabei beeinflusst
durch artikulierte und wahrgenommene Ansichten der (Wahl-)Be‐
völkerung (unkritische Medien, Populismuskapitulation). Außerdem
durch artikulierte Partikularinteressen (lobbyorchestrierter Energiedis‐
kurs) sowie die allgemeine politische Situation in Thüringen (Sonder‐
weg Thüringen). Auffallend ist dabei, dass in vielen Fällen die Einstel‐
lungen, die durch Politiker:innen wahrgenommen werden, durch Drit‐
te (Intermediäre) wie Journalist:innen und Lobbyist:innen kommuni‐
ziert werden. In ihrem Umgang mit der Situation lassen sich die zwei
beschriebenen Reaktionsmuster, reaktiv und transformativ, ausmachen.

Für die Entwicklung der Wasserstoffwirtschaft in Thüringen resü‐
miert eine:r der Entscheidungsträger:innen: „Aber ich sage mal von
den Träumereien, die ich noch sozusagen selbst kenne vor zehn, 15 Jah‐
ren, dass wir irgendwie Wasserstoff-Pionierland werden und zukünftig
alles sozusagen mit H2 irgendwie angetrieben wird in diesem Land bin
ich weit entfernt“ (Interview 3, Pos. 6).
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5 Diskussion

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, das Verständnis darüber zu
vertiefen, wodurch politische Entscheidungen im Kontext nachhaltiger
Transformationsprozesse beeinflusst werden und wie politische Ent‐
scheidungsträger:innen in diesem Kontext agieren. Als Beispiel der
explorativen Studie dient die Produktion grünen Wasserstoffs in Thü‐
ringen. Durch die Anwendung einer an der Grounded-Theory-Metho‐
dologie orientierten Forschung möchte diese Arbeit einen wesentlichen
Beitrag zur Erschließung eines bislang wenig bearbeiteten Forschungs‐
gebiets leisten. Im folgenden Kapitel werden die im vorangegangenen
Abschnitt dargestellten Ergebnisse in den Kontext bereits existierender
Literatur eingeordnet. Zu beachten ist dabei, dass sich die besproche‐
ne Literatur lediglich in sehr begrenztem Umfang im ersten Teil der
Arbeit, in dem im Normalfall eine Übersicht über die Literatur erfolgt,
findet. Dieser Umstand resultiert aus dem spezifischen Forschungs‐
prozess der Grounded-Theory-Methodologie, bei dem Forschende zu‐
nächst ohne umfassende vertiefte Literaturkenntnisse an die Datener‐
hebung herangehen. Diese Vorgehensweise ermöglicht es, die Daten
unvoreingenommen zu sammeln und die Theorie aus den empirischen
Befunden heraus zu entwickeln, bevor eine eingehende Auseinander‐
setzung mit der bestehenden Literatur erfolgt.

5.1 Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit zeigen, dass die interviewten
Thüringer Entscheidungsträger:innen die Frage nach der Energieer‐
zeugungsart als „politisches Schlachtfeld“ wahrnehmen. Die Forschen‐
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de identifizierte fünf Phänomene, die zur Wahrnehmung der Energie‐
erzeugungsart als politisches Schlachtfeld beitragen.

Erstens prägen die „ideopolitischen Energiepräferenzen“ maßgeb‐
lich die politische Diskussion. Diese Präferenzen beziehen sich auf
die vermeintliche Verbindung zwischen der politischen Haltung oder
Parteizugehörigkeit der Akteur:innen und ihrer Präferenz oder Ableh‐
nung bestimmter Energieerzeugungsarten. Diese wirkt insofern auf die
Hauptkategorie ein, als dass die identifizierte Handlungsstrategie – die
Verfolgung mehrheitsfähiger Themen und die Vermeidung von Kon‐
flikten – politische Entscheidungsträger:innen dazu bewegen kann, die
Debatte um die Energieerzeugung in eine für sie politisch vorteilhafte
Positionen zu lenken und kontroverse Fragen zu umgehen. Zweitens ist
die „Populismuskapitulation“ ein bedeutender Aspekt. Dieses Phäno‐
men beschreibt die Bereitschaft einiger politischer Akteur:innen, ihre
eigenen Überzeugungen und Positionen zugunsten der Forderungen
aus (Teilen) der Bevölkerung zu verwerfen. Diese Anpassung erfolgt
oft im Interesse des politischen Machterhalts. Die Bereitschaft sich
anzupassen, führt zu einer weiteren Komplexität im politischen Dis‐
kurs. Das beeinflusst, welche politischen Maßnahmen und Energiepoli‐
tiken tatsächlich umgesetzt werden. Drittens spielen die „unkritischen
Medien“ eine zentrale Rolle. Die Medienberichterstattung, in Thürin‐
gen hauptsächlich gestaltet durch die Funke-Mediengruppe, trägt zur
Verzerrung des politischen Diskurses bei. Dies ist das Resultat einer
Berichterstattung, die unterschiedliche Argumente ohne adäquate Ge‐
wichtung oder kritische Bewertung nebeneinanderstellt. Das erschwert
es der Öffentlichkeit und zuweilen auch den Entscheidungsträger:in‐
nen, sich ein differenziertes Bild von der Energiepolitik zu machen.
Die Gleichwertigkeit, mit der unterschiedlich wertige Argumente prä‐
sentiert werden, kann zu einer oberflächlichen und uninformierten
(öffentlichen) Debatte führen. Der lobbyorchestrierte Energiediskurs
stellt einen weiteren kritischen Aspekt dar. Die Debatte über die ver‐
schiedenen Energieträger ist vom Einfluss lobbyistischer Akteur:innen
abhängig. Parteien sind dabei in unterschiedlichem Maße empfänglich
für die Informationen der Lobbygruppen, was zu einer Verzerrung der
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politischen Positionen und Entscheidungen führen kann. Diese Dyna‐
mik beeinflusst, welche Energiequellen von den Parteien diskutiert
werden. Schließlich wird die Energiepolitik in Thüringen durch einen
spezifischen Sonderweg charakterisiert: die Minderheitsregierung aus
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und SPD, die vor dem Hintergrund
einer starken, liberal-konservativen bis rechtsextremen Opposition vor
der Aufgabe steht, Mehrheiten für ihre Anliegen zu generieren.

Im Kontext der Produktion grünen Wasserstoffs zeigen sich zusätz‐
liche spezifische Herausforderungen. Das „Henne-Ei-Problem“ wirft
die Frage auf, wie die Infrastruktur für Wasserstoff aufgebaut werden
kann, wenn noch keine ausreichende Nachfrage besteht (und umge‐
kehrt). Die Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz expliziert die hohen Er‐
wartungen an Wasserstoff und die Umsetzungsschwierigkeiten. Beson‐
ders relevant ist hierbei, dass die Produktion von grünem Wasserstoff
auf erneuerbare Energien angewiesen ist. Wasserstoff kann nur als grün
bezeichnet werden, wenn er aus erneuerbaren Quellen hergestellt wird.

Die Analyse der Interviews zeigt, dass politische Entscheidungsträ‐
ger:innen in Thüringen zwei unterscheidbare Reaktionsmuster im Um‐
gang mit dem „politischen Schlachtfeld“ erkennen lassen, diese wurden
benannt als „reaktiv“ und „transformativ“. Akteur:innen, die nach ers‐
terem Muster agieren, zielen auf Konfliktvermeidung und Anpassung
an die öffentliche Meinung ab. Währenddessen streben zweitere nach
Transformationen und möchten diese am besten mit einer breiten Mas‐
se der Bevölkerung durchsetzen.

Schon vor einigen Jahren erwartete James Meadowcroft die Trans‐
formation des Energiesystems als einen „[…] messy, conflictual, and
highly disjointed process [..]“ (Meadowcroft, 2009: 323) – eine Progno‐
se, die sich anhand der vorliegenden Analyse zu bestätigen scheint.
Die nachfolgenden Unterkapitel ordnen die jeweils identifizierten Phä‐
nomene in die bereits vorhandene Literatur ein. Der Abschnitt schließt
mit einer Passage zu den Limitationen dieser Arbeit.
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5.2 Soziale Akzeptanz

Die in Kapitel 2 vorgestellte Untersuchung identifiziert individuelle
Barrieren in den politischen Entscheidungsprozessen nachhaltiger
Transformationen auf europäischer Ebene (siehe Gössling et al., 2016).
Ein direkter Vergleich zu dieser Studie ist jedoch nur bedingt möglich,
da sich die Realisierbarkeit von Wasserstofftechnologien – insbesonde‐
re für den privaten Verbrauch – stark von etablierten Verkehrsmitteln
wie Flugreisen unterscheidet. Wasserstoff wird in den kommenden Jah‐
ren voraussichtlich keine Rolle für private Konsument:innen spielen,
da die Kosten zu hoch sind. Flugreisen hingegen sind schon seit Jahr‐
zehnten eine etablierte Art des Reisens. Differenzen gibt es jedoch nicht
nur in der alltäglichen Relevanz für den (Berufs-)Alltag, sondern auch
in Bezug auf die unterschiedlichen Handlungsspielräume der befragten
Akteur:innen: auf EU-Ebene bestehen weitaus größere Möglichkeiten
zur politischen Steuerung als auf der Landesebene (siehe Kapitel 2.2).

Während Gössling et al. individuelle Barrieren für die politischen
Entscheidungsprozesse im Rahmen nachhaltiger Transformationspro‐
zesse identifizieren, bestimmt die Forschende diskursiv geprägte Aspek‐
te, die politische Entscheidungsprozesse beeinflussen. Gemeint ist hier,
dass intermediäre Akteur:innen (Lobbyist:innen, Journalist:innen) auf
die Wahrnehmung der Entscheidungsträger:innen Einfluss nehmen
(siehe Kapitel 4.5). In Bezug auf Wasserstoff spielen persönliche Prä‐
ferenzen eine untergeordnete Rolle, was möglicherweise auf dessen
geringe Bedeutung im privaten Alltag zurückzuführen ist. Stattdessen
scheint die wahrgenommene Akzeptanz in der Bevölkerung einen
deutlich größeren Einfluss auf politische Entscheidungen in Thüringen
zu haben. Die Ergebnisse der Studie korrespondieren damit mit den
Studien Luckes, die feststellte, dass „Tatsächliche oder vermeintliche
Akzeptanzdefizite […] die Rechtfertigung dafür [liefern, L.S.], daß [sic!]
Reformpläne ‚gegen den Widerstand‘ und ‚ohne die Zustimmung der
Betroffenen‘ nicht verwirklicht werden […]“ (Lucke, 1995, S. 34). Es
lässt sich beobachten, dass in den Phänomenen ideopolitische Energie‐
präferenzen, Populismuskapitulation und unkritische Medien die zu‐
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geschriebene (vermutete) Einstellung der potenziellen Wähler:innen‐
schaft einen maßgeblichen Einfluss hat.

Gössling et al. (2016) zeigen in ihrer Studie auf, dass ein Teil der
leitenden Beamten der Europäischen Kommission aus der Industrie
kommt, was den Druck der Verkehrsindustrie auf die Entwicklung der
politischen Maßnahmen von innen erhöht. Im Kontext Thüringens
hingegen wird der Druck nach Ergebnissen dieser Studie durch externe
Akteur:innen wie Bürgerinitiativen, unausgewogene Medienberichter‐
stattung und Lobbyismus ausgeübt (siehe Kapitel 4). Ähnlich wie bei
Gössling et al. wird jedoch auch in der vorliegenden Studie zu Teilen
beobachtbar, dass eine weit verbreitete Annahme besteht, technologi‐
scher Fortschritt werde die Herausforderungen der Klimakrise lösen.
Es herrscht großes Vertrauen in die Wirksamkeit marktbasierter Lö‐
sungen vor. Dies zeigt sich vor allem in der identifizierten Handlungs‐
strategie „wasserstoffliberales Paradigma“ (siehe Kapitel 4.2.1). Diese
meinte die Überzeugung, dass durch eine verstärkte Marktliberalisie‐
rung Innovationen und der Wettbewerb gefördert werden, was langfris‐
tig zu einer effektiveren Entwicklung des Wasserstoffsektors führt.

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit komplementieren die Er‐
gebnisse der Studie von Gössling et al. und tragen zu einem umfassen‐
deren Verständnis der politischen Entscheidungsprozesse im Kontext
nachhaltiger Transformationsprozesse bei. Sie zeigt auf, dass nicht nur
individuelle Barrieren, sondern auch die Wahrnehmung der öffentli‐
chen Akzeptanz maßgebliche Einflussfaktoren für politische Entschei‐
dungen auf Landesebene sind.

5.3 Henne-Ei-Problem und Wunsch-Machbarkeits-Diskrepanz

Das Henne-Ei-Problem und die Wunsch-Machbarkeit-Diskrepanz be‐
schreiben anschaulich die in den Interviews von den politischen Ent‐
scheidungsträger:innen geäußerten Perspektiven auf die Produktion
grünen Wasserstoffs in Thüringen. Durch die wechselseitige Bedingt‐
heit des Nachfrage- und Infrastrukturdefizits im Bereich Wasserstoff
entsteht ein „Teufelskreis“, mit dem die Befragten auf unterschiedliche
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Art und Weise umzugehen versuchen. Die vorliegenden Interviews zei‐
gen deutlich, dass die Entscheidungsträger:innen die infrastrukturellen
Defizite als zentrale Barriere für die Entwicklung des Wasserstoffmark‐
tes sehen. Die Handlungsstrategien der Befragten lassen sich in zwei
Lager unterteilen: Die einen favorisieren einen verstärkten staatlichen
Eingriff, während die anderen auf Marktliberalisierung und Technolo‐
gieoffenheit setzen.

Eine Einschätzung dazu, was die „richtige“ Herangehensweise ist,
kann in dieser Arbeit nicht geleistet werden. Daher soll zur Einordnung
kurz der Sachstand beschrieben werden. Wissenschaftler:innen nennen
vor allem den hohen Bedarf an Infrastruktur sowie Pfadabhängigkeiten
als Markteintrittsbarrieren für grünen Wasserstoff (Hebling et al., 2019,
S. 3–4). Dies deckt sich mit den Aussagen der befragten Entscheidungs‐
träger:innen die den Teufelskreis zwischen mangelnder Nachfrage und
fehlender Infrastruktur als Haupthindernis für die Entwicklung des
Wasserstoffmarkts in Thüringen beschreiben „An dieser Stelle sind
regulatorische Eingriffe zur Technologieförderung denkbar und sollten
geprüft werden“ (Hebling et al., 2019, S. 4). Damit grüner Wasserstoff
konkurrenzfähig wird, ist demnach vor allem eine Skalierung der Pro‐
duktion von Elektrolyseuren und damit einhergehend eine Reduktion
der Investitionskosten notwendig (Bühler et al., 2023, S. 21).

Die zentrale Fragestellung, die in diesem Zusammenhang zu erör‐
tern ist, betrifft das Ausmaß, in dem auf Landesebene tatsächlich poli‐
tische und regulatorische Maßnahmen ergriffen werden können, um
die Nachfrage nach Wasserstoff signifikant zu steigern. Wissenschaft‐
ler:innen beschreiben beispielsweise die Umsetzung der Erneuerbare
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 (Renewable Energy Directive –
RED II) in nationales Recht als schnell wirksame Maßnahme (Hebling
et al., 2019, S. 15). Diese Umsetzung obliegt zunächst der Bundesregie‐
rung, bevor abschließend die Zustimmung der Länder im Bundesrat
erforderlich ist. Die Einschätzungen der befragten Expert:innen decken
sich mit den strukturellen Gegebenheiten: Auf Landesebene bestehen
eingeschränkte Handlungsspielräume, um Defizite im Bereich der In‐
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frastruktur und der Nachfrage nach Wasserstoff eigenständig zu behe‐
ben.

Grünem Wasserstoff bescheinigen viele Wissenschaftler:innen das
Potenzial, einen wesentlichen Beitrag zur Reduktion der Treibhausgas‐
emissionen zu leisten. Er spielt daher eine Schlüsselrolle bei der Umset‐
zung der Energiewende. Wasserstoff kann universell über alle Sektoren
hinweg eingesetzt werden, beispielsweise als Kraftstoff für Fahrzeuge,
Rohstoff für die Industrie oder Brennstoff für Heizungen (Linnemann
& Peltzer, 2022, S. 2). Aufgrund dieser Vielseitigkeit wird grüner Was‐
serstoff als eine zentrale Lösung betrachtet, um den Übergang zu einer
klimaneutralen Wirtschaft voranzutreiben (siehe auch Kapitel 1 & 2).

Allerdings zeigt sich, dass der Bedarf an grünem Wasserstoff in
Deutschland voraussichtlich nicht allein durch nationale Produktions‐
kapazitäten gedeckt werden kann. Im Jahr 2020 wurden lediglich
17 Prozent des Primärenergiebedarfs in Deutschland durch erneuerba‐
re Energien abgedeckt, und auch die geplanten Ausbauziele werden
vermutlich nicht ausreichen, um den Wasserstoffbedarf vollständig zu
decken (Linnemann & Peltzer, 2022, S. 3). Die Prognose, dass grüner
Wasserstoff bis 2030 fossile Energieträger in Deutschland ersetzen
könnte, ist daher laut einiger Autor:innen als unrealistisch einzustu‐
fen. Insbesondere, wenn man den Energiebedarf in den Bereichen
Industrie, Gebäudeheizung, E-Mobilität sowie im öffentlichen Nah-
und Fernverkehr berücksichtigt. Ohne signifikante Importe wird es
demnach nicht möglich sein, diesen Bedarf vollständig zu decken (Frey
et al., 2023b, S. 208). Die Studienlage impliziert so die Notwendigkeit
des Imports von grünem Wasserstoff, um die innerdeutsche Versorgung
sicherzustellen.

Unabhängig davon, ob der Wasserstoff aus dem Aus- oder Inland
kommt stellt der Transport ein großes Problem dar. Die dabei entste‐
henden Kosten können sowohl für die Industrie als auch für private
Haushalte erheblich sein. Je nach Analyse variieren die geschätzten
Transportkosten um den Faktor drei, was auf die unterschiedlichen
Interessenlagen und Berechnungsgrundlagen zurückzuführen ist (Frey
et al., 2023b, S. 208). Dies verdeutlicht, dass neben der Produktion auch
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die Logistik von grünem Wasserstoff eine bedeutende Herausforderung
darstellt, die bei der langfristigen Planung der Energiewende berück‐
sichtigt werden muss. Insgesamt zeigt sich, dass die Einschätzungen
der politischen Entscheidungsträger:innen zur Diskrepanz zwischen
Wunsch und Machbarkeit weitgehend mit den wissenschaftlichen Er‐
kenntnissen übereinstimmen. Sowohl die Befragten als auch die Lite‐
ratur betonen die Notwendigkeit von regulatorischen Eingriffen und
umfangreichen Importen, um die Skalierung der Wasserstoffprodukti‐
on voranzutreiben. Dies verdeutlicht die zentralen Herausforderungen,
denen sich Thüringen im Rahmen der Energiewende gegenübersieht.

5.4 Ideopolitische Energiepräferenzen

Die Ergebnisse dieser Arbeit legen nahe, dass ein Zusammenhang zwi‐
schen politischer Einstellung und der Präferenz für bestimmte Energie‐
erzeugungsarten besteht. Dabei deutet die Analyse darauf hin, dass
konservativere Personen eher fossile Energieträger bevorzugen, wäh‐
rend progressivere Personen erneuerbare Energieträger favorisieren.
Ein solcher Zusammenhang ist bislang nur unzureichend erforscht.
Dies erscheint angesichts der stark politisierten Energiedebatte über‐
raschend. Ein möglicher Grund dafür könnte darin liegen, dass Um‐
weltfragen sich nur schwer in das traditionelle Links-Rechts-Schema
einordnen lassen, da sie eine relativ neue Dimension in der politischen
Auseinandersetzung darstellen (Karlstrøm & Ryghaug, 2014, S. 10).

Erste existierende Studien befinden sich jedoch in Einklang mit
den Ergebnissen der Arbeit. Clulow et al. (2021, S. 8) stellen in einer
Studie heraus, dass die politische Ideologie eine wichtige Rolle dabei
spielt, öffentliche Einstellungen gegenüber verschiedenen Energietech‐
nologien und der Energiewende im Allgemeinen zu prägen. Insbeson‐
dere befürworten Anhänger:innen linksgerichteter politischer Parteien
demnach tendenziell eher erneuerbare Energien und lehnen fossile
Brennstoffe ab. Rechtsgerichtete Personen verhalten sich genau gegen‐
teilig. Anhänger:innen umweltorientierter Parteien äußern demnach in
der Regel ähnliche Energiepräferenzen wie links orientierte Personen.
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Wirtschaftsorientierte Befragte stimmen mit rechts orientierten Einstel‐
lungen überein (Clulow et al., 2021, S. 3).

Grundsätzlich vertritt die politische Rechte häufig eine Position,
die marktwirtschaftliche Mechanismen und einen möglichst geringen
staatlichen Einfluss bevorzugt. Das steht oftmals in Widerspruch zu
den Maßnahmen, die für eine effektive Regulierung des Umweltschut‐
zes erforderlich sind. Diese Haltung, die häufig mit neoliberalen Prin‐
zipien assoziiert wird, betont den freien Markt und lehnt staatliche
Interventionen ab. Dies kann als Hindernis für die Dekarbonisierung
und andere umweltpolitische Ziele angesehen werden (Fielding et al.,
2012, S. 715).

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch Neumayer (2004, S.172):
Parteipräferenzen beziehungsweise die politische Einstellung hängen
demnach mit der Einstellung zur Umweltpolitik zusammenhängen.
Linksorientierte Personen sind eher bereit, dem Umweltschutz Vor‐
rang vor dem Wirtschaftswachstum einzuräumen, haben ein größeres
Vertrauen in die ökologische Bewegung und geben eher an, ein um‐
weltfreundliches Verhalten an den Tag zu legen. Eine Studie aus den
Vereinigten Staaten zeigte, dass politisch konservativere Personen In‐
vestitionen in energieeffiziente Technologien weniger befürworteten als
politisch liberalere Personen. Dieses Ergebnis ist laut Autor:innen in
erster Linie auf den geringeren psychologischen Wert zurückzuführen,
den konservativere Personen der Reduzierung von Kohlenstoffemissio‐
nen beimessen (Gromet et al., 2013, S. 9314).

In der vorliegenden Studie wurde festgestellt, dass der psychologi‐
sche Wert, der sich aus der Ähnlichkeit von Wasserstoff zu Erdgas
ergibt, als ein wesentlicher Grund angeführt wird, warum Wasserstoff
eine hohe Bedeutung zugeschrieben wird (siehe Kapitel 4.2.2). In die‐
sem Kontext könnte Wasserstoff aufgrund seiner vielfältigen Anwen‐
dungsmöglichkeiten und der strukturellen Nähe zu konventionellen,
fossilen Energieträgern in der Zukunft einen entscheidenden Vorteil
haben. Er bietet sowohl ökologische Vorteile und wird als vertrauter
Energieträger wahrgenommen. Dies könnte zu einer breiteren politi‐
schen und gesellschaftlichen Akzeptanz führen und dafür sorgen, dass
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Wasserstoff wie geplant eine Schlüsselrolle in der Transformation des
Energiesektors einnimmt.

Die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit stimmen damit weitge‐
hend mit den Erkenntnissen der bestehenden wissenschaftlichen Lite‐
ratur überein. Angesichts der offenbar zentralen Bedeutung der politi‐
schen Orientierung in Hinblick auf die präferierte Energieerzeugungs‐
art stellt sich die Frage, wie tiefgreifende nachhaltige Transformationen
wie die Energiewende ohne linke Regierungen realisiert werden kann.
Die Situation in Thüringen, wo die Minderheitsregierung aufgrund
fehlender Mehrheiten in der 7. Wahlperiode nur begrenzte Fortschritte
erzielte, illustriert diese Herausforderung. In weiterführenden Arbeiten
wäre es interessant zu prüfen, ob Bundesländer mit einer stärkeren Un‐
terstützung für linkere Parteien tendenziell erfolgreicher in der Umset‐
zung der Energiewende sind. Ein tiefergehendes Verständnis der Rolle
ideopolitischer Faktoren kann dazu beitragen, potenzielle Konfliktbe‐
reiche zwischen ideologischen Perspektiven und politischen Optionen
für die Energiewende zu identifizieren (Clulow et al., 2021, S. 2).

Zusammenfassend zeigt die vorliegende Arbeit, dass politische
Ideologie einen bedeutenden Einfluss auf die Präferenzen für Energie‐
erzeugungsarten haben kann. Wasserstoff, der als vertraute, fossile En‐
ergieträgern ähnliche Technologie wahrgenommen wird, könnte ins‐
besondere bei konservativen politischen Akteur:innen auf Akzeptanz
stoßen. Zukünftige Forschungen sollten untersuchen, wie politische
Kompromisse auf Landes- und Bundesebene dazu beitragen können,
ideologische Hürden zu überwinden und so eine breitere Akzeptanz
für nachhaltige Energietechnologien zu schaffen.

5.5 Populismuskapitulation

Populismus, beziehungsweise die „Populismuskapitulation“ spielt nach
Datengrundlage ebenfalls eine Rolle, wenn es darum geht, wie politi‐
sche Entscheidungen getroffen werden. Befragte:r 4 beschreibt, dass
Populismus auf lokaler Ebene maßgeblichen Einfluss auf die politi‐
schen Entscheidungsprozesse ausübt. Begründet wird dies damit, dass
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politische Akteur:innen bestrebt sind, ihre Macht zu sichern und sich
für künftige Wiederwahlen zu positionieren. In diesem Kontext wird
der Populismus zu einem entscheidenden Faktor, der die Art und Weise
beeinflusst, wie Entscheidungen getroffen und politische Prioritäten
gesetzt werden.

Als Populismus definiert wird „[…] eine Ideologie, die die Gesell‐
schaft letztlich in zwei homogene und antagonistische Gruppen auf‐
teilt, ‚das reine Volk‘ gegen ‚die korrupte Elite‘ und die argumentiert,
dass die Politik Ausdruck des allgemeinen Volkswillens sein sollte ”
(Mudde, 2004, S. 543, Übersetzung L.S.). Inwieweit diese Definition
tatsächlich auf die Situation vor Ort zutrifft, und ob die interviewte
Person diese kennt, kann die Forschende nicht feststellen beziehungs‐
weise beurteilen. Der Blick in die Literatur zeigt, dass der Vorwurf, po‐
pulistisch zu agieren, häufig genutzt wird, wenn „[…] dem politischen
Gegner unterstellt wird, er polarisiere und simplifiziere bei komplexen
Sachverhalten, um opportunistisch einer augenblicklich wahrgenom‐
menen Stimmung oder Mehrheitsmeinung zu entsprechen und aus die‐
ser skrupellos politisch Kapital zu schlagen“ (Rensmann, 2006, S. 59).
Dieses Phänomen ist auch in den Daten zu beobachten. Opportunis‐
mus klingt in der identifizierten Handlungsstrategie zum Phänomen
als „taktischer Rückzug“ an. Er wird definiert als „[…] ein eher nega‐
tiv verwendeter Begriff, der die willfährige, zweckmäßige Anpassung
an eine gegebene Situation bezeichnet, bei der momentane Nützlich‐
keitserwägungen wichtiger erscheinen als dauerhafte, wertgebundene
Prinzipien“ (Schubert & Klein, 2020, o.S.). Opportunismus beziehungs‐
weise taktischer Rückzug steht damit qua Definition im Kontrast zur
„Prinzipientreue“, bei der Akteur:innen konsequent an ihren ethischen
Überzeugungen und langfristigen Prinzipien festhalten, auch wenn dies
kurzfristig nachteilig sein könnte. Der „taktische Rückzug“ als Form des
Opportunismus deutet auf eine strategische Entscheidung hin, sich von
bestimmten Positionen oder Verpflichtungen zurückzuziehen, um sich
besser an veränderte Bedingungen anzupassen oder unmittelbare Vor‐
teile zu erzielen, während die „Prinzipientreue“ eine feste Orientierung
an konstanten Werten und Überzeugungen repräsentiert. Die beiden
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Handlungsstrategien, die in den Daten identifiziert wurden, korrespon‐
dieren damit eng mit den in der bestehenden Literatur beschriebenen
Konzepten.

Nach Lewandowsky (2022) ist der Versuch, sich den Stimmungen
des Volkes anzupassen, nicht charakteristisch für den Populismus.
Stattdessen definieren populistische Parteien und Bewegungen klar,
wer als „Volk“ gilt und wer nicht. Populistische Akteure agieren also
nicht völlig opportunistisch und ideologisch flexibel, sondern verfolgen
eine spezifische, stark ausgeprägte, Vorstellung von Volkszugehörigkeit
(Lewandowsky, 2022, S. 17). Ob das vom Befragten als Populismus
wahrgenommene Phänomen tatsächlich dem sozialwissenschaftlichen
Verständnis von Populismus entspricht oder ob es sich vielmehr um
eine Form von Opportunismus handelt, bleibt unklar. Diese Unter‐
scheidung erfordert eine eingehendere Analyse, da beide Begriffe un‐
terschiedliche Dimensionen und Implikationen für die politische Be‐
wertung haben. Eine abschließende Klärung dieser Frage ist ohne eine
detaillierte Untersuchung der zugrunde liegenden Motivationen und
Kontextfaktoren nicht möglich.

Die Analyse der Interviews legt nahe, dass in Thüringen vor allem
opportunistische Tendenzen das politische Handeln prägen. Zukünfti‐
ge Forschungen könnten sich darauf konzentrieren, wie politische Ak‐
teur:innen auf Landeebene mit diesem Phänomen umgehen, um eine
effektive und nachhaltige Politikgestaltung zu gewährleisten.

Als intervenierende Bedingung geht Interviewte:r 4 auf das „NIM‐
BY-Phänomen“ ein und meint dabei den lokalen Widerstand der Bevöl‐
kerung gegen konkrete Projekte vor Ort. Der vermeintliche Egoismus
lokaler Protestgruppierungen, die zwar die Vorteile technischer Infra‐
strukturen nutzen, ihre Nachteile aber nicht in Kauf nehmen wollen,
wurde bezeichnet als „NIMBY-Phänomen“. In der wissenschaftlichen
Auseinandersetzung ist das Phänomen inzwischen umstritten. Wolsink
(2000, S. 62–63) bezeichnet das NIMBY-Konzept als falsche Theorie,
die das Verständnis von sozialem Protest eher behindere als befördere.
Neuere Studien stellen heraus, dass, wann immer die lokal betroffene
Bevölkerung partizipativ in die Planung eingebunden wurde, die Zu‐
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stimmung die Ablehnung übertrifft (Delicado et al., 2014, S. 66–68).
Das beobachtete Phänomen kann daher auch das Resultat politischer
Planungsfehler sein. Die inhärente stark normative Aufladung des
NIMBY-Begriffs sollte daher nicht unreflektiert auf die beobachteten
Umstände übertragen werden, da sie tatsächliche Anliegen der Bür‐
ger:innen und deren legitimen Widerstand gegen bestimmte Projekte
verzerren könnte.

5.6 Unkritische Medien

Die vorliegende Analyse zeigt, dass die unkritische Berichterstattung
der Thüringer Medien nicht nur die öffentliche Wahrnehmung der
Energieerzeugung beeinflusst, sondern auch die politischen Entschei‐
dungsprozesse entscheidend prägt. Dies wird durch die gleiche Ge‐
wichtung von Argumenten mit unterschiedlichem Gewicht, durch
überspitzte Überschriften zur Steigerung der Klickzahlen und durch
die monopolartige Dominanz der Funke-Mediengruppe verstärkt. Zu‐
dem wird die mangelnde Expertise in den Redaktionen als weiterer
Aspekt identifiziert. Als Reaktion darauf nennen die Akteur:innen als
Handlungsstrategie die Verwendung positiv formulierter Aussagen, um
ein breiteres Publikum zu erreichen und ihre Botschaften effektiver zu
vermitteln.

Die Medien nehmen in der Demokratie eine besonders wichtige
Rolle ein, denn die medial vermittelten Informationen sind im Sinne
des Pluralismus für die Meinungsbildung von herausragender Bedeu‐
tung. Es kann jedoch dazu kommen, dass bestimmte Gruppierungen
oder Personen einen überproportional großen Teil der Medienbericht‐
erstattung dominieren (Hasebrink, 2016, o.S.). Dies wird dann als false
balance13 bezeichnet. Die wahrgenommene unkritische Berichterstat‐
tung der Thüringer Medien verdeutlicht, wie das Phänomen der ‚false
balance‘ entsteht und die demokratische Funktion der Medien zur

13 Phänomen, bei dem einer Minderheitenmeinung unverhältnismäßig viel Beachtung
geschenkt wird, sodass fälschlicherweise der Eindruck entsteht, sie sei ebenso ge‐
wichtig wie die vorherrschende Konsensmeinung.
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Förderung einer ausgewogenen und pluralistischen Meinungsbildung
beeinträchtigt.

Die Bedeutung von Medien für politische Akteur:innen ist erst im
Rahmen der Debatte über die sogenannte „Medialisierung der Politik14“
in den Fokus gerückt. Heute wird davon ausgegangen, dass der Einfluss
der „klassischen“ Medien auf die Herstellung von Politik sehr gering
ist (Fawzi, 2020, S. 2). Im Gegensatz dazu wird sozialen Medien ein
erheblicher Einfluss zugeschrieben. Die Interviewten treffen diese Un‐
terscheidung nicht.

Studien haben gezeigt, dass politische Akteur:innen die Medienbe‐
richterstattung als Proxy für die öffentliche Meinung betrachten. Das
kann entweder auf die Annahme zurückgeführt werden Medien beein‐
flussten die öffentliche Meinung oder dass sie die öffentliche Meinung
widerspiegeln. Ein Wettbewerb um die mediale Positionierung entsteht
demnach mit dem jeweils individuellen Ziel der Wiederwahl (Cohen
et al., 2008, S. 333). Studien zeigen auch, dass politische Akteur:in‐
nen ihr Handeln und ihre Entscheidungen stark an der erwarteten
zukünftigen Berichterstattung ausrichten. Dies betrifft nicht nur die
Themenauswahl und -darstellung, sondern auch politische Entschei‐
dungsprozesse (Maurer & Mayerhöffer, 2009, S. 5). Beispielsweise wer‐
den Lösungen, die potenziell negative Medienreaktionen hervorrufen
könnten, von vornherein ausgeschlossen (Kunelius & Reunanen, 2012,
S. 67) oder Verhandlungsergebnisse werden mediengerecht aufbereitet
(Fawzi, 2014, S. 456). Um neue Themen auf die politische Agenda zu
setzen, orientieren sich politische Akteur:innen zudem an Nachrichten‐
faktoren wie der Vereinfachung von Inhalten (Maurer & Mayerhöffer,
2009, S. 9).

Studien zum Einfluss der Medien auf politische Verhandlungen
zeichnen ein heterogenes Bild. In einigen Studien gaben politische
Akteur:innen mehrheitlich an, keinen nennenswerten Einfluss der Me‐

14 „[…] Prozess sozialen Wandels […], in dessen Verlauf die Bedeutung von Massen‐
medien, massenmedialer Berichterstattung und/ oder massenmedialer Logik für
die politisch relevanten Wahrnehmungen und Handlungen von Bürgern, Medien
und/oder politischen Akteuren zunimmt“ (Reinemann, 2010, S. 282).
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dien auf Verhandlungen wahrzunehmen, was unter anderem auf das
geringe Interesse der Medien und die daraus resultierende spärliche
Berichterstattung zurückgeführt wird (Huber, 2012, S. 279). In jenen
Fällen, in denen Verhandlungen jedoch starke mediale Aufmerksamkeit
erhielten, berichteten die Befragten von spürbaren Effekten auf den
Verlauf und das Ergebnis der Verhandlungen (Baugut & Grundler,
2009). In einer Studie von Fawzi (2014, S. 453) gab fast die Hälfte
der politischen Akteur:innen an, dass die Medien einen starken Ein‐
fluss auf Verhandlungen ausübten. Mehr als ein Drittel schätzte sie
zumindest als teilweise einflussreich ein. Laut den Befragten können
Medienberichte während der Verhandlungen das Verhandlungsklima,
die Dauer des Entscheidungsprozesses, die Kompromissbereitschaft,
das Verhandlungsergebnis sowie die Qualität der Entscheidungen be‐
einflussen.

Bei der im Rahmen dieser Arbeit angesprochenen unausgewogenen
Berichterstattung ging es nicht um die Darstellung konkreter Verhand‐
lungen, sondern um die allgemeinere Darstellung von Sachverhalten
in den Medien. Dennoch kann die Annahme, dass Akteur:innen die
Medien als Einflussfaktor oder Spiegelbild öffentlicher Meinungen
betrachten, tiefere Implikationen für die politische Entscheidungsfin‐
dung haben. Wenn politische Entscheidungsträger:innen und andere
Akteur:innen davon ausgehen, dass Medien sowohl die öffentliche
Meinung formen als auch reflektieren, wird die immense Bedeutung
der Medien in diesem Kontext besonders deutlich. Medien werden
aus dieser Sichtweise nicht nur als passive Informationsquelle gesehen,
sondern beeinflussen aktiv die Wahrnehmung politischer Fragen. Dies
hebt die zentrale Rolle hervor, die die Medien bei der Gestaltung poli‐
tischer Entscheidungen spielen. Sie fungieren als Vermittler zwischen
der politischen Sphäre und der Öffentlichkeit. In der vorliegenden Stu‐
die wird dies dadurch deutlich, dass die „Entscheidungs-Revision“, also
das Zurücknehmen politisch abgestimmter Entscheidungen, als letztli‐
che Konsequenz der medialen Berichterstattung genannt wird (siehe
Kapitel 4.3.3). Die mediale Darstellung kann somit entscheidend für
die Wahrnehmung und die Priorisierung politischer Agenden und Ent‐
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scheidungen sein. Die Arbeit erweitert das Verständnis dahingehend,
dass die mediale Darstellung von Sachverhalten nicht nur die öffentli‐
che Meinung beeinflusst, sondern auch direkt die Richtung politischer
Entscheidungsprozesse beeinflussen kann.

5.7 Lobbyorchestrierter Energiediskurs

Die Ergebnisse der Studie legen nahe, dass die Frage danach, welcher
Energieträger von politischen Akteur:innen als Möglichkeit gedacht
wird, maßgeblich von lobbyistischer Beeinflussung abhängt.

Die Energiewirtschaft gilt als einer der Sektoren mit intensivem
Lobbying, sowohl auf deutscher, als auch auf europäischer Ebene
(OECD, 2021, S. 21–24.). Die empirische Evidenz zu Lobbyismus in
der deutschen Energiewirtschaft ist dennoch begrenzt. Während anek‐
dotische Belege und journalistische Beiträge zahlreich vorhanden sind,
gibt es nur wenige umfassende wissenschaftliche Studien (Gründinger,
2012, S. 14).

In Deutschland konzentriert sich der Lobbyismus hauptsächlich
auf die Bereitstellung von Informationen, Standpunkten und Studien,
um Entscheidungsträger:innen in Legislative und Exekutive zu beein‐
flussen. Es fehlen jedoch umfassende Daten zu diesen Aktivitäten, da
weder die Lobbyisten noch die Adressat:innen verpflichtet sind, ihre
Interaktionen offenzulegen (Polk, 2023, S. 502). Sühlsen & Hisschemöl‐
ler (2014, S. 319–321) zeigen, dass vorhandene Marktteilnehmer:innen
stärker auf etablierte Wege der Einflussnahme setzen, beispielsweise
durch Verbände, während neue Marktteilnehmer:innen im Bereich der
erneuerbaren Energien eher informell und mit technischer Expertise
informationell Einfluss nehmen. Dies spiegelt die theoretische Erkennt‐
nis wider, dass Lobbygruppen dazu neigen ihnen wohl gesonnene Ab‐
geordnete und Regierungsvertreter:innen anzusprechen. Der Zugang
zu ihnen ist leichter und die Kommunikation gilt als glaubwürdig,
wenn die Präferenzen von Sender und Empfänger weitgehend überein‐
stimmen (Bombardini & Trebbi, 2020, S. 407).
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Die vorliegende Studie erweitert das Verständnis der spezifischen
Rolle des Lobbyismus in der Wahrnehmung und Bewertung von En‐
ergieträgern durch politische Entscheidungsträger:innen. Die Studie
legt nahe, dass die politische Diskussion und Entscheidungsfindung
bezüglich der Energieerzeugungsart erheblich von den Interessen und
Strategien der Lobbygruppen beeinflusst wird. Dies stellt eine Lücke
in der bisherigen Forschung dar. Die Ergebnisse verdeutlichen die
Notwendigkeit weiterer umfassender Studien zur Lobbyarbeit in der
Energiepolitik, um die tatsächlichen Auswirkungen auf politische Ent‐
scheidungen und den Fortschritt der Energiewende besser zu erfassen.

5.8 Sonderweg Thüringen

Die vorliegende Studie beschreibt den „Sonderweg Thüringen“ als
Zusammenspiel mehrerer Aspekte. Erstens spielt die, im Gegensatz
zu anderen Bundesländern divergierende, Ausrichtung der liberal-kon‐
servativen Kräfte eine entscheidende Rolle, da deren politische Präfe‐
renzen die Energiepolitik maßgeblich beeinflussen. Zweitens wird die
Spaltung zwischen Einzelakteur:innen und Fraktionen (Solisten-Takt)
innerhalb der Energiepolitik als wesentlicher Faktor identifiziert, der
zu unterschiedlichen und teilweise widersprüchlichen Positionen führt.
Drittens tragen die Emotionalisierung der Themen und die besondere
historische Dimension der DDR-Vergangenheit zur Komplexität der
politischen Auseinandersetzungen bei. Schließlich stellt die Minder‐
heitsregierung eine intervenierende Bedingung dar, die die politischen
Entscheidungsspielräume weiter beeinflusst und die Dynamik der En‐
ergiepolitik gestaltet.

Es fehlen empirische Studien, die zeigen, ob die von politischen
Entscheidungsträger:innen in Thüringen oben skizzierte wahrgenom‐
mene Situation tatsächlich den Gegebenheiten entspricht. Daher er‐
folgt eine Kurzanalyse der verschiedenen Aspekte.

Eine abschließende Beurteilung der Ausrichtung der liberal-konser‐
vativen Kräfte, insbesondere von CDU und FDP in Thüringen, kann
im Rahmen dieser Arbeit nicht erfolgen. Dennoch soll im Kontext
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der Energiepolitik ein exemplarisches Beispiel betrachtet werden: Ende
2023 wurden auf Initiative der FDP und mit den Stimmen von CDU
und AfD Regelungen verabschiedet, die den Bau von Windkraftanlagen
in Wäldern erheblich erschwerten beziehungsweise nahezu unmöglich
machten (MDR Thüringen, 2024, o.S.). Gegen diese Regelungen erhob
die Landesregierung Klage.

Eine Auswertung des MDR zeigt beispielhaft, wie die im Landtag
vertretenen Parteien sich in der 7. Wahlperiode über Windkraft äußer‐
ten. Während die rot-rot-grünen Regierungsfraktionen ausschließlich
positiv über die Windkraft sprachen, thematisierte die FDP oft Ängste
und hinterfragte die Sinnhaftigkeit der Windenergie. Die CDU hinge‐
gen warnte vor einem unkontrollierten Wildwuchs von Windkraftanla‐
gen außerhalb ausgewiesener Vorranggebiete und die AfD bezeichnete
Windräder als Lebensraumzerstörer von Mensch und Tier (Wünschel
& Straub, 2024, o.S.). Inwieweit sich die Thüringer CDU mit dem ge‐
nannten Vorgehen von anderen Landesverbänden unterscheidet, kann
an dieser Stelle nicht geklärt werden. Entsprechende Vergleichsstudien
oder einschlägige Literatur zu diesem spezifischen Thema liegen bis‐
lang nicht vor. Eine umfassende Analyse erfordert die detaillierte Un‐
tersuchung der internen Dynamiken und politischen Strategien inner‐
halb der verschiedenen CDU-Landesverbände, die über den Rahmen
der vorliegenden Betrachtung hinausgeht. Gleiches gilt für die FDP.

Die Opposition hatte in der 7. Wahlperiode in Thüringen durch die
Minderheitsregierung eine besondere Rolle. Strøm bezeichnet Minder‐
heitsregierungen als „counterintuitive phenomenon in the world of par‐
liamentary democracies“ (1990, S. 8; zit. n. Pfafferott, 2018, S. 23). Min‐
derheitsregierungen gelten als ungewöhnliche Form der Regierungs‐
führung, da sie den üblichen Mechanismen des parlamentarischen Sys‐
tems zu widersprechen scheinen. Im „Normalfall“ stellt die Mehrheit
im Parlament die Regierung, während die Minderheit die Opposition
bildet (Strohmeier, 2009, S. 277).

In der Literatur wird zwischen gestützten und tolerierten Minder‐
heitsregierungen unterschieden. Eine gestützte Minderheitsregierung
sichert ihre Arbeit durch schriftliche Vereinbarungen oder kontinuierli‐
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che Kooperationen, ähnlich wie formelle Koalitionsverträge, ab. Diese
Absprachen stabilisieren die Vertrauensbasis zwischen den Bündnis‐
partnern, reduzieren Konflikte und schaffen verlässliche Beziehungen.
Im Gegensatz dazu muss eine tolerierte Minderheitsregierung für je‐
de Einzelentscheidung neue Mehrheiten gewinnen. Das bringt höhere
Transaktionskosten und einen größeren Aufwand für die beteiligten
Parteien mit sich. Potenziell kann dadurch ihre politische Wirkung und
die Kontinuität ihrer Erfolge eingeschränkt sein (vgl. Pfafferott, 2018,
S. 46). Die vorliegende Studie bestätigt diese Ergebnisse. Qua Defini‐
tion war die Regierung in Thüringen eine Minderheitsregierung, die
auf die Tolerierung durch die Opposition angewiesen war. In der Praxis
führte dies dazu, dass die Handlungsspielräume der Landesregierung
stark eingeschränkt waren. Die politischen Initiativen und Maßnahmen
waren daher, wie von den Befragten beschrieben, häufig auf jene Im‐
pulse angewiesen, die von der Bundesebene kamen.

Eine Studie des Else-Frenkel-Brunswik-Instituts (2023) zeigt, dass
die Skepsis gegenüber der Demokratie in Ostdeutschland ausgeprägt
ist. Nicht einmal die Hälfte der Befragten ist demnach zufrieden mit
dem Zustand des politischen Systems. Mehr als zwei Drittel gaben
an froh zu sein, die DDR noch erlebt zu haben (Decker et al., 2023,
S. 24, 38). Auch die vorliegende Studie weist auf die spezifischen hi‐
storischen Faktoren in Ostdeutschland, beziehungsweise Thüringen,
hin. Die Skepsis gegenüber der Demokratie und die Verklärung der
DDR-Vergangenheit spiegeln sich in der beschriebenen Wahrnehmung
der politischen Debatten in Thüringen wider.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der „Sonderweg Thü‐
ringen“ durch eine komplexe Interaktion politischer Kräfte, emotionali‐
sierter Themen und historischer Dimensionen geprägt ist. Zukünftige
Studien sollten sich intensiver mit den internen Dynamiken und dem
Einfluss der Vergangenheit auf die politische Kultur in Thüringen aus‐
einandersetzen.
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5.9 Limitationen

Diese Arbeit ist durch mehrere Limitationen geprägt, die im Folgenden
beschrieben werden. Der wesentlich limitierende Faktor ist, dass die
Grounded-Theory-Methodologie aus Ressourcengründen nicht voll‐
ständig umgesetzt werden konnte. Besonders das Fehlen eines umfas‐
senden theoretischen Samplings und die nicht vollständige Erreichung
der theoretischen Sättigung schränken die Verallgemeinerbarkeit der
Ergebnisse ein.

Die unzureichende Repräsentation der konservativ-liberalen Per‐
spektiven in den Interviews hat Einfluss auf die Balance der Perspek‐
tiven in der Arbeit. Die konservative Sichtweise wurde in der Studie
lediglich durch ein Interview abgedeckt, da andere Interviewanfragen
unbeantwortet blieben. Diese unzureichende Vertretung führt zu einem
Ungleichgewicht in der vorliegenden Forschung. Obwohl das primäre
Forschungsinteresse nicht auf parteiliche Differenzen abzielte, traten
dennoch an einigen Stellen signifikante Differenzen zutage. Diese be‐
dürfen einer detaillierteren Analyse.

In Bezug auf die Gütekriterien von Strauss und Corbin (1996)
(siehe Kapitel 3.5) wurde die Angemessenheit des Forschungsprozes‐
ses weitgehend erfüllt. Die gezielte und begründete Auswahl der (Aus‐
gangs-)Stichprobe wurde sorgfältig durchgeführt. Sowohl die Benen‐
nung der Hauptkategorie als auch die Begründung der Hauptkatego‐
rien durch relevante Phänomene sind klar nachvollziehbar. Ebenso
wurden die Kriterien des theoretischen Samplings und deren Nutzen
dargelegt. Die Generierung von Konzepten ist durch die Tabellen im
Anhang nachvollziehbar. Die systematischen Beziehungen der Konzep‐
te sind durch die Darstellung axialer Kodierparadigmen für jede ent‐
wickelte Hauptkategorie gut dokumentiert. Dies ermöglicht eine klare
Nachvollziehbarkeit der Verknüpfungen und deren analytische Einord‐
nung. Jedoch weist die Dichte der Kategorien gewisse Schwächen auf.
Obwohl viele Kategorien gut entwickelt sind, zeigt sich eine Ungleich‐
mäßigkeit in ihrer konzeptuellen Dichte. Einige Kategorien sind weni‐
ger detailliert ausgearbeitet, auch, weil keine umfassende Dimensiona‐
lisierung erfolgte. Diese Ungleichheit könnte zu einem unvollständigen
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Bild der Hauptkategorien führen und die Gesamtkohärenz der Theorie
beeinträchtigen.

Die Variation in der Theorie ist eingeschränkt, was hauptsächlich
dem Format der Arbeit und der begrenzten Datenmenge geschuldet
ist. Eine größere Datenbasis könnte zu einer tiefergehenden Analyse
und einer reichhaltigeren Theorie beitragen. Die Einbindung der brei‐
ten Randbedingungen, die das untersuchte Phänomen beeinflussen, ist
grundsätzlich erfolgt, jedoch nicht in dem Umfang, der möglicherwei‐
se erforderlich gewesen wäre. Aufgrund der limitierten Seitenanzahl
einer Arbeit konnte die detaillierte Betrachtung der Kontextfaktoren
und ihrer Auswirkungen auf die Ergebnisse nicht in vollem Umfang
realisiert werden. Schließlich zeigt die Beurteilung der Bedeutsamkeit
der theoretischen Ergebnisse, dass diese einen wertvollen ersten Ein‐
blick in ein bislang wenig erforschtes Gebiet geben. Dennoch sind
weiterführende und detailliertere Untersuchungen notwendig, um die
theoretischen Ergebnisse umfassend zu validieren und die entwickelten
Konzepte weiter zu verfeinern (Strauss & Corbin, 1996, S. 217–221).

Die berufliche Tätigkeit der Forschenden im politischen Umfeld
Thüringens bringt eine Perspektive mit sich, die von beruflicher Praxis
geprägt ist. Dies birgt sowohl Vor- als auch Nachteile. Durch die be‐
rufliche Erfahrung besteht ein tiefgehendes Verständnis für politische
Abläufe. Gleichzeitig birgt sie das Risiko, durch eigene Überzeugungen
bestimmte Perspektiven unbewusst zu bevorzugen. Um dem entgegen‐
zuwirken fand ein regelmäßiger Austausch mit Außenstehenden im
Rahmen der Forschungswerkstatt statt und Annahmen wurden durch
das Verfassen von Memos regelmäßig kritisch überprüft. Trotz der
genannten Einschränkungen stellt die Arbeit einen wertvollen ersten
Beitrag zu einem bislang wenig erforschten Bereich dar und eröff‐
net Möglichkeiten für weiterführende Studien. Künftige Forschungen
könnten davon profitieren, ähnliche Untersuchungen in anderen (Bun‐
des-) Ländern durchzuführen, um die Ergebnisse zu validieren und
einen umfassenderen Überblick über das Forschungsfeld zu erhalten.
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6 Fazit

Wasserstoff soll in den kommenden Jahren eine zentrale Rolle in der
Dekarbonisierung des Energiesystems spielen. Dies verdeutlichen zahl‐
reiche Strategiepapiere auf thüringischer, nationaler und europäischer
Ebene. Das Ziel der vorliegenden Arbeit war es, die Produktion grünen
Wasserstoffes als Beispiel nehmend zu untersuchen, wodurch politi‐
sche Entscheidungen im Kontext nachhaltiger Transformationsprozes‐
se beeinflusst werden und wie politische Entscheidungsträger:innen
in diesem Kontext agieren. Um diese Frage zu beantworten, wurden
Expert:inneninterviews mit energiepolitischen Expert:innen der 2024
im Landtag vertretenen Parteien sowie energiepolitischen Expert:innen
aus den Thüringer Ministerien geführt. Angelehnt an die Grounded-
Theory-Methodologie wurden diese ausgewertet. So wurde ein erstes
Theoriefragment einer Theorie mittlerer Reichweite entwickelt, das
Einblicke in das untersuchte Forschungsgebiet gibt.

Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass die Frage nach der Energie‐
erzeugungsart von den politischen Entscheidungsträger:innen als „po‐
litisches Schlachtfeld“ wahrgenommen wird. Zu dieser Wahrnehmung
führen fünf Aspekte. Zum einen nennen die Befragten „ideopolitische
Energiepräferenzen“, den wahrgenommenen Zusammenhang zwischen
der parteipolitischen Ausrichtung und der Präferenz beziehungsweise
Ablehnung bestimmter Formen der Energieerzeugung. Dieses Phäno‐
men findet auch in wissenschaftlicher Literatur Beachtung. „Populis‐
muskapitulation“ als zweiter relevanter Aspekt bezeichnet die Aufgabe
eigener Positionen und Einstellungen zugunsten der Übernahme von
Positionen, die von lokalen Akteur:innen vorgebracht werden. Ein
Blick in die Literatur hat gezeigt, dass es fraglich ist, ob das in den
Interviews beschriebene Phänomen wirklich als Populismus im wissen‐
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schaftlichen Sinne bezeichnet werden kann. Eine Verortung als „Op‐
portunismus“ scheint potenziell passender. Als dritter Aspekt wird der
„lobbyorchestrierte Energiediskurs“ beschrieben. Dieser besagt, dass
die Energieträger, die im politischen Diskurs Beachtung finden, auf
den Einfluss lobbyistischer Gruppierungen zurückzuführen sind. Das
Phänomen „unkritische Medien“ steht für die durch die Akteur:innen
beobachtete zunehmende Gleichbehandlung unterschiedlich gewichti‐
ger Argumente ohne Kontextualisierung. Der „Sonderweg Thüringen“
als letzter Aspekt beschreibt die von den Akteur:innen wahrgenomme‐
ne besondere politische Situation in Thüringen geprägt durch eine,
im Vergleich zu andern Bundesländern als anders wahrgenommene,
Ausrichtung der liberal-konservativen Kräfte und der Minderheitsre‐
gierung in der 7. Wahlperiode.

Für die Betrachtung der spezifischen Situation, die Frage nach der
Produktion grünen Wasserstoffs in Thüringen, wurden zwei Phänome‐
ne identifiziert: das „Henne-Ei-Problem“ und die „Wunsch-Machbar‐
keits-Diskrepanz“. Ersteres beschreibt die Schwierigkeit eine Wasser‐
stoffwirtschaft ohne vorhandene Nachfrage zu etablieren, beziehungs‐
weise ohne Nachfrage die Infrastruktur für die Wasserstoffwirtschaft
zu realisieren. Für die politischen Entscheidungsträger:innen in Thü‐
ringen spielt Wasserstoff eine weniger zentrale Rolle, als es die öffent‐
liche Diskussion und die übergeordneten politischen Zielsetzungen
vermuten lassen. Dies liegt vor allem daran, dass sie die Umsetzbar‐
keit von Wasserstofftechnologien kritisch betrachten („Wunsch-Mach‐
barkeits-Diskrepanz“). Im Umgang mit dem Phänomen des „politi‐
schen Schlachtfeldes“ wurden zwei Reaktionsmuster identifiziert: re‐
aktiv und transformativ. Erstere Strategie ist gekennzeichnet durch
Konfliktvermeidung und die Anpassung der eigenen Positionen an die
vermeintlichen Präferenzen der Wählerschaft. Transformativ agierende
Akteur:innen versuchen, die Bevölkerung von den eigenen Ideen zu
überzeugen. Das transformative Reaktionsmuster korrespondierte in
der Analyse mit einer starken Überzeugung der (positiven) Bedeutung
von erneuerbaren Energien.
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Ergebnisse dieser Arbeit
nicht nur für die spezifische Thematik der Wasserstoffproduktion in
Thüringen relevant sind. Sie liefern auch generelle Erkenntnisse über
die Beeinflussung politischer Entscheidungen im Kontext nachhaltiger
Transformationsprozesse in der Energiepolitik. Die identifizierten As‐
pekte und Phänomene bieten einen wertvollen Beitrag zum Verständ‐
nis, wie politische Entscheidungen in einem dynamischen und oft
konfliktbeladenen Umfeld getroffen werden. Sie verdeutlichen, dass
politische Entscheidungen nicht nur von technischen und wirtschaftli‐
chen Aspekten abhängen, sondern auch stark durch ideologische Prä‐
ferenzen, lokale Gegebenheiten und den Einfluss von Interessenvertre‐
tungen geprägt sind. Zukünftige Forschungen sollten die vorliegenden
Erkenntnisse in anderen Bundesländern überprüfen. Anhand dieser
Ergebnisse könnten Prognosen zur Etablierung einer Wasserstoffwirt‐
schaft in Deutschland abgeleitet werden. In Thüringen hinterließ die
Energiepolitik der vergangenen Wahlperiode erhebliche Herausforde‐
rungen. Eine erneute Untersuchung in der 8. Wahlperiode könnte auf‐
schlussreich sein, um Veränderungen in der politischen Landschaft zu
dokumentieren.
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